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Geleitwort 

Für die zweite Ausgabe der heimatkund
lichen Schriftenreihe „Der Landkreis Ebers
berg — Geschichte und Gegenwart" hätte es 
kein geeigneteres T h e m a geben können 
als die Eingliederung der Vertr iebenen; 
denn dieses Thema führt unmittelbar in 
die Heimatgeschichte der Gegenwart . 
Die Idee zu dieser Arbeit e rwuchs aus mei
ner eigenen familiären Erfahrung. Die hand
werkl ichen Fähigkeiten meines Schwieger
vaters und vor allem die böhmischen 
Schmankerln meiner Schwiegermutter ha
ben mich auf die Bereicherung aufmerksam 
gemacht, die wir, in meinem Falle aus dem 
Schönhengstgau, erfahren haben. So wurde 
die Idee erstmals Inhalt eines G r u ß w o r t s , das 
ich im Jahre 1983 zum Tag der Heimat an die 
Landsmannschaften im Landkreis richtete. 
Als jährl ichem Besucher dieser Veranstal
tung w u r d e mir die schwindende Chance 
deutlich, die Erleider und Gestalter der Ein
gliederung der Vertriebenen persönlich zu 
l ö r e n . Eine unwiederbringliche Quel le der 
Heimatgeschichte schmolz sozusagen vor 
meinen Augen dahin. 
Ich hatte dies damals als Aufruf formuliert , 
habe aber sehr bald erkannt, daß hier mehr 
notwendig ist. Der Kreisausschuß folgte am 
28.1.1985 einstimmig meinem Vorschlag, den 
von Herrn Prof. Dr. Friedrich Prinz empfoh
lenen Historiker Karl-Maria Haert le vom 
Landkreis aus mit der Bearbeitung dieses 
Themas zu betrauen. Auch das Bayer. Staats
ministerium für Arbeit und Sozialordnung 
fand die Idee dieser Arbeit förderungswür
dig und hat den Landkreis Ebersberg ent
sprechend unterstützt. Schließlich hat die 
Kreissparkasse Ebersberg mit der Begrün
dungeiner heimatkundlichen Schriftenreihe 
zu meinem 50. Geburtstag diese Möglichkeit 
einer Veröffentlichung eröffnet. 
Nun liegt diese Arbeit nach vielen dankens
wer ten Mühen und Gesprächen vor und 
kann doch nur ein Abr iß sein, der viele Fort
setzungen haben könnte. Ich wünsche die
ser Schrift gerade deshalb viele Leser. Mögen 
die Ä l teren ihre eigenen Schwierigkeiten 
und Nöte wiedererkennen und deren Wer t 
bestätigt sehen. Den Jüngeren w i rd sicher 

der Eindruck einer schweren Zei t vermittelt 
und dabei manches erklärt und bewußt , w o 
mit sie wie selbstverständlich leben. Das G e 
spräch zwischen Jung und Alt wäre die beste 
Frucht dieser Arbeit , an deren Ende w i r zu 
der Feststellung kommen sollten: Der Land
kreis Ebersberg kann nur mit den Vertr iebe
nen und dem, was sie verändert haben, un
sere Heimat sein. Er wi rd es um so mehr, je 
mehr w i r davon wissen. 

Hermann Beham, Landrat 
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Vorwort 

Die vorl iegende Untersuchung über die 
Eingliederung der Heimatvertr iebenen und 
Flüchtlinge im Landkreis Ebersberg wu rde 
im Auftrag des Landkreises Ebersberg ver
faßt. D iesem und seinem Landrat, Herrn 
Hermann Beham, bin ich vor allem zu gro
ßem Dank verpfl ichtet, da mir damit die Ge
legenheit geboten wurde , mich erneut mit 
einem T h e m a zu befassen, das nicht nur sei
nen wissenschaftl ichen Reiz hat, sondern 
auch immer noch aktuell ist und sich im 
Spannungsfeld gesellschaftlicher, wirtschaft
licher und menschl icher Beziehungen befin
det. 
Gewiß konnten im Rahmen und innerhalb 
der Möglichkeiten dieser Arbeit viele Fragen 
nur angeschnitten und manche überhaupt 
nicht aufgegriffen we rden , doch gerade 
diese Lücken könnten für manchen Leser 
Ansporn und Anregung für eigene Nachfor
schungen sein. D e r geschichtlich besonders 
interessierte Leser, der noch zusätzliches 
Material e insehen möchte, wende sich an 
Herrn Webers inke , Dokumentationsstelle 
des Landkreises Ebersberg. 
An dieser Stelle möchte ich Herrn Prof. Dr. 
Friedrich Prinz danken, der die Fortschritte 
dieser Studie mit reger Antei lnahme und 
guten Ratschlägen begleitet hat. Da er ein 
profunder Kenner der Materie ist, waren mir 
seine Anregungen besonders wertvol l . 
Hinsichtlich des unerläßlichen Archivmate
rials gaben mir Her r Ltd. Archivdirektor Dr. 
Busley vom Bayerischen Hauptstaatsarchiv, 
Herr Dr. W e b e r vom Staatsarchiv München 
und Her r Weigl vom Landratsamt Ebers
berg jederzeit bereitwillig Auskunft und Ein
blick in ihre Archival ien. Nicht vergessen 
werden sollte hier auch Her r Karl Modi in der 
Universitätsbibliothek, der wie die Damen 
und Her ren in der Bibliothek des Bayeri
schen Statistischen Landesamtes immer 
freundliche Hilfsbereitschaft zeigte. 
Herr Lindauer vom Landratsamt Ebersberg 
hat mit Geschick, Geduld und Kenntnis
reichtum einen großen Teil seiner Zeit für 
den technischen und organisatorischen Ab
lauf des Projektes eingesetzt; ihm gebührt 
mein besonderer Dank. Aber auch die Bür

germeister und deren Mitarbeiter von den 
Gemeinden des Landkreises, die keine Mühe 
scheuten und wichtige Informationen bei
steuerten, haben sich um diese Dokumenta
tion verdient gemacht. 
Ohne Befragungen und Interviews wäre 
diese Untersuchung um manchen Aspekt 
ärmer geworden. Deshalb gilt mein Dank 
allen Gesprächspartnern, die sich die Zeit 
nahmen und mit großer Freundlichkeit 
Auskünfte erteilten. Unter ihnen möchte 
ich gerne vor allem den liebenswürdigen 
Frauen Anni Pickert und Herta Rotter dan
ken wie auch den Herren Franz Penz, 
Dr. Ar thur Schmelzer, Dr. Arnold Schunda, 
dem Landrat a. D. Dr. Remigius Streibl und 
Ignaz Zitterbart; Dank gebührt auch Herrn 
Dr. Rolf Klinger, der mir mit Rat und den 
Unterlagen der Arbeitsgemeinschaft für 
Heimatkunde/Grafing zur Seite stand. 

München, im August 1986 

Karl-Maria Haertle 



Einleitung 

Vierzig Jahre nach dem Ende des Zwei ten 
Weltkr ieges sind sich viele E inwohner Bay
erns der Tatsache nicht bewußt , daß als 
Folge dieses Krieges heute e twa jeder fünfte 
von ihnen ein Heimatvertr iebener oder 
Flüchtling ist. Damals aber, als diese in das 
ausgeblutete Land mit seinen zerstörten 
Städten hereinströmten, w u r d e es bald je
dem einzelnen mitunter auch sehr schmerz
lich klar, was es bedeutete, fast zwe i Millio
nen Besitzlose aufnehmen zu müssen. 
Die Vertreibung der Ostdeutschen aus ihren 
Heimatgebieten beruhte auf einer interna
tionalen Vereinbarung zwischen den Sieger
mächten, nämlich dem Potsdamer A b k o m 
men vom 2. August 1945, dessen entschei
dende Passage lautete: „Die drei Regierun
gen haben die Frage von allen Seiten erwo
gen und sind zu der Ansicht gelangt, daß eine 
Überführung der deutschen Bevölkerung 
oder deutscher Bevölkerungselemente, die 
in Polen, der Tschechoslowakei und Ungarn 
geblieben sind, nach Deutschland vorge
nommen werden muß. Sie sind sich darüber 
einig, daß diese Überführung auf eine ge
regelte und menschliche Weise erfolgen 
muß." [ I ] 
W ie die Vertr iebenen leid voll erfahren muß
ten, wurden diese Bedingungen nicht einge
halten. Die Ausweisung der in den polni
schen, tschechischen oder russischen Ho
heitsgebieten verbliebenen Deutschen ver
l iefgewaltsam, rücksichtslos und gewiß nicht 
menschlich. Der amerikanische General 
Lucius D. Clay schilderte die Ankunf t der 
ersten Vertr iebenen in seiner Zone so: 
„Die Transporte begannen im Januar 1946. 
Der Anblick, den die erste Zugladung aus 
Ungarn bot, war erschütternd. Die Ausge
wiesenen waren ohne genügenden Proviant 
und nur mit notdürftigstem Reisegepäck zu
sammengeholt worden ; hungrig und armse
lig kamen sie an." [2] 
Auch die Vertriebenen aus anderen Ost
gebieten machten den gleichen trostlosen 
Eindruck. Der Lübecker Korrespondent des 
„Manchester Guardian" berichtete am 10. 
März 1946: 
T rotz der Potsdamer Vereinbarung, wonach 

die Umsiedlung der deutschen Bevölkerung 
aus dem Osten geregelt und human vor sich 
gehen sollte, vertreiben die polnischen Be
hörden Deutsche aus den neuerdings polni
schen Gebieten . Sie kündigen die Auswe i 
sung zehn Minuten vorher an und schicken 
die Menschen ohne Nahrungsmittel in über
füllten Zügen in die britische Besatzungs
zone. 
Ein dreiundsiebzigjähriger Mann und ein 
Kind von achtzehn Monaten wurden tot im 
ersten Transport aufgefunden. ( . . . ) Im zwei
ten Transport lagen drei Tote. Im allgemei
nen packt man eintausendfünfhundert Men
schen in einen Zug mit 26 Waggons, die un
geheizt und zum größten Teil beschädigt 
sind. Der vierte Transport brachte aber 
zweitausendsiebzig Menschen, so daß diese 
Leute kaum stehen, geschweige denn sitzen 
konnten." [3] 
Auf diese oder ähnliche Weise kamen allein 
im Laufe des Jahres 1946 rund drei Millionen 
Ostdeutsche in das Gebiet der heutigen 
Bundesrepublik. Z u diesen gesellten sich 
noch die Flüchtlinge, also diejenigen Men
schen, die v o r d e n heranrückenden sowjeti
schen A r m e e n in den Westen geflohen w a 
ren. In den folgenden Jahren stieg die Anzahl 
der Aufnahmesuchenden kontinuierlich an ; 
sie erreichte schließlich Ende 19507,88 Millio
nen, das waren 16,5 Prozent der bundes-
republikanischen Gesamtbevölkerung. [4] 
Die mit dem Vertr iebenen- und Flüchtlings
zustrom verbundenen Lasten trafen die ein
zelnen Länder sehr unterschiedlich: „Die ab
solut größte Zahl Vertriebener nahm zu
nächst Bayern auf (1,9 Millionen), gefolgt von 
Niedersachsen (1,85 Millionen) und Nord
rhein-Westfalen (1,33 Millionen). Im Verhält
nis zur Gesamtbevölkerung lag der Vertrie-
benenanteil der .Flüchtlingsländer' Schles
wig-Holstein (33 Prozent) , Niedersachsen 
(27,2 Prozent) und Bayern (21,1 Prozent) weit 
über dem Bundesdurchschnitt, während er 
in den Stadtstaaten Bremen und Hamburg 
und in Rheinland-Pfalz weniger als 10 Pro
zent betrug. Diese Belastungsunterschiede 
wurden nach 1950, teils auf die Initiative von 
Bund und Ländern hin, teils aufgrund unge-

lenkter Binnenwanderungen, weitgehend 
ausgeglichen." [5] 
Mit seinen fast zwei Millionen Vertr iebenen 
und Flüchtlingen w a r Bayern, wie dessen Mi
nisterpräsident Hans Ehard in einer Rede am 
24.Oktober 1947ausführte, „in nahezu uner
träglicher Weise übervölkert". Z u diesem 
Zeitpunkt galt es auch noch 137 000 Auslän
der zu versorgen, die nicht von der Interna
tionalen Flüchtlingsorganisation ( IRO) be
treut wurden , und außerdem noch 329 000 
innerbayerische Evakuierte, die nicht in 
ihre zerstörten Wohnungen zurückkehren 
konnten. Mit den 287 300 Evakuierten aus 
anderen deutschen Ländern mußte Bayerns 
eingesessene Bevölkerung von rund Gk Mil
lionen insgesamt ungefähr 2fi Millionen 
Menschen zusätzlich ernähren und unter
bringen. Damals war in Bayern jeder dritte 
E inwohnere in Ortsfremder. [6] 
Diese Zahlen lassen einen Rückschluß zu , in 
welchem Umfang sich in der Bevölkerungs
struktureine soziale Umgruppierung vollzo
gen hatte, Doch für die reibungslose Einglie
derung aller Zugewanderten fehlte es vor al
lem an den materiellen Voraussetzungen. 
Der Krieg hatte gewaltige Schäden hinterlas
sen. Allein die kriegsbedingten Verluste an 
Wohnungen betrugen etwa 14 Prozent, von 
denen die meisten auf die Städte fielen. Mit 
der Abtrennung der Ostgebiete fehlten ge
rade die Zonen , die in besonders hohem 
Maße Grundnahrungsmittel wie Weizen, 
Fleisch und Gemüse erzeugt hatten, auch die 
Produktion von industriellen Gütern war, 
gemessen am Stand der Vorkriegszeit, um 
mehr als die Hälfte gesunken. [7] 
Demontagen und die Zwangsbewirtschaf
tung forderten dem Land Bayern empfind
liche Opfer vor allem im Bereich der Nah
rungsmittel ab, die von der einheimischen 
Bevölkerung wenig verstanden wurden. 
Hunger, Schwarzhandel und kriminelle De
likte waren an der Tagesord n u ng. Die sch rift-
lichen Quellen aus diesen Notzeiten vermit
teln einen lebendigen Eindruck von den 
chaotischen Nachkriegsjahren und von der 
Machtlosigkeit der Behörden. Einige Bei
spiele aus den Berichten des Landrates von 
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Solche Plakate standen am Anfang der Vertreibung 
der deutschen Bevölkerung. 

Sonderbefehl 
für die deutsche B e v ö l k e r u n g der Stadt Bad Salzbrunn 

e i n s c h l i e ß l i c h Ortstei l Sandberg . 

£ a u t £Befef)I ber $ M m f # e n S f e g t m m f l w i r b befohlen: 

1 . lim 1 4 . 3 u ß 1945 ab 6 biö 9 Ubr » i rb eine Umfieblung ber beutfrfjcn 
.^eoolterung ftattfinben. 

2 . DiebeutfebeS3e»offerungroirbin bae Webiet roeftücb bee Sluffee SReiffe 
umgeftebelt. 

3 . Seber Deutfcbe barf t>öcf)ften6 2 0 fg föcifegepäcf mitnehmen. 
4 . Äe in .Xraneport (äßagen, £cbfcn, iPferbe, M b e ufro.) wirb erlaubt. 
5 . D a ö ganje febenbige unb tote Snoentar in unbefebäbigtem 3uftanbe 

bleibt atö E igentum ber spofatfcfjen »tc^terun^. 
6 . D i e tefcte Umfteblungöfrift tauft am 1 4 . 3 u ß 10 Ubr ab. 
7. Sticbtauöfübrung beö .^efebtö roirb mit febärfften S t r a f e n »erfolgt, 

einfebflepflet) äßaffengebraueb. 
8 . 2Cueb mit äßaffengebraucb wirb »erhinbert (Sabotage u. ^fönberung. 
9 . S a m m e f y l a ß an ber S t r a f e S?bf • ̂ ö b Safjbrunn-Wbelebacber 3ßeg 

in einer ^arfebfotonne ?u 4 sJ)erfonen. S p i e e ber Äolonne 2 0 Steter oor ber 
*:rtfcbaft30»eu3bacb. 

10 . Diejenigen Deutfcben, bie im $eftß ber Sliebteoafuierungöbefcbeini-
gungen ftnb, bürfen bie ÜJßohnung mit ibren Angehörigen in ber^eitoon 5 bie 14 
i lb r niebt »erraffen. 

1 1 . 3lUe äßobnungen in ber S t a b t muffen offen bleiben, bie Sßobnunge-
unb .frausfchßtfiel muffen nacb a u f en geftetft werben. 

3 a t , b r u n n , , 4 5 u . i , 9 4 i , ( 5 u , r A b s c h n i t t s k o m m a n d a n t 

(-) Zinkowski 
Oberstleutnant 

Ebersberg mögen dies verdeutl ichen: 
27 November 1945: „Im Berichtsmonat sind 
16 Fälle von Diebstählen vorgekommen und 
2 Fälle schweren Raubes. Die bäuerliche Be
völkerung wünscht , daß baldigst durchgrei
fende Maßnahmen gegen die auftretenden 
Banden durchgeführt werden . Die Bewaff
nung der Landpolizei wi rd nicht als ausrei
chend erachtet, da die Banditen bei ihren 
Überfällen überwiegend mit Pistolen und 
Maschinenwaffen auftreten." [8] 
23.Oktober 1946: „Die Fettzuteilung ist gänz
lich ungenügend. Die Erhöhung der Brotra
tion bedeutet zwa r einen Fortschritt, jedoch 
ist damit der Hunger der Bevölkerung nicht 
gestillt, da ja auch das Hauptnahrungsmittel 
.Kartoffel' stark rationiert wurde . Die Fisch
versorgung müßte wöchentlich einmal un

bedingt durchgeführt werden . Die Zucker
anweisung müßte erhöht werden . Der Man
gel an Kleidung und Schuhen für Kinder 
macht sich in katastrophaler Weise bemerk
bar, diesem muß unbedingt gesteuert wer
den. Die Zuteilung von Waschmitteln und 
Seife wäre äußerst dringend. Mit dem zuge
wiesenen Holz reicht die Bevölkerung nicht 
aus, da Kohlen nicht zur Verteilung gelan
gen." [9] 
22. November 1946: „Die Ankündigung der 
Möglichkeit, Herde zu beschlagnahmen, hat 
große Unruhe hervorgerufen. Die Bevölke
rung bemerkt, daß die Methoden des Drit
ten Reiches in dieser Hinsicht nicht anders 
waren . Die Bauern verl ieren den Mut und 
den Willen zur Ablieferung: sie haben bei 
der schwierigen Arbei t der Felderbestellung 

an den Flüchtlingen keine Hilfe, wei l diese 
entweder unfähig oder für bäuerliche Arbei
ten zu faul sind; sie wol len aber den noch alle 
Dinge, die sie beim Bauern sehen, fürsich be
anspruchen. Holzfrevel in Privatwäldern 
nimmt ständig zu. Das Privateigentum ist 
heute fast vogelfrei." [10] 
Die Behörden waren zunächst solchen Pro
blemen nicht gewachsen. Dies galt vor allem 
„für die Verwalter des täglichen Überlebens. 
Da die meisten .Normalverbraucher' aber 
gezwungen waren, einen wichtigen Teil ih
rer Ze i t im Umgang mitZuteilungs-, Bewirt-
schaftungs-, Zuzugs- oder Wohnungsäm
tern zu verbringen, wuchs die Erbitterung 
über den zermürbenden Papierkrieg zuse
hends. Erst 1948 entspannte sich diese Situa
tion." [ I I ] 
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davon 
1. Deutsche Ostgebiete Gesamtbevölkerung deutscher nichtdeutscher 

Volkszugehörigkeit 
Ostpreußen 2 488 122 2 4 7 3 000 15 122 
Ostpommern 1 895 230 1 883 700 11 530 
Schlesien 1) 4 592 641 4 576 499 16 142 
Ostbrandenburg 644 834 642 000 2 834 
insgesamt 9 620 827 9 575 199 45 628 

II. Staaten Ost- u. deutsche Volks
Südosteuropas zugehörige 
Sowjetunion 1 423 000 
Lettland 63 000 
Estland 17 000 
Litauen 52000 
Memelgebiet 118 000 
Danzig 380 000 
Polen 963 000 
Tschechoslowakei 3 477 000 
Ungarn 623 000 
Rumänien 786 000 
Jugoslawien 537 000 
Bulgarien 5 000 
nsgesamt 8 852 000 

Deutsche insgesamt 
aus 1 und II 18427 199 

Bevölkerung der deutschen Ostgebiete in den Gren
zen von 1937 und deutsche Bevölkerung in den Staa
ten Ost- und Südosteuropas am 1. September 1939. 
(Entnommen aus: Bayerisches Staatsministerium 
für Arbeit und Sozialordnung [Hrsg.]: Deportation, 
Flucht und Vertreibung, S. 10.) 

) Nieder- und Oberschlesien — soweit ostwärts der Oder-Neiße-Linie - und Ostteil des sächsischen Stadt- und Landkreises Zittau. 
Quelle: Mitteilungen des Statistischen Bundesamtes vom 21.2.1959und „Die deutschen Vertreibungsverluste", herausgegeben vom Stati
stischen Bundesamt, Wiesbaden-Stuttgart I959 

Doch bis dahin drohte jahrelang die Gefahr, 
daß der durch existentielle Notlagen ange
sammelte Sprengstoff explodieren könnte. 
Gerade bei den Ärmsten der A r m e n , den 
Flüchtlingen und Heimatvertr iebenen, w a r 
diese Gefahr am größten, eine Gefahr, der 
sich heute, da man von einer gelungenen 
Eingliederung der Ausgewiesenen sprechen 
kann, fast niemand mehr bewußt ist. Prof. 
Friedrich Prinz schreibt hierzu: „Bekanntlich 
ist nichts erfolgreicher als der Erfolg, und ge
rade deshalb erscheint es notwendig und an
gebracht, die breite Prozessionsstraße f reu
diger Selbstbestätigung zu meiden und sich 
ernsthaft die Frage zu stellen, ob es nicht 
ganz anders hätte kommen können, ob es 
nicht ebensogut das Schicksal der Sudeten
deutschen und aller anderen Vertr iebenen 
hätte sein können, zerstreut, isoliert, fellachi-
siert, zu .Fremdarbeitern' degradiert und da
durch mit untilgbaren kollektiven Haßgefüh
len gegen die Einheimischen als die glücklich 
Besitzenden aufgeladen zu werden? Die Ver
triebenen als Speerspitze des totalen gesell
schaftlichen Umsturzesaußerhalbseines mi
litärischen Machtbereichs — war dies nicht 
eine ingeniöse Intention Stalins, die Instru
mentalisierung dieses entwurzelten, depos-
sedierten Teils der Gesamtnation als Kader 
der Weltrevolution?" [12] 
Diese Rechnung Stalins ist nicht aufgegan
gen. Trotz der schier unlösbaren Probleme, 
die die Vertreibung der Ostdeutschen mit 
sich brachte, trotz der Not und des Elends 
der langen Hungerjahre zeigten sich die Aus
gewiesenen w ie auch die bayerische Bevöl
kerung in ihrer Gesamtheit der ungeheuren 

Herausforderung gewachsen. Dieser Lei
stung ist wohl seitdem nichts Vergleichbares 
entgegenzusetzen. 
Eine solche Leistung verdient es aber auch, 
gebührend gewürdigt zu werden . Dies ist 
eine der Absichten, die mit der vorliegenden 
Dokumentation verfolgt w i rd . Die andere 
möchte aufzeigen, daß die Eingliederung der 
Heimatvertriebenen und Flüchtlinge trotz 
der großen Opfer und Einschränkungen, die 
die einheimische Bevölkerung auf sich neh
men mußte, das gesellschaftliche, wirtschaft
liche und kulturelle Leben letztlich gefördert 
und bereichert hat. 
Dies gilt für die gesamte Bundesrepublik, für 
Bayern und auch für jeden einzelnen Land
kreis, in besonderem Maße jedoch für den 
Landkreis Ebersberg, da dieser weit mehr 
Vertriebene als die meisten anderen hatte 
aufnehmen müssen, nämlich 25,9 Prozent 
des Bevölkerungsanteils, während der ober
bayerische Durchschnitt bei 20,4 Prozent lag 
(Genaueres darüber findet sich im Kapitel 
„Die Vertriebenen des Landkreises in Zah
len"). 

Anmerkungen 

[ I ] Z i t ier t nach: W a l d m a n n , Peter : D ie Eingliede
rung der ostdeutschen Ver t r i ebenen , S. I65. 
[2] Z i t ie r t nach: Zayas , A l f red M. de : Die Anglo-
Amer i kane r und die Ver t re ibung der Deutschen , 
S. I37. 
[3] Z i t ie r t nach: Ebd . , S. I38. 
[4] Neumann , F ranz : D e r Block der Heimatver
t r iebenen und Ent rechte ten , S. I. 
[5] Siehe A n m . I, S. I67 
[6] Koller, Resi : Das Flüchtl ingsproblem in de r 

Staatsverwaltung, S. 10. 
[7] Siehe A n m . I, S. I68. 
[8] A r c h i v L R A Ebe 0I6/6: Ber icht des Landrats an 
den Regierungspräs identen v o m 27. N o v e m b e r 
I945. 
[9] A r c h i v L R A Ebe 0I6/6: Ber icht des Landrats an 
die Regierung von O b e r b a y e r n v o m 23. Ok tobe r 
I946. 
[10] A r c h i v L R A Ebe X/4I9/2 : Intelligenzbericht 
v o m 22. N o v e m b e r I946 an die amerikanische Mi
l itärregierung. 
[ I I ] Krauss , Marita : „Die Kontingentierung von 
Adopt i v - und P f l e g e k i n d e r n . . . unterl iegt nicht 
m e h r der Beschwerdeste l le . . . " , Bürokrat ie der 
Mangelverwal tung; in : Pr inz , F r iedr ich/Krauss , 
Marita (Hrsg . ) : T r ü m m e r l e b e n , München I985, 
S. I25. 
[12] Pr inz, Fr iedr ich : Gesta l ten und Wege bayeri
scher Gesch ichte , S. 236. 

9 



Die Verwaltung und die Heimatvertriebenen 

Da mit Kriegsende auch der Staatsbetrieb 
aufgelöst worden war, blieben die ersten 
Hilfeleistungen für Ernährung, Kleidung und 
Unterbringung der Flüchtlinge vol lkommen 
der Eigeninitiative von kommunalen Be
hörden überlassen. Diese richteten in Ver
bindung mit Wohlfahrtsorganisationen Be
treuungsstellen ein, veranstalteten Kleider
sammlungen und richteten provisorische 
Lager überall da ein, w o es nur möglich war. 
Die oberste Instanz bildete bei allen solchen 
Akt ionen die amerikanische Militärregie
rung, die vor allem mit den Kreisbehörden 
zusammenarbeitete. Diese hatten bei ihr die 
Genehmigungsgesuche einzureichen und 
von ihr die Befehle zu empfangen. Das Kreis
wohnungsamt, das zunächst für die Auf
nahme von Evakuierten gebildet worden 
war, mußte sich dann auch um die Unter
bringung der Flüchtlinge kümmern ; es hatte 
das Recht zur Beschlagnahme von Wohn
räumen und war mit besonderen Vollmach
ten ausgestattet (siehe Abb . unten) . [ I ] 

> — — — — — — — — 

K l e i d e r - u n d W ä s c h e s a m m l u n g ! 

Mit Genehmigung der Militärregierung und des Landrats Ebersberg wird im Bereich des Land
kreises Ebersberg in der Zeit 

v o m 2 7 . O k t o b e r b i s 1 2 . N o v e m b e r 1 9 4 5 
eine Maussammlung durchgeführt. Träger dieser Sammlung ist das Bayerische Rote Kreuz, Kreis
stelle Ebersberg. Annahmestellen sind bei den Bürgermeistern errichtet. Die Sammlung selbst führen 
freiwillige Sammler durch, welche im Besitze von voreedruckten Quittungsblöcken sein müssen. Jeder 
Spender erhält eine von ihm und dem Sammler unterzeichnete Bescheinigung über die gespendeten 
Sachen. 

Erwünscht sind nur brauchbare und ohne allzu große Instandsetzungsarbeiten verwendbare Stücke 
und zwar: Unterwäsche, Socken und Strümpfe für Männer, Frauen und Kinder, Woll- und Pelzsachen, 
Anzüge und Frauenkleider, Mäntel, Schuhe und Stiefel, Hüte, Kopf- und Halstücher, Ohrens'chützer und 
'Handschuhe, Säuglingswäsche, insbesondere Windeln, Bettwäsche und Wolldecken. 

Das Ergebnis der Sammlung wird restlos für folgenden Personenkreis verwendet: 
1) entlassene Soldaten, die besonders bedürftig sind (insbesondere auch Kriegsversehrte), 
2) Flüchtlinge, 
3) Sonstige Bedürftige (In erster Linie werden solche Bedürftige berücksichtigt, welche in Arbeit 

stehen). 
Die Notlage des in Frage kommenden Personenkreises ist außerordentlich groß, namentlich im Hin

blick auf die bevorstehenden Wintermonate und vor allem auf das am 1. Dezember 1945 in Kraft tretende 
Uniformverbof. Es muß daher für Jeden eine selbstverständliche Pflicht sein, zur Linderung dieser Not 
durch Leistung einer seinen Verhältnissen entsprechenden Spende nach besten Kräften beizutragen. 

B a y e r i s c h e s Ro tes K r e u z , K re i s s te l l e E b e r s b e r g 

i i H t H m n m — — — — — — — — 

Oben: Aufruf zur Kleider- und Wäschesammlung 
(in: Amtliche Bekanntmachungen des Bezirksamtes 
Ebersberg vom 27. Oktober 1945). 

Unten: Amtliche Bekanntmachung des Bezirksam
tes Ebersberg vom 6. Oktober 1945. 

©etreff: ÄreiSmobnungSamt unb SBobnungS-
erfaffung. 

5fuf tfnorbnung ber Sltgierung eon Cberba»-
ern »erben mebr als 40000 SRenfcben ben 
äßinter über aus Sftüncben erafuiert. Gin gro
ßer Zeil bieroon ift »on bem ganbfreiS (SberS-
berg aufjunebmen. 
Um ben hierfür not»enbigen Sßobnraum 
erfaffen unb eine einigermaßen gerechte Vertei
lung auf ben üanbfreiö burrbftibren ju tonnen, 
»urbe ein AreiS»obnungSamt gebilbet, baS 
aHe jur Sefcblagnabme »on Sßobnräumen not-
»enbigen SJollmarbten erbält. 
2fJb fofort »erben fämtfirbe ©emeinben burrb 
biefe SßobnungSfommiffion aufgefuebtunb bie 
Belegung eines jeben #aufeS feftgefe$t. 
£*ie äßobnungSfommiffion »irb bemübt fein, 
in jeber#infir&t geredjt unb objef ti» ju arbeiten. 
2ro$bem »erben .Jöärtefälle niebt ju »ermeiben 
fein, »enn 5.83, geforbert »erben muß, bafi bie 
biSberigen .?>auSein»obner enger jufammen-

jieben. 2furb bie SRitbenügung »on Äürben unb 
Stuben bureb bie (Statuierten, bie großenteils 
bie ibnen jugemiefenen unbebeijbaren 3täume 
nur als ScbfoffteUe »erben benufien tonnen, ift 
uneermeibbar. 
£ie S e»ölferung »irb um SerftänbniS für biefe 
2Rafma&men erfuebt unb fte »irb baran erin
nert, baß ber .Krieg j»ar beenbet, jeboeb beffen 
folgen noeb längere 3eit fpürbat fein »erben. 
3n Weigerungsfällen »irb bie SßobnungS-
tommifTion mit 3»angSmaßnabmen »orgeben 
muffen, - Tie »urbe ju biefem 3»ecfe mit spoli-
jeibefugniffen unb befonberen SMmarbten ber 
äRilitär-Stegierung auSgeftattet. 

(SberSberg, ben 2. C f tober 1945. 

Ter 8anbrat. 
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Betorbmmg Jtr. 2 über bas Jtüdtfttngsn'efen. 
3ur Serjebung ber giüchjüngsnot, jur ßöfung bes Problems 

einer gtetdjmä&igen Verteilung bes glüdvtlingsftroms über bas ganä* 
Öanb unb für bie umfaffenbe Betreuung ber glüdjtltnge erläfjt bas 
Staatsminifterium bes Önnern mit fofortiger Sßirffamteit folgenbe 
JBerorbnung: 

(Es roerben beftellt: 
1. ) Sin Staatstommiffar für bas SlüffjtJtngsroefen im SBaner. 

Staatsminifterium bes 3nnern. Seine Aufgabe ift bie ßeitung bes 
tJlüdjtlingsroefens in 58arjern 

2. ) 3e ein SRegierungsfommiffar für bas glüdjtlingsroefen bei 
ben SRegierungspräfibenten. Die SRegierungstommiffare, bie ben 
ftegierungspräftbenten bienftlid) unterftellt finb, arbeiten nad) ben 
SBetfungen bes Staatsfommiffars. 

Slufgabe ber SRegierungsfommiffare ift bie gleicfjmäfjtge SBertei« 
lung bes glüdjtlingsftroms im JRegierungsbeairf. Sie arbeiten in 
engfter güljlung mit ben 6rnär)rungsämtern foroie mit bem 33aner. 
JRoten Rreuj unb ben Serbänben ber freien SBoblfabrtspflege (Ca« 
ritas, innere 2Riffion, 2lrbeiterroor)lfar)rt, *J5aritätifcfjer 2Bor)lfar)rts» 
oerbanb unb Komitee ber befreiten Suben in SBarjern). 

3. ) 3e ein glüd)tlingsfommiffar bei ben ßanbräten unb ben 
Dberbürgermeiftern. Die glüd)tüngsfommiffare arbeiten nach, ben 
SBeifungen ber SRegierungsfommiffare. Sfjre Aufgabe ift: Organt» 
fatortfdie Crfaffung bes gefamten Slüditlingsroefens in ben fianb« 
ober Stabtfreifen. Betreuung ber Flüchtlinge oon irjrem (Eintreffen 
bis <ju ibrer enbgültigen Unterbringung in 2Bor)nung unb 2lrbeit. 
Die in ben Sanbfreifen oorbanbenen SBobnungsfommiffionen, 2Bor)« 
nungsämter foroie bie SBürgermeifter in ©emeinben, bie fein eigenes 
SBohnungsamt fjaben, roerben fjirtflcfjtltrf) ber gefamten SBobnraum« 
beroirtfdjaftung bem Slüditlingsfommiffar unterftellt. Diefer r)at 
bas 5Red)t sur 58efct)Iagnar)me oon SBorjnräumen aller Utrt unb aur 
SSeleguna bes befdjlagnahmten 2Bor)nraums nad) bem 5Reid)slei« 
ftungsgefefe ober bem an oeffen Stelle tretenben ©efefo. ÜBetter ob« 
liegt iljm insbefonbere bie glücfjtlingsoerteilung in 2Raffen- unb 
Einseiquartieren, bie JRegiftrierung, Iransporte, bie ärgtlidie SBe« 
treuung unb bie Einführung gum Slrbettseinfafc. 

3ur ÜJcirarbctt tonnen aus ber ÜJcttte ber gtüdjtlinge geroärjlte 
^erfonen r)erange,3ogen roerben. 

Der glüdjtlingsfommiffar ift für bie engfte 3"farnmenarbett 
ber für bas glüdjtlingsroefen in 58etrad)t fommenben Stellen oer« 
antroortlicr). 

Jütündjen, ben 2. Stooember 1945. 
Der Barier. Slaatsminifter b. 3nnern: geg. 3. S e i f r i e b , 

Die Probleme, mit denen sich die kommuna
len Behörden herumschlagen mußten , wur
den mit der Zeit so groß, daß die Verwaltung 
in arge Bedrängnis geriet. Im Oktober 1946 
mußte der Landrat an die Militärregierung 
folgendes melden: 
„Es mehren sich die Fälle, daß Bürgermeister 
ihr A m t zur Verfügung stellen wol len . Die 
G r ü n d e für diese epidemieartige A m t s m ü 
digkeit ist darin zu suchen, daß die Flücht
linge jeder einzelnen Gemeinde enorme 
Sorgen bereiten und es in der Tat nicht abzu
sehen ist, w ie man der Not der Masse der 
Flüchtlinge Her r werden soll. W e n n der 
Flüchtlingsstrom nicht bald abreißt, und die 
Flüchtlinge nicht bald in den Arbei tsprozeß 
eingegliedert werden können, w i rd es in ei
nigen Wochen zu blutigen Zwischenfäl len 
k o m m e n , w e n n nicht gar zu katastrophalen 
Ausschreitungen. Das Landratsamt bemüht 
sich im Zusammenwi rken mit dem Flücht
l ingskommissar mit allen nur erdenklichen 
Methoden den Flüchtlingen Unterkunft in 
Familien zu gewähren: aber wenn nicht ein
mal e ine Atempause in der Zuwe isung erfol
gen w i r d , kann eine Katastrophe woh l mög
lich w e r d e n . Noch sind die Bürgermeister 
will ig und arbeitsfreudig; aber bei zuneh
mende r Belastung der Gemeinden w i rd es 
für nebenberufl iche, ehrenamtliche Bürger
meister der Landgemeinden bald unmöglich 
sein, aller Schwierigkeiten Herr zu bleiben." [2] 
Z u diesem Zeitpunkt war an ein Ende des 
Vertr iebenenzustroms noch gar nicht zu 
denken , und dennoch wurde nicht bekannt, 
daß ein Bürgermeister des Landkreises 
Ebersberg die Flinte ins Korn geworfen 
hätte, obwohl inzwischen die Bevölkerung 
das Vertrauen in die Verwaltung ver loren 
hatte, w ie der Landrat klagte: 
„Das Versagen jeder behördlichen Anord
nung im Kampf gegen Schwarzhandel und 
W u c h e r ist für die Bevölkerung unverständ
lich. D e r Begriff der Korruption und der 
Schiebung wird in einem Atemzug mit fast 
jeder Behörde genannt. Die Ohnmacht der 
Verwal tung, des Schwarzhandels und Ham-
sterns Her r zu werden , w i rd so verstanden, 
daß die Behörden gar nicht den ernstlichen 
Wi l len haben durchzugreifen, sondern mit 
Schiebern und Schwarzhändlern selbst ge
meinsame Geschäfte machen." [3] 
W i e daraus zu ersehen ist, waren die Sorgen 
um die Heimatvertr iebenen und Flüchtlinge 
nicht die einzigen Schwierigkeiten, mit de
nen sich die Verwaltung herumschlagen 
mußte . Sie war in diesen Zeiten wirkl ich 
nicht zu beneiden. Denn einerseits waren 
die Notstände der Nachkriegszeit unmög
lich auf Anhieb zu beseitigen, die hungernde 
und fr ierende Bevölkerung niedergedrückt 
und besorgt, und andererseits übte auch die 
Regierung ihren Druck auf sie aus, w e n n bei 
ihr sich die Beschwerden häuften. Solche 

veranlaßten zum Beispiel den Innenminister 
J. Seifried (22. Oktober 1945-20. September 
1947) im Januar 1947 zu einem geharnischten 
Schreiben, das er sämtlichen Regierungen 
zur Verteilung zugehen ließ: 
„Wiederholte Klagen über skandalöse Be
handlung von Flüchtlingen und Ausgewiese
nen bei den verschiedensten Behörden und 
Amtsstellen, insbesondere den Wirtschafts-
und Ernährungsämtern, geben mir Veranlas
sung, darauf hinzuweisen, daß nach Art ikel 
96 der Bayerischen Verfassung die Beamten 
Diener des ganzen Volkes sind, also auch der 
Flüchtlinge und Ausgewiesenen. Es muß da
her die besondere Aufgabe der im öffent
lichen Dienst stehenden Beamten und A n -

Im November 1945 werden Flüchtlingsbeauftragte 
für die verschiedenen Verwaltungsebenen ins Leben 
gerufen. 
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Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 1/1916 

G e s e t z N n 5 
über die Befugnisse des Staatskommissars für das 
Flüchtlingswesen, der Regierungsflüchtlingskom-
missare und der Flüclitlingskommissare bei den 

Landräten und Oberbürgermeistern 
(Flüchtlingsnotgesetz). 

Zur raschen Überwindung der Schwierigkeiten, die 
sich in der Fürsorge für Flüchtlinge und Evakuierte er
geben haben, sind außerordentliche Maßnahmen er
forderlich. E s ergehen daher folgende Bestimmungen: 

§ 1 
Der dem Staatsminister des hinern unmittelbar 

unterstehende Staatskommissar für das Fiüchtlings-
wesen ist ermächtigt, mit Zustimmung des Staatsmini-
sters des Innern und des Staatsmiiüstefiums der Justiz 
alle Maßnahmen zu ergreifen und anzuordnen, die ge
eignet sind, die Notstände in der Unterbringung, der 
Ernährung und der Bekleidung der Flüchtlinge zu be
heben. 

Soweit es diese Aufgabe erfordert, ist er an die 
Schranken des Reichsleistungsgesetzes, des Notgeselzes 
zur Sicherung eines angemessenen Raumausgleichcs 
und an sonstige gesetzliche Vorschriften nicht ge
bunden. 

§ 2 
Die im § 1 bezeichneten Befugnisse kann der Staats

kommissar für das Flüchtlingsweseti im Einzelfall auf 
die ihm unterstehenden Fltichtluigskomniissarc über
tragen. 

§ 3 

Die Ausführungsvorschriflen erläßt das Staatsmini
sterium des Innern im Benehmen mit dem Staalsmmi-
sterium des Justiz. 

Dieses Gesetz tritt mit dem Tage der Verkündmig 
im Rundfunk in Kraft.*) Es gilt vorläufig bis zum I.Juli 
1916. 

M ü n c h e n , 11. Dezember 1915. 
Der Bayerische Ministerpräsident 

gez. Dr. Wilhelm H o e g n e r . 

*) 18. Dezember 1915. 

Oben: „Flüchtltngsnotgesetz'' vom 14. Dezember 
1945. 

Rechts: Anordnung vom 10. Juli 1946, die der Erläu
terung des „Fluchtlingsnotgesetzes" dient 

L a w N o 5 
on the fluthorities of the State Commissioner 
for Refugees, of the Regierungs-Commissioners 
for Refugees and the Commissioners for Refugees 

at the Landräte and Oberbürgermeister 
(Emergency-Law for Refugees). 

For the speedy overcoming of diffieuities which have 
arisen in the care for refugees and evacuees, extra-
ordinary measures will be necessary. For this purpose 
the foliowing provisions are hereby issued: 

Art. 1 
The State Commissioner for Refugees who will be 

directly subordinate to the State Minister of the I n -
terior, wil l be authorized to iniliate and to order all 
measures in agreenient wilh the State Minister of the 
Interior and the State Minister of Justice, which will 
be suilable to remedy etneryencies in housing, feeding 
and clothing of the refugees. 

As far as the task necessitales it, he will not be 
subject to the restrictions of tlie Reichsleistungsgesetz 
(Law on Supplies and Services rendered to the Reich), 
the Emergency - L a w on the Securing of an Adequate 
Distribution of Dwelling-Rooms and other legal pro
visions. 

Art. 2 
The State Commissioner for Refugees may delegate 
in individual cases the authorilies stated in art. 1 to 
the Commissioners for refugees subordinate to him. 

Art. 3 
The executive instruetions will be issued by the State 
Mimstry of the Interior in consultation witli the State 
Ministry of Justice. 

Art. 4 
This law will become effective upon the date of 

Promulgation by radio.*) 1t will temporarily remain 
effective untii July 1, 1916. 

M u n i c h , December 11. 1915. 

The Bavarian Minister-President 
Dr. Wilhelm H o e g n e r . 

*) December 18th, 1915. 

(Einroeifung oon Jluchflingen in SJofmangen. 

Der Staatsfommidar für baa SlürtjUingsroefen in Banern fjat 
am 10.7.46 auf Srunb bea 3liid)tling5'9totgefet)e3 oom 14.12.45 
nattjfolgenbe 2fnorbnimg erlaffen: 

I t 

Die 3U|'tcnbige "Polizei ober ÜanbjSgerei ift im (Einoerneltmen 
mit bem Ganbrat ober Qberbürgermeifter auf Grjuajen ber fjlüdjt* 
lingsfoimniffiire ober ber örtlldjcn 3SoIjnungebebÖrben b e n ö t i g t , 
jliiihtlinge, (Epafuirrte unb fonflige Cuartiernehmer iroanqstneife 
in drtnungsmd&ig befrtjlnan ahmte R ä u m e ein.5umei[en »nb bie '3e-
roätjrung oon Stebenleittungen Ott Quartiergebers ironrtqaioiHfe 
öurrtnufegen. infotoeit bie 3 u r D F rfuejunqfteirung, bcjro. '9er&til)rung 
oon ben Quartiergebern oermeigert toirb. 

I L 
Hg ift ein genaues Clnrentar über bie in ben 3täumen juin 

3i-i!pun(t ber Scfrfjlagnabme befinbllrtjen tUegenflänbe. bie bort als 
unbebingt notajenbig bauernb oerbleiben iollen. auhuflellen. Der 
Üuortiergeber ift berechtigt. (Begenftänbe. bie 3ur 33cn>ohnbnrteit 
bes 3 * " " " « » nld)t unbebingt erforberlidi finb. wtt Grinnerungs-
unb befonbere 2Bertgegenftartöe j u entfernen. 

i t 
Duarliergeber. bie bie Suinabme ber obengenannten Berfonerf 

grupprn in orbnungsmäfeig befd)Iagnobmte SSobnräume oerroeiqern. 
roerben mit GJel&frrate bis JU H9R. 10 000.— ober (DefSngnta bis j u 
5 3abren beftroft 

S>er gleiten 6trnfe unterliegt |eber Quartiergeber, ber bie ( 9 c 
roäbrung oon Hebenieiftungen, mit 5. B . fiümen unb Bbortbcmitjung 
ufm. oerroeigert. CJinriebtungsgegenftänbe foroie 3 u bebör ober roe> 
[enttiebe 3eftanbteite bes ijauiee- ober ber ÜBobnung nor ober nad) 
ootljoflener Sefd)Iagnabme entfernt in ber abtidjt. bie 3efd)Iag. 
nabme ober sie SerDobnbarfeit ber Mäume j u oerfjinbera. 

Der 3oljnunas. unb 3iüd)t l inge. ionuni i f« . 

gestellten sein, in der heutigen, außerge
wöhnlichen Notzeit Berater und Helfer ge
rade der von d ieser Not am stärksten betrof
fenen Volkskreise zu sein. Das ist nicht nur 
eine moralische Pflicht, die jeden Staatsbür
gertrifft, sondern für den Beamten eine ver
fassungsmäßig festgelegte Dienstpflicht." [4] 
Trotz mancher Kritik kann das, was die k o m 
munalen Behörden und ihr Personal im 
Flüchtlingswesen geleistet haben, nicht hoch 
genug eingeschätzt werden . Bei ihnen zeigte 
sich der Wil le, die Not zu mildern undd ie Si
tuation zu meistern, „eine Beweglichkeit und 
ein diszipliniertes Weiterfunktionieren der 
gemeindlichen Behörden, die für deren Be
deutung und den W e r t der kommunalen 
Selbstverwaltung eindringlich sprechen". [5] 
Doch die prekäre Situation im gesamten 
Land erforderte dringend eine einheitliche 
Leitung, die die Einschleusung des Flücht
lings- und Vertr iebenenstromes sowie die 
Betreuung sämtlicher schon in Bayern be
findlichen Flüchtlinge übernehmen konnte. 
Deshalb rief die neugebildete Staatsregie
rung eine besondere staatliche Organisation 
fürdas Flüchtlingswesen ins Leben. Mite iner 
Verordnung vom 2. November 1945 wurden 
bei dem Staatsministerium des Innern ein 
Staatskommissar für das Flüchtlingswesen, 
bei den Regierungen Regierungskommis
sare für das Flüchtlingswesen und bei den 
Landräten und Oberbürgermeistern Flücht
lingskommissare aufgestellt (siehe Abb. Seite 
II). [6] 

A n der Spitze dieses neugeschaffenen Appa
rates stand Dr. WolfgangJaenicke, ein gebür
tiger Breslauer, der bei völlig ungeklärten 
Verhältnissen sein Aufbauwerk mit zunächst 
15 Leuten begann. In kurzerZe i t hatte er sich 
eine tatkräftige und effektive Organisation 
aus dem Boden gestampft, die er fest in der 
Hand hielt, da er über seine fünf Regierungs
kommissare in München, Regensburg, Ans 
bach, Würzburg und Augsburg die 166 
Flüchtlingskommissare in den Stadt- und 
Landkreisen direkt und ohne Umständlich
keiten erreichen konnte. [7] 
A m 31.Januar 1947 wurde Wolfgang Jaen icke 
zum Staatssekretär für das Flüchtlingswesen 
ernannt. Von nun an hieß seine Behörde 
Staatssekretariat und hatte damit viel von 
ihrem kommissarischen und interimisti
schen Charakter abgelegt; dies bedeutete 
aber auch einen wichtigen Schritt zur Eta
blierung der Flüchtlingsverwaltung. Er war
tete noch einige Monate, bis er am 22. A u 
gust 1947 auch seine Kommissare in „Beauf
tragte" umbenannte (Regierungs-, Kreis-, 
Grenzbeauftragte). [8] 
Die Flüchtlingsverwaltung und mit ihr der 
bayerische Staat standen anfangs vor dem 
schweren Problem, daß mit einer auch nur 
einigermaßen korrekten Anwendung der 
vorhandenen Gesetze nicht wei terzukom-
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men war. Und doch mußten Hunderttau
sende von Flüchtlingen untergebracht, er
nährt und bekleidet werden . Es war klar, daß 
diese Aufgaben nicht ohne Eingriffe in die 
Rechtssphäre der Einheimischen zu bewälti
gen waren . Damit stand die neue Staats
regierung vor ernsten Entscheidungen, 
schließlich hatte sie sich ja verpflichtet, die 
Rechte der Staatsbürger zu wahren ; auf der 
anderen Seite aber forderten die Umstände, 
die Militärregierung und auch die reine Men
schenpflicht, daß den unglücklichen Vertr ie
benen geholfen werden mußte. Auße rdem 
mußte die Initiative der neu geschaffenen 
Flüchtlingsverwaltung staatlicherseits unter
stützt werden . Dafür w a r aber eine beson
dere gesetzliche Ermächtigung dringend er
forderlich. [9] 
Diese wurde am 14. Dezember 1945 mit dem 
Flüchtlingsnotgesetz erteilt, das dem Staats
kommissar und seinen nachgeordneten 
Dienststellen wichtige Befugnisse einräumte 
und ihm außerordentl iche Vollmachten er
teilte, die er auch benötigte, um die großen 
Schwierigkeiten rasch bewältigen zu können 
(siehe Abb . Seite 12 oben) . [ 10] 
Mit Hilfe dieses Gesetzes konnten nun die 
Heimatvertr iebenen und Flüchtlinge in 
Wohnungen eingewiesen und die W o h 
nungsinhaber nicht nur zur Bereitstellung 
des Wohnraumes , sondern auch zu allen 
notwendigen Nebenleistungen gezwungen 
werden, denn die Flüchtlingskommissare 
waren nunmehr ermächtigt, unbenutzte 
Öfen, Herde, Betten und andere Möbel, 
Wasche und sonstige benötigte Bedarfsgüter 
zu beschlagnahmen (siehe Abb. Seite 12 un
ten). [ I I ] 
Damit wurden natürlich der einheimischen 
Bevölkerung schwerste Opfer und Be
schränkungen auferlegt. Gerade deswegen 
war es auch unbedingt erforderlich, daß die 
Flüchtlingskommissare mit den gemeind
lichen Behördenstellen möglichst gut zusam
menarbeiteten, denn immerhin bedeutete 
diese Anordnung des Staatskommissars ei
nen empfindlichen Eingriff in die Privat
sphäre der Bürger. 
Unter den gegebenen Umständen w a r die 
Arbeit des Flüchtlingskommissars eine äu
ßerst problematische. Soweit es die Beset
zung dieser Stelle im Landkreis Ebersberg 
betrifft, war diesem anfänglich wenig Glück 
beschieden. Dessen erster Flüchtlingskom-
missar wurde im September 1946 „wegen 
dringenden Verdachts der Amtsunterschla
gung, Urkundenfälschung und unberechtig
ten Führens des Doktortitels in Haft genom
men". [12] Auch seine Nachfolger konnten 
den Anforderungen nicht gerecht we rden , 
und schließlich mußte der Landrat Dr. Keßler 
folgende Klage führen : 
„Der Bezirk Ebersberg hat mit Wi rkung ab 
I.Dezember 1947 innerhalb eines Zeitraumes 

SmfüQrumj ort 31üd)lllngs-ausroeifest 

Ct. Serorbn. b. Staatgtomm. für bas fjlüd)tlingsmefen in B a n -
em oom 6. 4. 46 mirb uir genauen (zrialfung unb jur angemeiieneu 
Betreuung ber glüditl inge ein g i ü d i t l i n g s . a u s m e i s geidjaifen. 

tjlüd;llinge im Sinne öieier Berorbnung finb alle Ißerjonen 
beutjdjer ciaatg« ober Soirs iugcbörigfe i t , 
L bie bis 1. 3anuar 1943 iljren 2Bobnfitt außerhalb ber (Brenjen 

beg beutfrfjen fjteidjes (Stanb oom 1. 3. 193S) hatten unb Don 
bort geflüchtet finb ober ausqeroielen mürben: 

2. bie bis 1. 3anuar 1945 in ben beutfdten Cftprooinjen ojtroärts 
ber Ober unb ber (9ör[ i D er Tteifte beheimatet mären unb oon 
bort geilüditet finb ober auggeroieftn mürben, 

ata Slüdjtlinge geilen aud) ehemalige Soibaten, bie nad) ihrer 
Entladung aus ber Srriegsqeiangenfcrjait nicht mehr in bie oben« 
genannten Olebiete lurütfrebren tonnen. 

Vertonen, bie infolge ber Äricggereiqmffe ihren ©ofinujj in ber 
fest fran)öfiiiff ober bntifd> ober ruifild) beichten 3one oeriaffen 
haben unb fidi geqenroürtig in ü ü n e r n auihalten, gelten bemnad) 
n i c h t als tflüthtlinge. 

3>en fjiücbtlinqgaugroeig erhält jeher Sliiditling oom iwiJuihll lB 
14 fiebensjabr an. — iiinber unter 14 Sahren merben im {Jliirht-
lingsaueroeis ber Matter, bei beren abroeienbeit im ausroeig be* 
Baterg geiührt. aileinftehenben ftinbern mirb ein eigener 2Iusraeis 
ausgestellt. 

3ur ausbänbigung ber Ctbensmiltelcarten unb oon B ' j u q ' 
fdleinen für Bebartsgegenitänbe ift in 3urunft bie B ö r l a s be« 
Olüditlinqsausroeifes errorberlid). 3nsbefonbere erfotqt eine hepar» 
äugte Zuteilung oon Bebarjsqegenttdnben aus bem Slüdjt l ingsnot-
Programm nur an Inhaber bes olüdl i l ingsausroeifes . fyiisbebürf' 
tige Slücit l inge erhalten eine Unteritü&ung nur, menn fie im B r ü h e 
be9 JilüdjlLngsausujetfca finb. 

Die auggebenben Dienftftctum — Qrnäbrungsamt, 3Birtfd)aits-
amt, Sejirrgrürforgeoerbanb, Baner. Kotes Äreur — baben bie 
ausbänbigung im Jlüdft l ingsausmci» cinturragen. 

ßebensmittelfarten unb Be.jugfcbeine bürfen nur ausgebänbigt 
merben. menn im glüebtl ingsausroeis ein Bennert über bie Reibung 
beim Arbeitsamt eingetragen ift. 

Die augftetlung her ftiüchtfinqsausroeife für ben ßanbfreig 
ffbergberg erfolgt in Ghersberg, Utatbaus. Limmer Dir. 1, täglidj 
oon 8—12 Uhr unb oon 13—17 Uhr. S i e beginnt am ÜTtontaq ben 
8 2Rai 1946 unb richtet Tut) nad) ben 2infangsbudjftaben. 

Der Fluchtlingskommissar war auch für die Ausstel
lung der Fluchtlingsausweise zuständig. 

ÜFIontag, 6. 2Rai: 
Dienstag, 7. -Dlai: 
fniititood), 8. Blair 
Donnerstag, 8. fDlai: 
greilag. 10. Vilm: 

a b —>2Ii 
M g - a m 
a n — Hr 
a i — a i 
S a — Be. 

©ei tere ausfteUungstermine merben befanntgegeben. 
3eber gamil ienoori lnnö einer fflüehtlinggjamilie ift oerpffichtet. 

für fim unb fämtlidje ffamitienangebörigen bie ausftedung bes 
fttüehtlingsaugroeiieg j u beantragen. Berlöntidieg (Jrjinetnen aller 
ftamilienangebörigen über 14 Oahre ift eriorberl Beireit finb 
nur Ärante unb ©ehbebinberte aut (Brunb eines äritl . 3eugniffeg. 

!Diit)ubringen finb: alle in flänben betinblidie augmeife, ins-
beionbere Ptegiitriertorte, 3uiua9genehmlgung, glüditlinqsfdtein u. 
tBefunbbeitsidiein. Slüchttinge. bie nod) nicht im Beut) bes oorge-
fdjriepcnen (Beiunbheitsirfitines finb. muffen fid) einen fo(d)en oon 
einem im Ganbtreis Gberghrrg ,)ugelaffenen 3 r vi ausftellen taffen. 

Such bie in ßaaern (Stammlagern unb Durchgangslagern) un> 
tergebrachttn {jlüdjtlinqe muffen .vnierfs ausftellung bes ausmeifes 
j u ben feitgefetyen Terminen in (Ebersberg erfeheinen. 

Strainorfdiriiten (nad) § 7 ber Brrorbnung bes Staatstom' 
miffars für bas ftliirhtlingsiDefen in Bnnem oom 6. 4.1946): 
L toer es unterlaöt. bie ausitellung eines glüditüngsausroeifeg j u 

beantragen, mirb mit (Belbflrate bis )u StUTt. 150.— ober mit 
ftaft beftroft. 

2. roer unridjtige angaben jur Grianaung eines jj"(üd)t[lnasausn)ei' 
fes madtt ober wer bie BUnVfacbe angitclfung eines fjlüdjtllngö' 
augroeileg für ein unb btefelbe Berfon herbeiführt, ober roer 
einem onberen ben Srlüditlinqsaugroels lum miberremtllihen (De-
braud) überläftt. mirb nad) ben Beitimmungea ber §§ 271—274 
KM. 1 foroie § 281 Slff lB. bel'lraft. 

Der TDobnungs- unb J(üd)Ulngsfommlf |ar beim Canbraf S6ersber}. 

von 18 Monaten seinen 7 Flüchtlingskommis
sar zugewiesen erhalten. Während das 
Staatskommissariat in der Auswahl der 5 er
sten Kommissare keine besonders glückliche 
Hand hatte, der z. Zt . noch amtierende 
6. Kommissar aber vermutlich zur Zufrieden
heit der Verwaltungsbehörden, w ie auch der 
Bevölkerung tätig geworden war, muß es be
fremden, daß das Staatskommissariat ohne 
Rücksicht auf die Wünsche der örtlichen 
Verwaltung erneut einen Personenwechsel 
vornimmt. Die untere Verwaltungsbehörde 
hätte, obwohl der Kommissar nicht dem In
nenministerium, sondern dem Staatskom
missariat untersteht, ein gewisses Anrecht , 
gehört zu werden , weil der Kommissar ja 
gleichzeitig Leiter des Bezirkswohnungsam
tes sein soll und in dieser Eigenschaft dem 
Landrat unterstellt ist. O b die Auswahl des 
7. Flüchtlingskommissars, bei dem es sich um 
eine ca. 40 Jahre alte Frau handelt, sich als er
träglich erweisen w i rd , wi rd abzuwarten 
sein. Das Bezirksamt hat gewisse Bedenken, 
ob eine Frau in der Lage sein w i rd , das sicher
lich nicht leichte A m t eines Flüchtlingskom
missars energisch zu verwalten." [13] 

Bciichsamt 
Betrau: Weihnachlssammlung. 

Aclinlich wie Im Vorjahr haben das Bezirksamt und die 
Dienststelle des Beauitragtcn für das F lücht l inssweScn cemein-
sam auicerufen. zugunsten der Im BezirK ansäss igen Flüchtl inge. 
Wi twen . Waisen. Kriegsversehrten und bedürit iger Rullland-
Heimkehrcr eine Sammlung durchzuiühren. 

Wenn auch als Folge der bereits durchgeführten Sammlun
gen hier und da eine gewisse Müdigkei t oder Unlust unter der 
B e v ö l k e r u n g vorherrscht, so wird, zumal mit Rücksicht aui das 
bevorstehende Wcihnachtstest die B e v ö l k e r u n g herzlich gebeten, 
sich zu freiwilligen Spenden bereitzuiinden. E s wird an den 
ausgezeichneten tr lo lg erinnert, den die vorjährige Weihnaclits-
sammlung im Bercicl l des Bezirkes Ebersberg aulweisen konnte. 
Die Sammlung wird von den ört l ichen charitaliven Vereinen 
und Verbanden gemeinsam durchgeiührt werden. Diese Ver
b ä n d e sind gebeten worden, die Sammlung bis zum 20. 12. durch
zu iühren und die gespendeten G e g e n s t ä n d e und Geldbeträge 
nach eigenem Ermessen unter die Bedüri t igen der eigenen G e 
meinde restlos zu verteilen. Die B e v ö l k e r u n g hat dadurch die 
Gewitlhcit. daß alle gespendeten Dinge nur denen zugeführt 
werden, die in der Gemeinde als bedürit ig bekannt sind. 

Das Bezirksamt und der Beauitragte für das Ftüchttings-
wesen bitten die gesamte B e v ö l k e r u n g , diese Sammlung nach 
Kräften zu unterstützen und damit zur Linderung der Immer 
noch vorherrschenden groden Not beizutragen. 

Aufruf zur Weihnachtssammlung im Jahre 1947. 
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E. Geschäftsverteilungsplan 

Staatsminister des Innern 

Staatssekretär für das Flüchtlingswesen 
Gesamtleitung 

Ministerrat • Militärregierung • Landtag • Länderrat 

Büro des Staatssekretärs 

Dolmetscherbüro 

- Stellvertreter -
Ministerialdirigent — Stellvertr. 

Gesetzgebende Maßnahmen • Statistisch. Amt 
Aufsicht über sämtliche Abteilungen 

Abteilung I 
Abteilungsleiter 

Aufsicht über d Referate. Organisation 
der Flu-Verwaltung. Innerer Dienst. 

Sonderauftr 

Abteilung II 
Abteilungsleiter 

Aufsicht über die Referate 
Sonderauftrage des Staatssekret; 

-!;•.'.'! ung III 
Abteilungsleiter 

Aufsicht über die Referate. Rechts
angelegenheiten, Flu-Geselz. Beschlag-

nehmung, Sonderauftrage 

Abteilung IV 
Abteilungsleiter 

Aufsicht über die Referate, Verwendung 
des Reg., Flu-, Grenzsekr. Obleute, 

Sonderaufträge 

Samtl. Personal-
angeleght. emschf 
Stellenplan (nur 

verwaltungsmäßig). 
Personal-

Rechnungsamt 

12 
Haushalt. Inter-

zonen-Fmanzaus-
gfeich. Kasse. Rech-

| nungsstelle - Überw. 
' ;r nachgeordneten 

Dienststellen 

13 
Hauptausschuf). Bei
rat. Flu-Ausschusse. 
Angeleght d. kirchl 

Behörden. Denk
schriften. Reso

lutionen 

Presse 
Rundfunk 

Kino 
kulturelle 

er anstatt ungen 

Betriebsleitung 
(Post verteil ung, 

-versand. Registra
tur. Dien st betrieb, 

m und liehe Auskunft. 
Telefonzentrale) 

16 
Woh nungswesen 
(Lager) einseht 

Beschwerden. poJit 
und rass Verfolgte. 
Fremdenverkehr. 

Bader 

Siedlung und 
Wirtschaftsplanung 

Industrieplanung 
Industrie

verlagerung 

22b 
Ge nosen schafts -

23 
Baumaßnahmen, 

-planung, Bautruppe, 
techn Betr d. Lager. 
Barackenbau, verk.-
techmsche Fragen. 

CoHecting.-F. 

24 
Außenkommissar 
(nur verwaltungs
mäßig unterstellt.) 
Sonderauftrag des 

Staatssekr, Berichte 
d Kon tr.-Komm is 

25 
Statist Amt (nicht 

fachlich unterstellt). 
Statistiken, Kasten

wesen, grafische 
Darstellungen. 

Flu-Kartei 

Staatsangehöng-
keitsfrag. Flu-Aos-

weis, Anerk. als 
Flüchtling, Flucht! -

gut. Mietrecht. 
Kriminalität 

32 
Fmanzw betr Be
schaffung Lager. 

Transp., Vers.. Rent.. 
Pens. Ernährung, 

Steuererl., Wieder
gut mach, Kredit 

33 
Arbeitseinsatz der 
Flu. Arzte. Juristen. 

Entnazifizierung 
der Flüchtlinge 

34 
Flu-Versorgung 

(Kreisber.)Sozial-
betr (Ahe. Kranke. 

Versehrte. Er-
holungsb). Öffentl. 

Sammlungen 

35 
Fürsorge f. Lager u 
Heime. Flü-Jugend. 

Verb zu entspr. 
Amtern und cant 
Verb, staatl. Fürs., 

gez. geb 

Samtl. Zuzugs-
u Ruckführungs
angelegenheiten 

42 
Umsiedl. innerhalb 
Bayerns. Beschwer-
denmstanz mit Aus

nahme von Woh
nungswesen und 

Disziplinangel 

Kraftfahrzeug-
angetegenheiten 

44 
Beschaffung v. Tex
tilien. Leder, Glas, 
Verkehr mit An
schlag Behörden 

45 
Beschaffung von 

Holz waren. Mobein. 
sonst Gebrauchs
artikeln, Nahm., 

Fahrrad.. Beleuch
tungskörpern usw 

Gliederung der Flüchtlingsverwaltung in Bayern im 
Jahre 1949. 

Der häufige Wechsel der Flüchtlingskommis
sare könnte übrigens auch darauf zurückzu
führen sein, daß sie sich durch die unablässi
gen Beschlagnahmungen zwangsläufig bei 
der Bevölkerung sehr schnell unbeliebt ma
chen mußten und deshalb vom Staatskom
missar klugerweise bald wieder in andere 
Kreise versetzt wurden . Die Bedenken des 
Landrates aber, die er über die Nachfolgerin 
des Her rn Haberl äußerte, dürfte diese bald 
zerstreut haben, denn Frau Goldbach übte 
ihr A m t bis in das Jahr 1951 aus; ihr Nachfolger 
als Leiter des Flüchtlingsamtes w u rd e Her r 
Müller. [14] 
Z u den Aufgaben des Flüchtlingskommissars 
im Landkreis gehörte auch die Ausstellung 
des Flüchtlingsausweises, der nach einer 
Verordnung des Staatskommissars vom 
6. Apri l 1946 für jeden Vertr iebenen und 
Flüchtling über 14 Jahre zur Pflicht w u rd e 
(siehe Abb . Seite 13 oben) . [15] 

Dieser Flüchtlingsausweis enthielt neben 
den betreffenden Personalien auch Angaben 
über Aufnahme und Unterkunft , Vermerke 
über die erfolgte ärztliche Untersuchung, 
Überprüfungdurch das Arbeitsamt und son
stige besondere Eintragungen über W o h 
nungswechsel, Geld- und Sachspenden, Be
zugsschein-Empfänge und anderes. Mit die
ser amtlichen Urkunde konnte nun die Be
treuung der Flüchtlinge in angemessene und 
gerechtere Bahnen gelenkt werden . A b jetzt 
wurde für die Ausgabe von Lebensmittel
karten oder Bezugsausweisen, für die Ab
gabe von Spenden im Verteilungslager und 
bei der gesundheits- und arbeitsmäßigen Be
treuung immer die Vorlage dieses Ausweises 
verlangt. [16] 
W e r im Besitz eines Flüchtlingsausweises 
war, durfte zum Beispiel auch seinen Anteil 
an den Erträgen der Weihnachtssammlun
gen beanspruchen. Diese wurden seit dem 
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harten Winter von 1946/47 auf Veranlassung 
desStaatskommissars von den kommunalen 
Behörden zusammen mit den karitativen 
Stellen in ganz Bayern durchgeführt (siehe 
Abb. Seite 13 unten). [17] 
Das Ergebnis der Weihnachtssammlung von 
1947 war im Landkreis Ebersberg durchaus 
beachtlich. Insgesamt waren nämlich zusam
mengekommen: 
Etwa 7 6 0 0 0 R M 
65 Zentner Lebensmittel 
52 Paar Schuhe 
1260 Stück Kleidungsstücke 
1100 Stück Möbel und sonstiges. [18] 
Dabei hatten sich besonders hervorgetan 
„die Gemeinden Ebersberg, Glonn, Markt 
Schwaben, Steinhöring durch beachtliche 
Spenden an Schuhen und Kleidungsstücken; 
die Gemeinden Grafing, Nettelkofen, G lonn , 
Markt Schwaben, Baiern, Steinhöring, Aßl ing 
durch Geldspenden und die Gemeinde 
Steinhöring durch Lebensmittelspenden". 
Der Land rat dankte mit Recht der „gesamten 
Bevölkerung des Bezirkes für die tatkräftige 
Unterstützung". [19] 

Auch zum J a g d e r Flüchtlinge", der mit Hilfe 
von Spenden die Not lindern helfen sollte, 
riefen die kommunalen Behörden alljährlich 
auf, nachdem im Jahre 1946 der Staatskom
missar für das Flüchtlingswesen diese Hilfs
aktion angeregt hatte. [20] 

Einwohner des Bez irkes Ebersberg! 
A u i E u c h kommt es a u ! 

Groß genug ist die Not unter den aus ihrer Heimat Vertr ie 
benen, darum hellt sie nach besten Kräften zu l indern! 

Besucht die Veranstaltungen der Ausgewiesenen und V e r 
triebenen, denn i h r e Veranstaltungen sind auch E u r e V e r a n 
staltungen, i h r e Not Ist E u r e Not. 

Keiner stehe am 1. Juni , dem „ T a g der F l ü c h t l i n g e " abseits, 
jeder opiere, aui daß die aligemeine Not nicht noch g r ö ß e r 
werde! 

Kommt und Hellt: 

Der J a g der Flüchtlinge" am I. Juni 1947 
brachte im Landkreis Ebersberg ähnlich gute 
Ergebnisse wie die Weihnachtssammlung. 
Durch Veranstaltungen, Spendenbonver-
kauf und freiwillige Geldgeschenke konnte 
eine beträchtliche Summe in den einzelnen 
Gemeinden zusammengebracht w e r d e n : 
Markt Schwaben 
Markt Grafing 
Zorneding 
Aßling 
Glonn 
Frauenneuharting 
Ebersberg 
Kleine direkte Spenden an 
den Flüchlingskommissar 
Insgesamt 

16002,05 RM. 
13033,60 RM. 
12818,70 RM. 
11 975,95 RM. 
10495,18 RM. 
6068,80 RM. 
5 101,30 RM. 

668,96 RM. 
76 164,54 RM. 

P H 

Regierungskommissar 
für das F lücht l ingswesen 

Landess iedlungsamt Ref. B. 

Landrat 

F lücht l ingskommissar = 
Kre i swohnungsamts le i te r 

Kre i swohnungsausschuß 
C S U , SPD, WAV , KPD , FDP. 

I Ve r t re te r des G e 
sundhei tsamtes 

I bäuerl . Ve r t re te r 

Le i ter des W o h n u n g s 
amtes Stadt 

A u ß e n b e a m t e 
Angestel l te 

Stenotypist in 

Bera tender Ausschuß 
Stadträte 

F lücht l ingsobmann 

Lei ter des W o h n u n g s 
amtes Land 

A u ß e n b e a m t e 
Angeste l l te 

Stenotypist in 

Bürgerme i s te r 

Wohungsbeauf t ragter 
(Geme inde ra t ) 

W o h n u n g s t 
de r Flui 

Flüchtling 

>eauftragter 
:htlinge 
sobmann 

Bera tender Ausschuß 
landsmannschaft l iche 

Flüchtlinge 

Damit stand der Landkreis Ebersberg im Re
gierungsbezirk Oberbayern an vierter Stelle 
aller Stadt- und Landkreise. 
So hilfreich solche Akt ionen auch waren , es 
mußte den Heimatvertr iebenen auch das 

Üblicher Verwaltungsaufbau für das Wohnungswe
sen im Nachkriegsbayern. 
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betreff: (Einfettung oon Jlüdjflingsobleufen 

21uf ©runb einer Sßerorbnung bes Staatsfommiffars für bas 
3.üd;tlingsroejen in Sägern roerben 3ur bejferen Betreuung ber 
glüd^tlinge unb 3ur (Entlüftung ber glüdjtlingsfommiffare ölücb> 
lings-Obleute in ben Sanbfreifen eingefefct. 

3m Sanbfrets (Ebersberg nehmen am 12. 2Iuguft 1946 fofgenbe 
Sfürhtlingsobleute if)re lät igfe i t auf: 

1. ©eorg S d j m i b t , Spredjftunben in SLJlarft Sdnuaben Str. 
149 (Drogerie Gramer beim Dtattjaus), Z e l . 9tr. 113; 3uftänbig für 
bis ©emeinben 2In3ing, Jjofjenlinben, .Jorftinning, ©elting, *ßlie« 
ning, Boing unb SDcarft Sdjroaben. 

2. #ugo £ ü i) t. Spredjftunben in ber ©emeinbefan3lei ©lonn 
Z e l . 9cr. 24; 3uftänbtg für bie ©emeinben Saiern, Brutf, (Egmating, 
©(onn unb SRoofad). 

3. 2ßitf)elm O d e i Spredjftunben in ber ©emeinöetan3lei 
Slfjling, Üelefon ©rafing 9cr. 289; 3uftänbig für bie ©emeinben 
2If3fing, Sampferbing, Soitersborf, Sajallborf unb Strau&borf. 

4. gran3 S d) i e r I . Spredjftunben in ber ©emeinbefan3fei 
3prnebing, lelefon Str. 311; 3uftänbig für bie ©emeinben Stirdj* 
feeon, Oberpframmern, Barsborf, Döring unb 3 0 r n e 0 m g -

Dienftftunben {amtlicher glüdjtlingsobleute roerfiags DOH 8 Uhr 
bis 13 Uhr. 

Der Slüdtfiingsobmann ift als Berbinbungsmann 3roifd)en ben 
Flüchtlingen einerfeits unb bem glüchtlingsrommiffar unb ben 
Bürgermeiftern anbererfeits tätig. 3f)trt obliegt bie allgemeine Be« 
treuung aller Flüchtlinge in Sagern unb in ^ r i D a t u n t e r f ü m t e n i n 
feinem Bereich- fjlücfjtünge, bie irgenbein 2Tnliegen haben, roenben 
ftd) 3 u n ä d) ft an iljren 3uftänbigen xJlücfjtlingsobmann unb roer« 
ben oon biefem beraten, an roelcfje roeiteren Stellen fie ftd) erforber« 
I id )enfal l5 3 U roenben fjaben. Sine unmittelbare Borfpradje beim 
tjlüdjtlingsfommiffar foll nur nad) norheriger Stüdfpradje beim 
Flüchtling? obmann erfolgen. Die glüdjtlingsobleute finb insbefon* 
bcre aucf) 3uftäubig für bie Berforgungsangelegenheiten ber Sager 
nnb für alle mit ber Unterbringung ber giüdjtlinge in 3 u f a m t u e n « 
hang ftebenben fragen. 

Die Betreuung ber glüd)tlinge aus ben nadjfolgenben ©emein* 
ben erfolgt ausfdjlieBlid) im Büro bes glüdjtlingsfommiffars in 
(Tbersberg ( le l . ©rafing 335): (EbersUrg, Frauenneuharting, 2ßarft 
©rafing, üftettelfofen, Dbernborf, Delfofen unb Steinhöring. 

Der IDoijnungs- unb Jlütfjflingsfornmiffar 

1946 wurden Fluchtlingsobleute bestellt, die zur 
besseren Kooperation mit den Behörden beitragen 
sollten. 

Bewußtsein gegeben werden , daß sie nicht 
als geduldete Bettler, sondern als gleichbe
rechtigte Bürger im Lande angesehen wur
den. Dazu bedurfte es des Flüchtlingsgeset
zes, das nach mehrmonatigen heißen Kämp
fen schließlich mit Genehmigung der Militär
regierung am I. März 1947 in Kraft trat. Heiß 
umkämpft w a r dieses Gesetz vor allem des
halb, weil es weitgehend in die Grundrechte 
der Bürger eingriff. [22] 
Das Flüchtlingsgesetz, zu dem die Ausfüh
rungsbestimmungen schon am 8.Juli 1947 er
lassen wurden , stellte die Flüchtlinge grund
sätzlich den Einheimischen gleich. [23] A u 
ßerdem bestimmte es genau, w e r als Flücht
ling anzusehen war, und forderte: „Die Ein
gliederung der Flüchtlinge soll ihr organi
sches Aufgehen in die einheimische Bevölke
rung gewährleisten." Des weiteren gab es 
Vorschriften über die Erteilung von Flücht
lingsausweisen, die Einbürgerung, die sozia
len Leistungsansprüche, die Unterbringung 
der Flüchtlinge, die Arbeits- und Berufslen
kung. Auch die Aufgaben und Ermächtigun
gen des Staatssekretärs für das Flüchtlings
wesen wurden in ihm festgelegt. Diese hat
ten sich inzwischen ständig erweitert . Z u r 
Einschleusung und Unterbringung der im
mer noch eintreffenden Heimatvertriebe
nen und zur Betreuung der nach Bayern ein
wandernden Kriegsgefangenen, die nicht in 
ihre Heimat zurückkehren konnten, kam die 
Verpflichtung, die „Notstände in der Unter
bringung, Ernährung, Bekleidung, Arbeits
lenkung, Ansiedlung und Seßhaftmachung 
der Flüchtlinge im Einvernehmen mit den 
zuständigen Staatsministerien zu beheben" 
(§ 10). 

Dieser große Aufgabenbereich verlangte so
lange eine Erweiterung der Flüchtlingsver
waltung, bis sie 1949 aus vier Abteilungen mit 
24 Referaten bestand (siehe Grafik Seite 14). 
[24] 
In den Stadt- und Landkreisen dürfte in der 
Regel die Organisation der Verwaltung im 
Wohnungswesen w ie folgt ausgesehen ha
ben; dabei ist zu beachten, daß der Flücht
lingskommissar nur in seiner Funktion als 
Leiter des Kreiswohnungsamtes dem Land
rat unterstand, in allen anderen Bereichen 
dagegen w a r für ihn allein der Regierungs
kommissar weisungsberechtigt (siehe Grafik 
Seite 15). [25] 
U m die Arbeit der Dienststellen für die Be
treuung der Heimatvertr iebenen zu unter
stützen, wurden in den Stadt- und Landkrei
sen Ausschüsse gebildet, die aus mindestens 
sechs Mitgliedern bestanden. Diese wurden 
zu gleichen Teilen auf Vorschlag der politi
schen Parteien aus den Reihen der Einheimi
schen und Vertr iebenen vom Bürgermeister 
oder Landrat berufen. [26] 
Ebenso sollten Flüchtlingsobleute, die dann 
später Flüchtlingsvertrauensleute genannt 
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wurden , die Verbindung zwischen den Hei
matvertriebenen und den Behörden her
stellen. Im Landkreis Ebersberg nahmen 
diese im August 1946 ihre Tätigkeit auf (siehe 
Abb. Seite 16). [27] 
Alle diese Maßnahmen der Verwaltung dien
ten letztlich nurdiesem Zie l ,den Heimatver
tr iebenen und Flüchtlingen zu helfen und ih
nen die vom Gesetz geforderte Möglichkeit 
zu geben, sich so schnell und gründlich w ie 
nur möglich in die neue Heimat einzuglie
dern. Ihre Aufgabe war eine schwierige, 
mußte sie doch den richtigen Mittelweg und 
Standpunkt finden und einhalten; auf d e r e i 
nen Seite w a r sie vom bayerischen Staat ver

pflichtet, soweit als möglich die wohIberech
tigten Forderungen der Vertriebenen zu er
füllen, auf der anderen Seite aber sollte sie 
auch im Gesamtinteresse des Volkes die Ge
setzmäßigkeit der Verwaltung und die 
Rechte jedes einzelnen, also auch des einhei
mischen Bürgers bewahren. [28] 
Angesichts der Probleme und Schwierigkei
ten , die es für die Behörden zu bewältigen 
galt, dürften sie trotz mancher Pannen ihrer 
Aufgabe bestens gerecht geworden sein. 
Dies wurde mitunter auch von den Heimat
vertriebenen anerkannt, wie ein Dank
schreiben aus dem Jahre 1947 bezeugt (siehe 
Abb . unten). [29] 

[7] Haert le , Karl-Maria: E in Überbl ick über die 
Entw ick lung der F lücht l ingsverwaltung; in : Prinz, 
Fr iedr ich : Integration und Neubeginn , S. 62. 
[8] Ebd. , S. 64. 
[9] Koller, Res i : Das F lücht l ingsproblem, S. 14. 
[10] Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt 
Nr. 1/1946. 
[ I I ] Amt l i che Bekanntmachungen des Bez i rksam
tes Ebersberg v o m 3. August 1946. 
[12] A rch i v L R A Ebe X/419/2: Intell igenzbericht 
v o m 6. September 1946 an die amerikanische Mili
tärregierung. 
[13] A rch i v L R A Ebe X/419/2: Intell igenzbericht 
v o m 27. N o v e m b e r 1947 an die amerikanische Mili
tärregierung, 
[14] Amt l i che Bekanntmachungen des Bezirks
amtes Ebersberg vom 31. Mai 1947 
D a z u : Ebersberger Ze i tung , Nr. 68 v o m 19. März 
1952. 
[15] Amt l iche Bekanntmachungen des Bezirks
amtes Ebersberg v o m 4. Mai 1946. 
[16] Koller, Res i : Das F lücht l ingsproblem, S. 20. 
[17] Amt l i che Bekanntmachungen des Bezirks
amtes Ebersberg vom 19. N o v e m b e r 1947 
[18] Amt l iche Bekanntmachungen des Bezirks
amtes Ebersberg vom 7. Februar 1948. 
[19] Ebd . 
[20] Amt l i che Bekanntmachungen des Bezirks
amtes Ebersberg vom 24. Mai 1947 und v o m 31. Mai 
1947. 
[21] Amt l i che Bekanntmachungen des Bezirks
amtes Ebersberg v o m 12. Juli 1947. 
[22] Koller, Res i : Das Flüchtl ingsproblem, S. 21. 
[23] Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt 
Nr. 3/1947 (Gesetz Nr. 59 über die Aufnahme und 
Eingl iederung deutscher Flüchtlinge [Flüchtlings
gesetz] v o m 19. Februar 1947). 
D a z u : Nr. 12/1947 (Ausführungsbest immungen 
z u m Flüchtlingsgesetz v o m 8. Juli 1947). 
[24] Koller. Res i : Das Flüchtl ingsproblem, S. 4 2 - 4 5 . 
[25] Diese Graf ik w u r d e v o m Verfasser nach ver
schiedenen Hinweisen aus den Ak ten zusammen
gestellt. 
[26] Koller, Res i : Das F lücht l ingsproblem, S. 24. 
[27] Amt l i che Bekanntmachungen des Bezirks
amtes Ebersberg vom 10. August 1946. 
[28] Vgl. Koller, Resi : Das Flüchtl ingsproblem.S. 25. 
[29] StaatsAM, L R A 66630 : Schreiben verschiede
ner Ver t r iebener an den Landrat Dr. Keller v o m 
21. Januar 1947. 

A b e r s b e r g , den 2 1 . J a n u a r 194/ 

d e r r n 
L a n d r a t D r . K e s s l e r 
£ j _ b _ e _ r _ g _ b _ e _ r _ g 

Seh r g e e h r t e r i i e r r L a n d r a t ! 

W i r e r a c h t e n e s a l s e i n e angenehme V e r p f l i c h t u n g , I h n e n und 
I h r e r g e s c h ä t z t e n F r a u Gemah l i n f ü r das bewiesene I n t e r e s s e an d e r 
k l e i n e n , v ö l l i g i m p r o v i s i e r t e n L e i s t u n g s s c h a u v e r f l o s s e n e n Samstag 
und Sonntag u n s e r e n b e s t e n Dank zum Ausd ruck z u b r i n g e n . 

W i r d ü r f e n e s woh l o f f e n a u s s p r e c h e n , dass w i r i n I h n e n -
s e h r g e e h r t e r ü e r r L a n d r a t - e i n e n warmen F ö r d e r e r a l l e r e r n s t e n 
und v o n V e r a n t w o r t u n g g e t r a g e n e n A b s i c h t e n , F l ü c h t l i n g e n z u h e l f e n , 
k e n n e n g e l e r n t h a b e n . Wir s i n d uns du r chaus der S c h w i e r i g k e i t e n b e -
w u s s t , d i e I hnen b e i d e r R e a l i s i e r u n g I h r e r gu ten A b s i c h t e n h i n 
d e r n d im ,'Vege s t e h e n . S i e T a t s a c h e a b e r , d a s s w i r i n I h n e n e i n e n 
m e n s c h l i c h f ü h l e n d e n F o r d e r e r k e n n e n l e r n e n k o n n t e n , l a s e t uns t r o t z 
u n a u s g e s e t z t a u f t a u c h e n d e r , o f t m a l s u n ü b e r w i n d l i c h a u s s c h a u e n d e r 
S c h w i e r i g k e i t e n , n i c h t v e r z a g e n , m i t den uns z u r Ve r fügung s tehenden 
M i t t e l n und K r ä f t e n an d e r Losung d e r s e h r s c h w i e r i g e n F l ü c h t l i n g s 
f r a g e n t a t k r ä f t i g m i t z u a r b e i t e n . 

M i t dem Ausd ruck von 

A n m e r k u n g e n 

[ I ] Amt l i che Bekanntmachungen des Bez i rksam
tes Ebersberg und aller Behörden des Bez i rkes 
v o m 6. O k t o b e r 1945. 
[2] A rch i v L R A Ebe X/419/2: Intell igenzbericht 
vom 18. O k t o b e r 1946 an die amerikanische Mili
tärregierung. 
[3] A r c h i v L R A Ebe X/419/2: Intel l igenzbericht 

v o m 17. August 1946 an die amerikanische Militär
regierung. 
[4] StaatsAM, L R A 67300: Schreiben des Staatsmi
nister iums des Innern v o m 3.Januar 1947 an sämt
liche Regierungen. 
[5] Koller, Resi : Das Flüchtl ingsproblem in de r 
Staatsverwaltung, Tübingen 1949, S. 12. 
[6] Amt l iche Bekanntmachungen des Bezirks
amtes Ebersberg v o m 26. Januar 1946. 
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Die Wohnungsnot der Vertriebenen 

„Die Lage der Flüchtlinge, insbesonders was 
Wohnraum und Unterbringung betrifft, ist 
immer noch katastrophal, und es ist mein 
größtes Bestreben, recht bald erträgliche 
Wohnverhältnisse für alle Ausgewiesenen 
zu schaffen. Der vorhandene Wohnraum 
reicht in keiner Weise aus und ebensowenig 
die sehr geringe Zutei lung an Wohnbarak
ken für Flüchtlinge." [ I ] Diese Zei len schrieb 
im Mai 1947 der Staatssekretär für das Flücht
lingswesen über eines der größten Pro
bleme, das es in Bayern zu dieser Ze i t neben 
der Hungersnot zu bewältigen galt. 
Auch in dieser Hinsicht waren die Heimat
vertr iebenen wiederum die Ärmsten der 
A r m e n , denn ein großer Teil des ohnehin 
knappen Wohnraums war schon vor ihrer 
Ankunft von den aus den zerbombten Städ
ten evakuierten Deutschen und von den in 
das Reich verschleppten Ausländern besetzt 
worden , und nach dem Kriege hatte die Be
satzungsmacht die kritische Situation auf 
dem Wohnungssektor noch zusätzlich ver
schärft,' indem sie die für ihre Z w e c k e benö
tigten Objekte rigoros beschlagnahmte. So 
blieb für die Flüchtlinge und Vertr iebenen 
nicht mehr viel übrig. [2] 
Nun hatte der Landkreis Ebersberg zwar 
kaum unter den Bombenangriffen zu leiden 
gehabt, denn sein Anteil an den total zerstör
ten Wohnungen blieb unter einem Prozent, 
aber die vorhandenen Räumlichkeiten wa
ren häufig nicht für Wohnzwecke geeignet; 
es waren gerade die Bauernhäuser, die ledig
lich Notunterkünfte zur Verfügung stellen 
konnten. Die damals noch fast ausschließlich 
agrarische Struktur des Landkreises führte 
dann auch dazu, daß bei der Wohnungszäh
lung vom Dezember 1945 dieser mit einem 
Anteil von 6,43 Prozent der Not- und Be
helfswohnungen am Gesamtwohnungsbe-
stand wei t über dem bayerischen Durch
schnitt von 2,27 Prozent noch vor Nürnberg 
an vierter Stelle lag. [3] 
Diese Notwohnungen bestanden häufig aus 
ungeheizten Kammern, Abstel l räumen und 
Dachböden; sogar Geräteschuppen und zu
sammengeflickte Bretterbuden wurden un
ter dieser Bezeichnung den Vertr iebenen 

zugewiesen. Dort mußten sie meist auch 
noch eng zusammengedrängt ihr Dasein fri
sten, denn nach dem Stand vom 10. Oktober 
1948 betrug zum Beispiel die Wohndichte im 
Landkreis Ebersberg 2,18, das heißt, daß nach 
dem statistischen Durchschnitt 2,18 Perso
nen auf jeden Wohnraum kamen; auch hier 
lag der Land kreis weit ü ber dem bayerischen 
Durchschnitt (1,97) und auch etwas über 
dem oberbayerischen (2,08). [4] Diese Be
rechnung galt aber für die gesamte Bevölke
rung und berücksichtigte damit nicht die Be
vorzugung oder Benachteiligung einzelner 
Gruppen ; eine ausschließlich auf die Vertrie
benen bezogene Untersuchung hätte einen 
wesentl ich höheren Durchschnitt ergeben. 
Übrigens änderte sich im Laufe der nächsten 
Jahre die Wohndichte im allgemeinen nur 
wenig. Bis zum Beginn des Jahres 1951 war sie 
im Landkreis Ebersberg nurauf 2,10, in Ober
bayern auf 1,92 und in Bayern auf 1,81 gesun
ken. [5] 
Es fehlte eben überall an Wohnraum. Bei der 
Gebäude- und Wohnungszählung desJahres 
1950 konnte der Landkreis lediglich 8 167 
Normalwohnungen aufweisen, in denen 
aber 13 834 Wohnparteien leben mußten. 
Nach der Anzahl der vorhandenen, aber 
nicht unbedingt bewohnten oder bewohn
baren Räume, teilten sich diese Wohnungen 
und ihre Belegungsdichte wie folgt auf: 
mit I Raum: 31 (darin 108 Personen/Bele
gungsdichte: 3,48) 
mit 2 Räumen : I 212 (darin 3 843 Personen/ 
Belegungsdichte: 3,17) 
mit 3 Räumen : 1661 (darin 6569 Personen/ 
Belegungsdichte: 3,95) 
mit 4 Räumen : 1366 (darin 6920 Personen/ 
Belegungsdichte: 5,06) 
mit 5 Räumen : 1422 (darin 9036 Personen/ 
Belegungsdichte: 6,35) 
6 und mehr : 2475 (darin 22 324 Personen/ 
Belegungsdichte: 9,02) [6] 
Das waren also die vorhandenen Kapazitä
ten , für ungefähr 48 800 Menschen; der Rest 
mußte sich mit den e twa 500 Not- und Be
helfswohnungen begnügen. [7] 
Die Verteilung der Evakuierten, Ausländer, 
Flüchtlinge und Vertriebenen auf die verfüg

baren Unterkünfte konnte nicht ohne staat
liche Zwangsmaßnahmen vor sich gehen . 
Das dafür geeignetste Mittel w a r die soge
nannte Wohnraumbewirtschaftung ode r 
Wohnraumlenkung, wie sie auch genannt 
wurde . Ihr Sinn und Wesen lagen im A u s 
gleich, das heißt „den freien oder nicht vol l 
ausgelasteten Wohnraum zu vermitteln und 
die in Widerstreit geratenen Interessen v o n 
Besitzenden und Suchenden, A r m e n und 
Reichen, Einheimischen und Vertr iebenen 
gerecht aufeinander abzustimmen", w ie es 
der dafür zuständige Staatssekretär für das 
Flüchtlingswesen, Wolfgangjaenicke, fo rmu
lierte. Zweifel los hatte er auch recht, w e n n 
er meinte, daß eine vol lkommene Lösung 
dieser Aufgaben jedes menschliche Ve rmö
gen übersteige. [8] 
Die Wohnraumbewirtschaftung war w i r k 
lich eines der undankbarsten Arbeitsfelder, 
das in den Nachkriegsjahren zu vergeben 
war. Schließlich galt es ja nicht nur, die Ver
tr iebenen irgendwie in eine meist ohnehin 
schon besetzte Wohnung einzuweisen, es 
sollte auch die rechte Wohnung am rechten 
O r t sein, nämlich in einem Gebiet gelegen, 
das Arbeitsmöglichkeiten bot und zugleich 
auch eine Familienzusammenführung er
möglichte. In den ersten Nachkriegsjahren 
konnte dies alles allerdings nur als fernes 
Endziel angestrebt werden . [9] 
Die behördliche Beschlagnahmung von vor
handenem Wohnraum - d a s war die W o h n 
raumbewirtschaftung nämlich in der Praxis 
— fand ihre erste gesetzliche Grundlage in 
dem sogenannten Flüchtlingsnotgesetz v o m 
14. Dezember 1945, das den Staatskommissar 
für das Flüchtlingswesen ermächtigte, jede 
nur geeignete Maßnahme zu ergreifen, um 
die Notstände in der Unterbringung, der Er
nährung und der Bekleidung der Flüchtlinge 
zu beheben. [ 10] 
Z u r gleichen Zei t wurde an der Fassung ei
nes „Bayerischen Notgesetzes zur Sicherung 
eines angemessenen Raumausgleiches" ge
arbeitet, dessen Hauptzweck aber die „Ent
nazifizierung von Wohnraum" und nicht 
dessen Bereitstellung für die Flüchtlinge war. 
(Mit dem etwas unglücklichen Ausdruck 
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„Entnazifizierung von Wohnraum" meinte 
man die Forderung, daß den belasteten ehe
maligen Nationalsozialisten das Wohnungs
nutzungsrecht entzogen und sie in weniger 
komfortable Wohnungen eingewiesen wer
den sollten.) [ I I ] Während dieses bayerische 
Wohnungsgesetz noch die verschiedenen 
Abteilungen der Militärregierung zur Über
prüfung durchlief, erfolgte am 8. März 1946 
durch den Rundfunk die Bekanntgabe des 
Wohnungsgesetzes Nr. 18 des Alli ierten Kon
trollrates, das am 16. März in Kraft trat und bis 
zum Wohnraumbewirtschaftungsgesetz des 
Bundes vom 31. März 1953 bestimmend 
wirkte. [12] 
Obwohl dieses Gesetz der Besatzungs
mächte interessanterweise mit keinem 
Wort Vertr iebene oder Flüchtlinge erwähnt , 
bot es dennoch, verbunden mit dem Flücht
lingsnotgesetz, dem Staatskommissar für das 
Flüchtlingswesen die notwendige 'gesetz
liche Handhabe, um die Unterbringung der 
Vertriebenen wirkungsvoll in Angriff neh
men zu können. Allerdings wu rde die 
Durchführung des Wohnungsgesetzes den 
örtlichen Behörden, also den Gemeinden , 
Gemeindeverbänden und Landkreisen 
übertragen, die damit die eigentliche Verant
wortung t rugen; die vorgesetzten Dienst
stellen sollten nur die Aufsicht führen. [13] 
Dieser Umstand führte dazu, daß schließlich 
in allen Gemeinden und Kreisen Wohnungs
ämter err ichtet wurden , deren Aufgabe es 
war, „alle erforderlichen Maßnahmen zu 
treffen, um den vorhandenen Wohnraum zu 
erhalten, zu vermehren und diesen durch 
entsprechende Erfassung (Beschlagnahme) 
und Lenkung den wohnungsbedürftigen 
Kreisen der Bevölkerung anzuweisen". [14] 
Nach einigen Verordnungen und Durchfüh
rungsbestimmungen waren die Kompeten
zen von Kreis- und Gemeindewohnungsäm
tern bis zum Ende des Jahres 1949 entspre
chend der unten angeführten amtlichen 
Bekanntmachung festgelegt worden . Dabei 
blieben die Entscheidungen und Zwangs
maßnahmen nun endgültig dem Kreiswoh
nungsamt vorbehalten (siehe Abb. rechts 
oben). [15] 
Bis dahin w a r es immer wieder zu Unst im
migkeiten zwischen den verschiedenen Ver
waltungsorganen gekommen, die die Arbeit 
in der Wohnraumbewirtschaftung beein
trächtigten. In seinem Bericht an die Regie
rung führte im Dezember 1948 der Landrat 
von Ebersberg beredte Klage über die Z u 
stände im Wohnungswesen : 
„Infolge des unkontroll ierbaren Anwachsens 
der Bevölkerung (illegale Grenzgänger) , 
Heimkehren von Kriegsgefangenen usw., 
wird die Wohnraumbewirtschaftung zu 
einer Wissenschaft für sich. Die Zuweisung 
einer Wohnung bedingt naturnotwendig die 
Beschneidung des Wohnraumes eines Ein

wohners . Die Behandlung der Beschwerden 
macht praktisch die Wohnraumzuweisung 
unmöglich. Ohne polizeiliche Unterstützung 
ist eine Einweisung undurchführbar. Auffal
lend ist, daß in vielen Fällen die vorgesetzten 
Dienststellen, insbesondere die Abteilung 
für Wohnraumbewirtschaftung bei der Re
gierung von Oberbayern Ansichten vertritt 
und Entschließungen erläßt, die die Maßnah
men der unteren Verwaltungsbehörden sa
botieren.^ . , )Es i s t immerwieder festzuste l -
len, daß gewisse Personen bei vorgesetzten 
Dienststellen ein williges O h r finden, daß die 
gesamte mühevolle Arbeit des Bezirkswoh
nungsamtes zunichte gemacht wird." [16] 
Nun war angesichts der Umstände nichts an
deres als eine Flut von Beschwerden zu er
warten, denn wie sollten es die Wohnungs
behörden den Vertr iebenen, die ein Recht 
auf Gleichberechtigung beanspruchen durf
ten, und gleichzeitig den Einheimischen, die 
auf ihr Besitzrecht verzichten mußten, recht 
machen können? Die Einquartierung in pri
vate Wohnbereiche führte zwangsläufig zu 
Problemen, die nicht leicht zu bewältigen 
waren . Der Bericht des Länderrates an den 
amerikanischen General G a y sah dies so: 
„Die Einweisung der Ausgewiesenen in die 
Privatwohnungen der Einheimischen und 
der damit verbundene, tiefgreifende Eingriff 
in das Privatleben des einzelnen und der Fa
milie führte der Bevölkerung erst so recht 
die Konsequenzen des ver lorenen Krieges 
vor Augen. Aus dem durch die Not e r zwun
genem Zusammenleben von Einheimischen 
und Ausgewiesenen mußten sich auf beiden 
Seiten oft schwere Reibungen und Differen
zen ergeben." [17] 

Selbstverständlich suchten die Behörden 
solche Auseinandersetzungen zwischen 
Quartiergebern und Eingewiesenen durch 
Strafandrohungen möglichst gering zu hal
ten. Schon im Januar 1946 hatte der Staats
kommissar für das Flüchtlingswesen fol
gende Verfügung erlassen: 
„Der Flüchtlingsstrom nach Bayern hat ein
gesetzt und wird weiter fließen. Das bayeri
sche Volk hat bewiesen, daß es Verständnis 
für die Not dieser armen Menschen hat. 
Ebenso haben die Flüchtlinge bewiesen, daß 
sie sich in feinfühlender Weise in die mit der 
Umsiedlung verbundenen Schwierigkeiten 
hineinfinden müssen. 
Leider sind auch Ausnahmen vorgekom
men. U m solche künftig zu verhindern, w i rd 
folgende Verordnung erlassen: 
§ I) W e r Wohnraum verheimlicht, verstellt 
oder entgegen seinem ursprünglichen 
Z w e c k als Wohnraum in anderweitige Be
nutzung nimmt mit dem offensichtlichen 
Zie l , ihn der Nutzbarmachung für die Flücht
linge zu entziehen, w i rd den ordentlichen 
Gerichten zur Bestrafung gemeldet. 
§ 2) W e r Flüchtlingen das Einziehen in die 

§ 7. Der Aufgabenbere ich der G e m e i n d e w o h 
nungsämter w i r d w i e folgt festgelegt: 
a) E r f a s s u n g und Z u w e i s u n g v o n W o h n r a u m , 

sofern er den Wohnungsbewi r t schaf tungsbe-
s t immungen unter l iegt , 

b) A n l e g u n g und Fortschre ibung der amtl ichen 
W o h n u n g s k a r t e i , 

c) F ü h r u n g der amt l i chen V o r m e r k l i s t e der 
W o h n u n g s s u c h e n d e n in der Gemeinde , auf
gestel l t nach zeit l icher Reihenfolge der e in
laufenden W o h n u n g s g e s u c h e , 

d) die G e n e h m i g u n g z u m U e b e r l a s s e n oder 
Bezug v o n A l t w o h n r a u m an W o h n u n g s 
suchende, die innerha lb des Gemeindebez i r 
k e s bereits W o h n r e c h t besitzen. 

§ 8. D a s K r e i s w o h n u n g s a m t Ebersberg behält 
s ich folgende A u f g a b e n in e igener Zuständigke i t 
v o r : 
a) W o h n u n g s z w a n g s t a u s c h , 
b) E r l a ß von Z w a n g s v e r f ü g u n g e n , 
c) Zweckent f remdung v o n W o h n r ä u m e n , 
d) die Rückführung v o n R ä u m e n z u W o h n 

zwecken , 
e) E r k l ä r u n g z u W e r k w o h n r a u m , 
f) die A n o r d n u n g pol izei l icher M a ß n a h m e n (In

standsetzung, U m - und A u s b a u v o n Räumen) , 
g) die A n w e n d u n g v o n V e r w a l t u n g s m a ß n a h 

men, (polizei l iche E i n - und A u s w e i s u n g } . 
h) Wohnungsbehörd l i che G e n e h m i g u n g oder 

Zus i cherung nach Abschnitt I V und V der 
Bekanntmachung des Bayer . Staatsminister i 
ums des Innern-vom 14. 6. 49 Nr . 8330, 189 — 
105298 über die V e r m e h r u n g des W o h n r a u 
mes zur Förderung der Baulust . 

Verordnung über die Kompetenzen der Gemeinde-
und Kreiswohnungsämter vom 3. Dezember 1949. 
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beschlagnahmten Wohnräume verweigert 
oder eingezogenen Flüchtlingen durch 
schlechte Behandlung oder Beschimpfung 
den Aufenthalt unmöglich zu machen ver
sucht, w i rd ebenfalls auf G rund des Notge
setzes den ordentlichen Gerichten zur Be
strafung gemeldet. Die Lebensmittelkarten 
werden den betreffenden Personen mit so
fortiger Wirkung entzogen. 
§ 3) Personen, die sich gegen die obigen Be
stimmungen vergehen, werden in der Ze i
tung veröffentlicht. 
§ 4 ) Flüchtlingen, die die ihnen zumutbare 
Arbeit verweigern, wird Pflichtarbeit zuge
wiesen, und bei Verweigern der Pflichtarbeit 
erfolgt Bestrafung durch Entzug der Lebens
mittelkarten." [18] 
Das Wohnungsgesetz sah schließlich für Ver
letzung oder Nichtbeachtung seiner Vor
schriften Gefängnisstrafen biszu einem Jahre 
oder Geldbußen bis zu 10000 Reichsmark 
vor. Dies galt auch für die Vollzugsverord
nungen, die von der Militärregierung oder 
von einer deutschen Wohnungsbehörde er
lassen wurden . Damit konnte ihnen in den 
meisten Fällen der nötige Nachdruck verlie
hen werden . [19] 
Abe r es war auch selbstverständlich, daß 
Gesetz und Strafandrohungen nicht immer 
für ein gutes Zusammenleben von Vertrie
benen und Einheimischen sorgen konnten. 
Mitunter kam es sogar zu schl immen Exzes
sen, w ie zum Beispiel im Jahre 1951, als ein 
bayerischer Bürgermeister vor Gericht zi
tiert wurde , weil er sich bei einer Auseinan
dersetzung mit einer Vertr iebenenfrau zu 
folgender Äußerung hatte hinreißen lassen: 
„Ihr Flüchtlingspack gehört alle vergast!" [20] 
Verglichen mit diesem Herrn benahmen sich 
die Mitglieder eines Verbraucherausschus
ses einer Kreisstadt an den Grenzen Ober
bayerns eher komisch, wenn sie angesichts 
der allgemeinen Materialknappheit forder
ten , daß an Flüchtlinge und andere außer
bayerische Personen keine Lederhosen ab
gegeben werden sollten, da diese eine rein 
bayerische Tracht seien. [21 ] Die Reihedieser 
Beispiele ließe sich durchaus noch fortset
zen, doch es sollte bedacht we rden , daß es 
sich hier um Ausnahmen handelt, die keines
falls zu Verallgemeinerungen führen dürfen; 
sie sollen lediglich darauf hinweisen, w ie 
schwierig die Situation damals in Bayern war. 
Soweit es nun den Landkreis Ebersberg be
trifft, riefen die Zwangsbewirtschaftung des 
Wohnraumes und die damit verbundenen 
oft unerträglichen Zustände relativ geringen 
Widerstand bei der einheimischen Bevölke
rung hervor. Diese zeigte sich im Gegenteil 
sogar so verständnisvoll , daß die amerikani
sche Militärregierung, die in dieser Hinsicht 
äußerst kritisch und streng zu urteilen 
pflegte, ihr Lob und Anerkennungzol l te und 
in der Vorweihnachtszeit des Notjahres 1946 

folgende Botschaft veröffentlichte: 
,Vor ungefähr 10 Wochen wurden auf Befehl 
der Militärregierung sowohl der Flüchtlings
kommissar als auch das Wohn u ngsamt ange
wiesen, genügend Wohnraum in den Häu
sern der Bevölkerung des Landkreises 
Ebersberg, die selbst so glücklich war, die 
äußeren Zerstörungen, Verwüstungen und 
den Schrecken des Krieges nicht kennenge
lernt zu haben, zu beschlagnahmen, um 
ihren unglücklicheren Mitmenschen und 
Landsleuten (Flüchtlinge), denen Heimat, 
Hab und G u t entweder weggenommen 
oder zerstört worden sind, noch vor Ein
bruch des Winters unterzubringen. 
Im ganzen gesehen zeigte sich die örtliche 
Bevölkerung bereit, diesen unglücklichen 
Menschen zu helfen, wieder eine Heimat 
und ein Unterkommen zu finden und unter
stützte die Behörden in der Erfüllung dieser 
Aufgabe. Der Militärregierung gelangten je
doch auch einige Fälle zur Kenntnis, in denen 
diesem Befehl nicht Folge geleistet oder jede 
Unterstützung zur Ausführung dieses Be
fehls verweigert wurde . Es war daher not
wendig, daß in diesen wenigen Fällen, w ie es 
auch in der Zukunft bei ähnlichen Zwischen
fällen geschehen wi rd , Maßnahmen ergriffen 
wurden , um die schuldigen Teile strengstens 
zu bestrafen. Man hat den Eindruck, daß die
jenigen, die ihre Hilfe und Unterstützung 
verweigerten, dies nicht n u r aus Egoismus 
taten, sondern auch dabei an das weltbe
kannte W o r t dachten, daß jedes Menschen 
Heim sein Schloß sei, wobei sie sich freilich 
nicht darüber klar waren , daß dieses W o r t 
nur in normalen Zeiten gilt, und ferner außer 
acht ließen, daß die Lage sehr leicht hätte 
umgekehrt sein können, so daß sie dann die 
Quart iernehmer statt Quart iergeber gewe
sen wären , und es ist fraglich, ob sie dann 
nicht auch wünschen würden , daß vielmehr 
dasWort .Was Du nicht willst, das man D i r tu , 
das füg' auch keinem andern zu' , Beachtung 
finden sollte. ( . . . ) 

Bisher ist die Militärregierung Ebersberg mit 
dem Geiste der Mitarbeit der örtlichen Be
völkerung zur Lösung des Flüchtlingspro
blems sowie mit den Leistungen der Dienst
stelle des Flüchtlingskommissars sehr zufrie
den." [22] 
Im Grunde hatten bis auf sehr wenige Aus
nahmen alle Einheimischen Verständnis für 
die Notlage der Ausgewiesenen, aber die 
Einquartierung von völlig f remden Men
schen in den persönlichen Privatbereich, w ie 
ihn die eigene Wohnung nun eben darstellt, 
war — und wä re das auch heute — mehr als 
nur unangenehm. So waren aufkommende 
Verdrießlichkeiten unausweichlich. Und 
dennoch kamen sie nur selten in einem sol
chen Ausmaß vor, daß sie der Öffentlichkeit 
bekannt wurden , wie aus dem Bericht des 
Landrates vom April 1947 hervorgeht: „Die 

durch Einweisung der Flüchtlinge geschaf
fene Notlage im Wohnungswesen ist die Ur
sache all der Unstimmigkeiten, die gelegent
lich hier und dort zwischen einheimischer 
und eingewiesener Bevölkerung auftritt." 
[23] Oder, w ie er drei Monate spater 
schreibt: „Die hier und da aufgetretenen 
Schwierigkeiten in der Unterbringung w a 
ren weniger bedingt durch eine ablehnende 
Haltung der Einheimischen, als v ie lmehr da
durch, daß infolgedergroßen Überbelegung 
in allen Gemeinden nur noch E inzelz immer 
verfügbar sind und demnach die Unterbr in
gung von Familien mit mehreren Personen 
natürlicherweise auf große Schwierigkeiten 
stößt. [24] 
Wenn es aber wirkl ich zu ernsteren Z w i 
schenfällen kam, scheint die Gerichtsbarkeit 
mitunter auch Humor und Verständnis auf
gebracht zu haben. Ein diesbezügliches Ur 
teil des „Einfachen Militärgerichts der Militär
regierung des Landkreises Ebersberg" er
scheint wie eine erzieherische Maßnahme, 
die eher Schadenfreude hervorgerufen ha
ben mag, als abschreckend gewirkt hat: 
„El isabeth( . . , ) , zu6MonatenGefängnis (ver-
urteilt, A n m . d. Verf . ) , wovon ihr 5 Monate 
Bewährungsfrist gegeben wurde . Frau ( . . . ) 
hatte sich wiederholt geweigert, eine Flücht
lingsfamilie in ihr Haus aufzunehmen. Trotz
dem die Flüchtlinge im Besitz eines ord
nungsgemäßen Einweisungsscheines des 
Flüchtlingskommissars waren , drohte ihnen 
Frau ( . . . ) , sie mit einem Stock herauszu
hauen, falls sie es wagen sollten, in ihr Haus 
einzuziehen. Aufgrund dieser Einstellung 
der Frau ( . . . ) war das Gericht der Auffas
sung, daß Leute ihres Schlages die Not der 
Flüchtlinge einmal praktisch miterleben soll
ten , um zu der fehlenden Einsicht zu gelan
gen, und ordnete daher an, daß F rau( . . . )den 
einen Monat ihrer Strafe nicht im Gefängnis 
verbüßen, sondern für diese Zeit in ein 
Flüchtlingslager das Landkreises Ebersberg 
eingewiesen werden soll. Der Flüchtlings
kommissar wi rd angewiesen werden , ein 
entsprechendes Lager zu bestimmen und 
durch die Polizei tägliche Kontrollen durch
führen zu lassen, ob sich Frau (.. , )auch stän
dig im Lager aufhält und unter denselben Be
dingungen lebt wie die darin befindlichen 
Flüchtlinge." [25] 
Dieser und einige ähnliche Vorfälle waren für 
die „Süddeutsche Zeitung" der Anlaß, um 
der Frage nachzugehen, wie sich die Bevöl
kerung den Flüchtlingen gegenüber verhielt . 
Das Ergebnis ihrer Reportage w a r folgender 
Bericht (siehe Abb . Seite 21). [26] 
Z u diesem Art ikel muß bemerkt werden , 
daß er zu einem Zeitpunkt geschrieben 
wurde , als der Flüchtlingszustrom das 
größte Ausmaß erreicht hatte und ein Ende 
noch nicht abzusehen war. Das mag bei so 
manchem Einheimischen auch Panik hervor-
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„ G e b t ihnen die Pe i t s che ! " 
Mit dem Flüchtlingskommissar durch die Bauernstuben 

( S Z ) D u r c h die A n n a h m e des F l ü c h t l i n g s g e s e t z e s s ind i n 
B a y e r n die F l ü c h t l i n g s k o m m i s s a r e gleichzei t ig Le i t e r der 
K r e i s w o h n u n g s ä m t e r geworden .Dami t soll i n Zukunf t ver 
mieden werden , d a ß s ich die zu r Wohnraumbeschaffung 
eingesetzten B e h ö r d e n zerspl i t te rn . D i e „ S ü d d e u t s c h e Z e i 
tung" hat e inen Wohnungsermi t t le r des F l ü c h t l i n g s k o m 
missars i n E b e r s b e r g auf dem Wege durch den L a n d k r e i s 
begleitet, u m z u er fahren , w ie s i ch die B e v ö l k e r u n g auf dem 
flachen L a n d e den F l ü c h t l i n g e n g e g e n ü b e r v e r h ä l t . 

Se l ten w i r d W o h n r a u m f re iwi l l i g zu r V e r f ü g u n g gestellt. 
E i n g r o ß e r T e i l der B e v ö l k e r u n g sieht i n den F l ü c h t l i n g e n l ä 
stige E i n d r i n g l i n g e u n d manche r B ü r g e r m e i s t e r u n t e r s t ü t z t 
sie i n dieser Ans i ch t . S o sagte der B ü r g e r m e i s t e r von M a r k t 
S c h w a b e n a m 13. 2. 47 i n der Vo l lve r sammlung des K r e i s t a 
ges von E b e r s b e r g : „ D e r F l ü c h t l i n g s k o m m i s s a r hat s ich als 
u n f ä h i g fü r se in A m t gezeigt, denn die erste Pfl icht der 
F l ü c h t l i n g s k o m m i s s a r e is t es, z u v e r h i n d e r n , d a ß 
F l ü c h t l i n g e i n den L a n d k r e i s e ingewiesen werden." Wenn 
solche A n s i c h t e n ö f fen t l i ch g e ä u ß e r t werden , so wunder t es 
uns nu r wenig , w e n n w i r i n der Gemeinde E g m a t i n g 
nachstehenden A n s c h l a g l esen : „ H i n a u s mi t den F l ü c h t l i n 
gen aus unse rem D o r f ! Gebt i h n e n die Pei tsche statt U n t e r 
kunft - dem Sudetengesindel . E s lebe unse r Bayern land!" 

I m m e r wieder s t o ß e n w i r auf diese Ans i ch t , versteckt oder 
offen, auf unserem Weg d u r c h die B a u e r n h ä u s e r . A l s die 
g r o ß e S tube eines B a u e r n i n Mosen beschlagnahmt w i r d , 
bietet die B ä u e r i n uns L e b e n s m i t t e l an, w e n n w i r den 
roten Ze t te l wieder abmachen . A l s auch das nichts hilft, 
schickt sie uns z u m Nachbarn , dem es auch nicht besser ge
hen so l l a ls ih r ! I h r H i n w e i s w a r z w a r schlecht gemeint, aber 
wicht ig , u n d so k ö n n e n w i r auch dort e in s c h ö n e s g r o ß e s 
Z i m m e r m i t z w e i Bet ten , das bisher leer s tand, beschlagnah
men. A l l e rd ings ist m a n hier wen iger „ g e b e f r e u d i g " , son
dern droht uns mi t dem H u n d u n d w i l l uns die Treppe h inab
werfen. 

De r B ü r g e r m e i s t e r i n T e g e r n a u , der e inen g r o ß e n 
Gasthof besitzt, w i l l das Nebenz immer , das schon seit J a h r 
und T a g nicht mehr benutzt w i r d , unbedingt f rei hal ten. E r 
braucht es, w e n n e inma l eine - L e i c h e i m Dor f für z w e i 
N ä c h t e untergebracht werden w i l l . A u c h i n diesem Z i m m e r 
w i r d i n Z u k u n f t eine F l ü c h t l i n g s f a m i l i e Un te rkunf t f inden. 
Aehn l i ch liegt der F a l l i n dem g r o ß e n P f a r r h a u s in M a r k t 
Sc hwabe n . H i e r m ü s s e n d re i s c h ö n e Z i m m e r freigehalten 
werden, w e i l in diesen R ä u m e n e i n m a l i m J a h r e die F i r m u n g 

stattfinde. - D ie g r o ß e M ü h l e i n M ü h l p i c h l hat z w e i unbe
wohnte Z immer , i n denen mindestens acht Personen unter 
gebracht werden k ö n n t e n . U m sie der Besch lagnahme z u 
entziehen, hat der M ü l l e r i n den e inen W o h n r a u m - obwohl 
g e n ü g e n d S p e i c h e r r ä u m e vorhanden s i n d - G e t r e i d e ge
s c h ü t t e t . D e r R a u m w ä r e ohne weiteres bewohnbar, an den 
W ä n d e n h ä n g e n noch die Heil igenbilder , die s ich mi t der 
N ä c h s t e n l i e b e der H a u s e i g e n t ü m e r nicht recht i n E i n k l a n g 
br ingen lassen. 

I m F l ü c h t l i n g s l a g e r i n W a g e n r e i t h treffen w i r i n einer 
B a r a c k e unter den F l ü c h t l i n g e n eine e inheimische B ä u e r i n . 
F r a u L . hatte s ich wiederhol t geweigert, i n i h r e m H a u s eine 
F l ü c h t u n g s f a m i l i e aufzunehmen. Sie drohte, ordnungsge
m ä ß eingewiesene F l ü c h t l i n g e mi t dem Stock z u vertreiben, 
falls sie es wagen w ü r d e n , i h r H a u s z u betreten. D a f ü r wurde 
sie von e inem M i l i t ä r g e r i c h t i n Ebe r sbe rg z u sechs Monaten 
G e f ä n g n i s verurtei l t , v o n denen sie e i n e n M o n a t i m 
F l ü c h t l i n g s l a g e r unter den gleichen Bed ingungen wie 
die F l ü c h t l i n g e zubr ingen m u ß t e . A l s sie die B a r a c k e z u m 
ers tenmal betrat, sagte sie, d a ß „ d a s L e b e n hier für sie k e i 
nen Z w e c k mehr habe." 

D e r g r ö ß t e T e i l der B a u e r n versucht eine E i n w e i s u n g v o n 
F l ü c h t l i n g e n dadurch z u ve rh indern , d a ß er s i ch darauf be
ruft, er b e n ö t i g e die R ä u m e für A r b e i t s k r ä f t e . Dieser E i n 
w a n d ist oft berechtigt, denn viele F l ü c h t l i n g e k ö n n e n oder 
wol len i n der L a n d w i r t s c h a f t n icht arbeiten. A u f e inem 450 
T a g w e r k g r o ß e n G u t i n der N ä h e von M a r k t S c h w a b e n be
weis t uns die Bes i t ze r in , d a ß durch den A u s f a l l von Arbe i t s 
k r ä f t e n i m vergangenen J a h r e bei ih r acht T a g w e r k Fut ter
r ü b e n auf den Fe lde rn s tehen blieben. S ieben R ä u m e hat sie 
bereits an F l ü c h t l i n g e abgegeben, die nur tei lweise u n d sehr 
b e s c h r ä n k t a r b e i t s f ä h i g s ind . S i e ist gerne bereit, wei teren 
F l ü c h t l i n g e n Quar t ie r z u geben, w e n n es v o l l w e r t i g e 
A r b e i t s k r ä f t e s ind . Solche W ü n s c h e versucht der 
F l ü c h t l i n g s k o m m i s s a r nach M ö g l i c h k e i t z u e r fü l l en . 

J o a c h i m S l a w i k 

gerufen haben. Was aber die in der Zeitung 
zitierte Aussage des Bürgermeisters von 
Markt Schwaben betrifft, so konnte im 
Hauptstaatsarchiv in München der Bericht 
des Flüchtlingskommissars über die ange
sprochene Kreistagssitzung gefunden wer
den, in dem dieses dazu steht: 
„In der Vollversammlung des Kreistages von 
Ebersberg am 13. Februar 1947 hat der Vorsit
zende der CSU-Fraktion erklärt, der Flücht
lingskommissar habe sich unfähig für sein 
Amt gezeigt, da er es nicht verstanden habe, 
die starke Belegung dieses Landkreises mit 
Flüchtlingen zu verhindern. Die Nachbar
kreise Erding und Wasserburg seien weitaus 
geringer mit Flüchtlingen belegt als der Land
kreis Ebersberg. Die erste Pflicht des Flücht

lingskommissars sei es, zu verhindern, daß 
weitere Flüchtlinge in den Landkreis einge
wiesen würden . 
Ich bitte um eine schriftliche Erklärung mei
ner vorgesetzten Dienststelle, daß die Z u 
weisungneuer Flüchtlinge (. . . ) nicht der Z u 
ständigkeit des Flüchtlingskommissars ob
liegt, sondern daß die Zuweisung durch den 
Regierungskommissar für das Flüchtlingswe
sen erfolgt. ( . . . ) Ferner bitte ich in die Erklä
rung aufzunehmen, warum die Nachbar
kreise Erding und Wasserburg schwächer 
belegt wurden als Ebersberg." [27] 
Abgesehen davon, daß der Bürgermeister 
die Kompetenzen des Flüchtlingskommis
sars überschätzt hatte, lag der Hauptgrund 
für seine umstrittene Aussage in der Tat-

D/eser Artikel erschien am 22. Marz 1947 in der Sud
deutschen Zeitung. 
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sache, daß der Landkreis Ebersberg wesent
lich mehrals seine Nachbarn belastet wurde . 
Im Landkreis Erding w a r gegenüber dem 
Stand von 1939 eine Bevölkerungszunahme 
von 33,1 Prozent, in Ebersberg aber eine sol
che von 67 Prozent zum fraglichen Zeit
punkt festgestellt worden . Deshalb wollte 
auch das Bezirksamt bei der Regierung nach
fragen lassen, warum es zu solchen Mißver
hältnissen gekommen sei. [28] 
Die abweisende Haltung der einheimischen 
Bevölkerung ist auch zu verstehen, wenn 
man bedenkt, daß es für den Bauern, der 
meist mit seiner Familie allein die harte Feld
arbeit zu verrichten hatte, äußerst unange
nehm sein mußte, tagsüber sein Haus den 
Fremden zu überlassen und dann abends, 
müde und abgeschunden, in der kleinen Kü
che sein Abendessen nicht ungestört ein
nehmen zu können. 

Z u den gelegentlichen Spannungen zwi
schen Quartiergebern und Zwangseinge
wiesenen mag wohl auch der Umstand bei
getragen haben, daß die Wohnraumbewi r t 
schaftung mit ihrer Beschlagnahme von pri
vatem Besitz bis in die Mitte der sechziger 
Jahre hinein anhielt und das von den Behör
den verkündete baldige Ende derselben tat
sächlich aber jahrelang nicht abzusehen war, 
obwohl doch schon 1946 im Staatsanzeiger 
zu lesen war : „Diese Einschränkung (des ein
zelnen zur Unterbringung der Flüchtlinge, 
A n m . d. Verf.) w i rd vorübergehend sein, da 
die bayerische Staatsregierung eine Sied
lungsaktion betreibt, die vom Arbeitsmini
sterium durchgeführt, in absehbarer Zeit 
Abhilfe schaffen wird." [29] Die Wohnraum
bewirtschaftung wur de im Landkreis Ebers
berg jedoch erst 1964 mit Ausnahme der Ge
meinden Ebersberg und Poing aufgehoben, 
und dann dauerte es noch zwei Jahre, bis 
auch die beiden letzten Kommunen von die
ser Bürde befreit wurden . [30] Für die Woh
nungsbehörden war allerdings diese Maß
nahme der Regierung weniger erfreulich 
und wurde auch gegen die Bedenken des 
Landratsamtes durchgeführt, denn es be
stand immer noch ein großer Bedarf an 
Wohnungen. Als die Wohnraumbewi r t 
schaftungaufgehoben wurde , führte dies so
fort zu Mieterhöhungen, und viele Vertrie
bene mußten ihre Altbauwohnungen kündi
gen und wiederum der Behörde zur Last fal
len. [31] 

Die Wohnraumbewirtschaftung w a r trotz 
aller Einwände, die gegen sie vorgebracht 
wurden , die einzige machbare Lösung, die 
sich unter den damaligen Umständen anbie
ten konnte. Manche Kritik an ihr w a r sicher
lich auch nicht immer ganz unberechtigt. So 
erregte, wie schon im Jahr 1946 der Landrat 
feststellte, die .zuwei len radikale Woh
nungszuweisung an Flüchtlinge durch Kom
missionen des Flüchtlingskommissars" Un

willen unter der Bevölkerung. Auch w u r d e 
Klage darüber geführt, „daß manche W o h 
nungsinhaber direkt geschont" wurden . Mit
unter richtete sich der Mißmut der W o h 
nungsbesitzer gar nicht gegen die ihnen zu
geteilten Vertr iebenen, sondern gegen A n 
gestellte des Wohnungsamtes, deren Vorge
hen ihnen als Hausfriedensbruch erschien, 
oder sie wünschten lediglich, daß ihnen Mit
bewohner zugewiesen werden sollten, die 
ihnen mehr zusagten — und das w a r ja woh l 
verständlich. Doch auch hier handelte es sich 
um seltene Ausnahmen, bei denen, w e n n es 
möglich war, für Abhilfe gesorgt wurde . [32] 
Mit den Bestimmungen des Wohnraumbe
wirtschaftungsgesetzes vom 31. März 1953 
wurden zwar den Wohnungsbesitzern wie
der mehr Rechte eingeräumt, aber dafür w a r 
es nun für das Wohnungsamt „ungleich 
schwieriger als früher, sozial schwache Fami
lien unterzubringen". Ebenso stieß „die Z u 
teilung von bewirtschaftetem Wohnraum an 
Familien mit zwei und mehr Kindern immer 
mehr auf Schwierigkeiten". [33] Den Ausge
wiesenen, die es noch nicht geschafft hatten, 
sich wirtschaftlich zu etablieren, brachte die
ses neue Bundesgesetz beträchtliche Nach
teile, denn nun wurden wieder viele von ih
nen durch Räumungsurteile obdachlos, und 
die Gemeinden mußten neue Baracken auf
stellen, um sie unterbringen zu können. [34] 
Ein Bericht des Landrates von Ebersberg aus 
dem Jahre 1956 gibt Aufschluß über die Hin
tergründe der neuen Probleme: 
„Zuzüge aus anderen Landkreisen, aus Po
len, der CSR und dem Südosten, teils auch 
aus der SBZ , verschärfen bereits beste
hende, enge Wohnverhältnisse und geben 
Anlaß zu Neueintragungen (in die Vormerk
liste für Wohnungssuchende, A n m . d. Verf . ) . 
In den verkehrsgünstig gelegenen, kleinen 
Gemeinden des Landkreises we rden fast 
nur noch Fälle geführt, die durch Maßnah
men der Wohnungsbehörde kaum noch be
reinigt werden können. Entweder sind es 
kinderreiche Familien, für welche ausrei
chender, bewirtschafteter Wohnraum nicht 
zur Verfügung steht und auch kaum zur Ver
fügung stehen wird , oder es handelt sich um 
Bewerber, die durch ihr Verhalten privaten 
Vermietern schwer zugemutet werden kön
nen. ( . . . ) 

Die oft geltend gemachte Unzumutbarkeit 
des Mieters bei Räumungsklagen hat ihre Ur
sache bisweilen im Verhalten des Vermie
ters. Es gibt nicht wenige Vermieter, die ihren 
Mietern das Wohnen so unangenehm als 
möglich machen und dann Reaktionen als 
Klagegrund benutzen. Nicht selten wird auf 
eine Entfernung des alten Mieters hingear
beitet, nur, um bei einer Wiederbelegung 
eine höhere Miete fordern zu können. Es 
sind Fälle bekannt, w o Vermieter erhebliche 
verlorene Zuschüsse von dem neuen Mieter 

zur Instandsetzung der Wohnungen ver lan
gen und auch erhalten." [35] 
Offensichtlich paßte das System der Zwangs
bewirtschaftung von Wohnraum nicht mehr 
in das der freien Marktwirtschaft. Die Wider
stände wurden immer größer, und die Haus
eigentümer entzogen sich zunehmend ihrer 
Anzeigepflicht, nach der sie frei gewordene 
Wohnräume dem Wohnungsarmtzu melden 
hatten. Doch dieses sah darüber h inweg, 
denn „eine Verfolgung jedes einzelnen Falles 
als Ordnungswidrigkeit" hätte „eine we i tere 
Verschärfung des Verhältnisses Wohnungs
behörde zum Hauseigentümer mit sich" 
gebracht, w ie der Landrat resigniert be
merkte. [36] 
Sicherlich w u rd e mit Recht dem W o h n 
raumbewirtschaftungsgesetz von 1953 gro
ße Schuld an diesen Übelständen zugemes
sen, doch haben ebenso gewiß diese U m 
stände dazu geführt, daß nun mit größtem 
Eifer eine Vielzahl von Neubauprojekten an
gegangen wurde , die das Wohnungspro
blem an der Wurze l angriffen und eine end
gültige Lösung versprechen konnten. 
Gerade diese Lösung lag den vorausblicken
den Verantwortl ichen besonders am Her
zen , da mit ihr einerseits die Einheimischen 
endlich von der Zwangseinquartierung be
freit und andererseits die Vertriebenen bes
ser ansässig gemacht und eingegliedert wer 
den konnten. Die Gefahr, daß durch die 
Wohnungsnot gerade die unternehmungs
lustigsten und tüchtigsten Vertriebenen 
den Landkreis verlassen könnten, w a r 
in den fünfziger Jahren eine große Sorge 
des Landrats Dr. Streibl, der im Jahr 1955 fol
gendes an die Regierung von Oberbayern 
schrieb: 
„Der wesentl iche Unterschied zwischen Ein
heimischen und Heimatvertr iebenen be
steht eigentlich nur noch in der wohnungs
mäßigen Unterbringung, denn die Heimat
vertr iebenen bewohnen eben doch noch 
zum Teil Baracken, Notunterkünfteoder un
zulängliche Räume in Bauernhäusern, die 
zur Aufnahme von Mietparteien nicht ge
bautwurden und insbesondere auch keiner
lei notwendige Nebenräume aufweisen. 
Zehn Jahre nach der Vertreibung wäre es 
wirklich im Zeichen des vielgepriesenen 
deutschen Wirtschaftswunders an der Zei t , 
daß staatliche Kräfte vermehrt beim W o h 
nungsbau eingesetzt würden . Der Staat hat 
auch unter den Vertriebenen sicher die be
sten Bürger, wenn er ihnen durch Wohnbau
darlehen dazu hilft, endlich ein Heim und da
mit auch eine Heimat zu erwerben . Für Bay
ern ist es sicher kein Gewinn , daß allmonat
lich eine Reihe guter Fachkräfte nur deshalb 
in andere Länder umsiedelt, weil hier keine 
menschenwürdigen Wohnungen erhältlich 
sind. Die Wohnraumfrage ist nämlich — w ie 
immer bei Umfragen festgestellt werden 
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kann — vielfach der einzige Grund zur U m 
siedlung." [37] 
Dies blieb nicht der einzige Appell an die Re
gierung. Der Landrat, dem bewußt war, daß 
eine vollständige Eingliederung der Vertr ie
benen dem Landkreis nur von Vorteil sein 
konnte, wandte sich ein Jahr später noch ein
mal an seine vorgesetzte Behörde und setzte 
sich dafür ein, daß sie in seinem Landkreis 
bleiben sollten: 
„Zur Umsiedlung ist allgemein zu bemerken , 
daß die meisten Umsiedlungswilligen nur 
deshalb in ein anderes Bundesland ziehen 
wollen, weil sie hier keine geeignete W o h 
nung erhalten können. Es wäre wohl an der 
Zeit, daß sich das Land Bayern, w ie andere 
Bundesländer, um die Erhaltungdieser wer t 
vollen Arbeitskräfte bemüht, und z w a r da
durch, daß Bayern die bisher den Aufnah
meländern zugeteilten Mittel zur Förderung 
des Wohnungsbaues erhält." [38] 
Gerade der Landrat von Ebersberg, der im
mer w ieder darauf hinweisen konnte, daß 
sein Landkreis weit über dem Landesdurch
schnitt mit Heimatvertr iebenen belegt war, 
hatte Anlaß genug, wiederholt um größere 
Zuteilungen von staatlichen Baudarlehen zu 
ersuchen; im Sommer 1956 waren zum Bei
spiel e twa eineinhalbtausend Wohnungssu
chende gemeldet und Ende 1963 noch e twa 
I 300 Personen, die sich um bewirtschafte
ten W o h n r a u m bewarben. [39] 
Manchmal mußten die Antragsteller jahre
lang war ten , bis ihnen vom Wohnungsamt 
geholfen werden konnte. So hatte zum Bei
spiel das A m t in Markt Grafing im Jahre 1952 
insgesamt 195 Wohungssuchende, von de
nen einer seit 1946, sieben seit 1947 und 16 
seit 1948 vorgemerkt waren . [40] 
Solche nüchternen Zahlen sagen nun wenig 
über die Verhältnisse aus, in denen ein W o h 
nungssuchender auf eine angemessene Un
terkunft war ten mußte. Die folgenden Bei
spiele aus verschiedenen Jahren sind zwa r 
immer Einzelfälle, und doch verdeutl ichen 
sie drastisch die Wohnungsnot mancher 
Heimatvertr iebenen. 

1949: Ein zu 50 Prozent kriegsversehrter Fa
milienvater mit zwei Kindern im Al ter von 
zwei Jahren und drei Wochen lebt in einem 
etwa 15 Quadratmeter großen Raum, der 
der ganzen Familie als Küche und Schlafraum 
dient. Da er die Küche seines Schwiegerva
ters, der auch der Hauseigentümer ist, nicht 
mehr mitbenutzen durfte, stellte er einen 
Herd in dem einzigen ihm zugewiesenen 
Raum auf und richtete das Rauchrohr zum 
Fenster hinaus. Der Einbau eines vorschrifts
mäßigen Kamins war ihm vom Hauseigentü
mer verboten worden , da er mit ihm in 
Feindschaft lebte. Damit verstieß er gegen 
die feuerpolizeilichen Vorschriften und mach
te sich strafbar. Doch das Bezirksamt Ebers
berg befindet zu seinem Glück: „Bei dem 

derzeitigen Notstand in bezug auf W o h n 
raum dürfte eine Strafverfolgung diesseiti
gen Erachtens nicht erforderl ich sein." [41] 
1952: In Markt Grafing haust eine Familie mit 
sieben Personen in einem Raum, der nur 
zehn Quadratmeter hat; das sind nicht ein
mal eineinhalb Quadratmeter pro Person! 
Bei 35 Fällen in Markt Grafing sind die Ver
hältnisse ähnlich gelagert. [42] 
1953: In Glonn wohnen sieben Menschen in 
einem Raum mit 28,5 Quadratmeter. Der Er
nährer ist an Tuberkulose erkrankt , so daß 
der Raum auf Anordnung des Gesundheits
amtes mit einem Vorhang abgeteilt werden 
muß. Eine andere Familie mit sieben Mitglie
dern ist in zwei Räumen mit zusammen nur 
26 Quadratmetern untergebracht. Eine 
gleich große Familie ist ebenso menschenun
würdig in einem notdürftig ausgebauten 
Speicherraum untergebracht. [43] 
In Markt Grafing fristet eine Kr iegerwitwe 
mit vier Kindern in einem Z i m m e r mit 16 
Quadratmetern ihr Dasein, und das seitnun-
mehrachtJahren. In einem längst baufälligen 
Haus leben fünf Menschen in zwei Kammern 
mit zusammen 24 Quadratmetern ; das Was
ser läuft an den Wänden herunter, so daß 
Betten und Sofa möglichst we i t von der 
Wand entfernt aufgestellt werden müssen; 
in der einen Kammer sind vier ehemalige 
Wehrmachtsbetten zusammengepfercht, in 
denen zwei Frauen und drei schulpflichtige 
Kinder seit sieben Jahren schlafen müssen. 
[44] 

In einer anderen Notwohnung sind drei Per
sonen in zwei Kammern mit zusammen 
zwölf Quadratmetern untergebracht. Im 
Winte r muß das Ehepaar in einem Raum von 
vier Metern Länge und zwei Metern Breite 
hausen. Er ist so eng, daß man nur knapp an
einander vorbeigehen kann. Der Ernährer 
ist Grafinger und hat vor fünf Jahren eine 
Ausgewiesene geheiratet, seitdem leben sie 
hier. Die Toilette befindet sich außer Haus 
und ist für 16 Personen gedacht. [44] 
1955: In der Gemeinde Pöring haust eine Fa
milie mit fünf Mitgliedern über einer Garage, 
deren Decke durch Pfosten und Bretter ab
gestützt ist; im Vorraum daneben leben 
ebenfalls fünf Personen, davon zwei Kinder 
im schulpflichtigen Alter. Die Kindersind lun
genkrank, dadieFrau mit ihnen mehra lsdre i 
Jahre in einem Lager hatte zubringen müs
sen, in dem der Keim für die Krankheit gelegt 
wurde ; in dem dunklen Raum können sie 
unmöglich gesund werden . [45] 
Eine Familie mit drei Kleinkindern bewohnt 
eine Hausruine, die von der Baupolizei als 
baufällig deklariert ist, die eine Giebelwand 
ist nach außen durchgebogen, die Dachspar
ren sind zerbrochen oder morsch, das Dach 
ist innen mit Brettern und Balken abgestützt, 
und im Winter stiebt durch breite Öffnun
gen der Schnee. [45] 

In einer anderen .Wohnung" wird der Herd
rauch durch das Fenster nach draußen abge
führt. Bläst der Wind aus der falschen Rich
tung, w i rd der Rauch in den Raum zurückge
preßt; dann bleibt nichts anderes übrig, als 
auf Heizen und Kochen zu verzichten, will 
man sich keine Rauchvergiftung holen. Die 
Frau ist schon einmal daran erkrankt und lei
det unter Asthma. [45] 
1956: In Markt Grafing haust seit zehn Jahren 
eine sechsköpfige Familie in unerträglichen 
Verhältnissen. Ein Raum, nur zwei Schritte 
breit und fünf Schritte lang, darin ein Sofa, ein 
Ofen und ein Miniaturtisch, ist das Wohn
zimmer. Wenn die ganze Familie versammelt 
ist, muß jeder auf seinem Fleck sitzenblei
ben, weil man sich einfach nicht mehr rühren 
kann; der Tisch ist so klein, daß in drei Schich
ten gegessen werden muß ; das Klosett ist in 
die „Wohnzimmer-Küche" eingebaut. Im viel 
zu kleinen Schlafzimmer sind die Wände 
feucht, der Raum ist düster und muffig; die 
beiden großen Mädchen schlafen in einem 
Bett miteinander, das kleine Mädchen teilt 
das Lager mit ihrer Mutter, und der Sohn 
schläft auf dem Küchensofa, das aber so kurz 
ist, daß in der Nacht die Tü r zum elterlichen 
Schlafzimmer geöffnet bleiben muß, damit 
er seine Beine ausstrecken kann. [46] 
Die hier beschriebenen Zustände, wie sie 
mehr oder weniger schlimm in den Not
wohnungen herrschten, bedürfen wohl kei
nes Kommentars. Daß sie heute noch so 
greifbar sind, ist übrigens der Ebersberger 
Zeitung zu verdanken, die immer wieder 
mit ihren Schilderungen die Öffentlichkeit 
darüber aufklärte. 

Wenn man sich die oben aufgeführten Bei
spiele vor Augen hält, dann kann man sich 
die Wohnungsnot im Landkreis Ebersberg 
vorstellen, in dem sich noch im Jahre 1956 
nach einer Zählung im September insgesamt 
445 Notwohnungen unter 11425 Normal
wohnungen (3,8 Prozent) befanden, die sich 
w ie folgt auf die einzelnen Gemeinden auf
tei lten: [47] 
Anzing 289 ( 8) 
Aßl ing 400 (14) 
Baiern 135 ( 0) 
Bruck 165 ( 3) 
Ebersberg 872 (42) 
Egmating 163 ( 3) 
Forstinning 301 (12) 
Frauenneuharting. . . . 212 ( 7) 
Gelt ing 63 ( 0) 
Glonn 504 ( 7) 
Grafing 1 527 (16) 
Hohenlinden 323 ( 5) 
Kirchseeon 996 (41) 
Lampferding 101 ( 0) 
Loitersdorf 107 ( 0) 
Moosach 250 ( 9) 
Nettelkofen 195 ( 4) 
Oberndorf 210 ( 0) 
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Oberpframmern . . . . 179 ( 2) 
Ölkofen 103 ( 0) 
Parsdorf 1 001 (87) 
Pliening 281 ( 8) 
Pöring 192 (19) 
Poing 430 (29) 
Schalldorf 198 ( 2) 
Markt Schwaben . . . . 1 201 (68) 
Steinhöring 389 (15) 
Straußdorf 84 ( 5) 
Zorneding . . . . 574 (39) 

1 1 425 (445) 

So furchtbar das Wohnungselend für die 
meisten Heimatvertr iebenen war und so 
einschneidend ihre Einquartierung sich auf 
das Privatleben der Einheimischen auswir
ken mußte, so hatte es doch auch mitunter 
seine guten Seiten. Wenn Häuser, die nur für 
den eigenen Bedarf gebaut wurden , über 
Nacht Tausende von Fremden aufnehmen 
müssen, ist es menschlich nural lzu verständ
lich, daß das enge Zusammenrücken und die 
gravierenden Einschränkungen zu Spannun
gen führten. Solche Spannungen hat es gege
ben, und es wäre falsch, diese Tatsachen 
leugnen zu wollen. Um so ehrenvol ler und 
bewundernswerter ist es dann, wenn sich 
unten vielen Eingesessenen und Eingewie
senen ein herzliches und harmonisches Ver
hältnis herausbildete. 
Gerade unter der bäuerlichen Bevölkerung 
fanden sich nicht selten Einsicht, Verständnis 
und Menschlichkeit für die Ausgewiesenen, 
wenn diese ihr mit Fleiß und Arbeitsamkeit 
Achtung und Respekt abnötigten. Mit der 
Zeit lösten sich die Verst immungen, und 
beide Parteien suchten gemeinsam eine Lö
sung. 
Doch dies geschah meistens in aller Stille und 
Selbstverständlichkeit. Stel lvertretend für 
die vielen positiven und herzlichen Bezie
hungen zwischen Einheimischen und Ver
tr iebenen seien an dieser Stelle zwei bei
spielhafte erwähnt : 
Als bei einem Bauern in Steinkirchen eine 
Flüchtlingsfamilie einquartiert wurde , mußte 
sich dessen Familie sehr einschränken. Das 
w a r besonders unangenehm, da Nachwuchs 
erwartet wurde. DoC- der vertriebene Fa
milienvater legte mit Fleiß und Eifer überall, 
w o sich Gelegenheit bot, Hand mit an. Als es 
dann so wei t war, daß er sich ein eigenes 
Häuschen bauen wollte, bekam er von dem 
Bauern 800 Quadratmeter Baugrund ge
schenkt, das Bauholz verdiente er sich im 
Wald des Bauern, der ihm dessen Anfuhr ko
stenlos besorgte. Beim Hausbau lieferte der 
Bauer das Wasser an und tat alles, was in sei
nen Kräften stand, um das Unternehmen zu 
fördern. Mit Verständnis und gegenseitiger 
Achtung meisterten zwei Familien gemein
sam ihr Schicksal. [48] 
In der Gemeinde Frauenneuharting wurden 

zwei heimatvertriebene Familien in das 
Haus eines Bauern eingewiesen, dessen ei
gener Haushalt schon aus neun Mitgliedern 
bestand; diese mußten sich nun mit drei 
recht bescheidenen Räumen begnügen. Die 
eine Flüchtlingsfamilie, eine Frau mit vier 
Kindern, wu rde in einem einzigen Raum un
tergebracht. Bald kam der Mann aus der Ge
fangenschaft, und die Frau gebar hinter
einander Zwil l inge, so daß die Familie 
schließlich aus zehn Köpfen bestand. Der 
Heimkehrer arbeitete fünf Jahre lang auf 
dem Hof und dem Acker fleißig mit. Der 
Bauer rühmte seinen Eifer und anerkannte 
die Mithilfe der Frau, die sich im Stall nützlich 
machte. Die Kinder der Heimatvertr iebenen 
gingen in den Räumen des Bauern ein und 
aus, als gehörten sie zu seiner Familie. Es war 
selbstverständlich, daß sie während der 
schlimmen Zei t am Tisch des Bauern mit
aßen. [49] 
Von allen Problemen, die die Vertreibung mit 
sich gebracht hatte, forderte wohl die W o h 
nungsnot Einheimischen wie Vertr iebenen 
die größten Opfer und am meisten Geduld 
ab. Das Verdienst, das sich beide Seiten bei 
ihrer Bewältigung erwarben, dürfte in der 
jüngeren Geschichte beispiellos sein. 
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Die Unterbringung von Vertriebenen und Flüchtlingen 
in Lagern und Baracken 

Schon im Herbst des Jahres 1945 zeichnete 
sich in Bayern eine katastrophale W o h 
nungsnot ab. So mußte von Staat und Behör
den zu jedem vorhandenen Abhilfemittel 
gegriffen werden , denn es drohten nicht nur 
ein zunächst unübersehbarer Vertr iebenen-
zustrom, sondern auch der bevorstehende 
Winter. 
Da dem zuständigen Sonderbeauftragten für 
das Flüchtlingswesen im Bayerischen Innen
ministerium diese Sachlage durchaus be
w u ß t w a r , wandtee r sich im Oktober mit ei
nem Brief an den Ministerpräsidenten Wi l 
helm Hoegner, in dem er zur Lösung dieses 
Problems unter anderem auch vorschlug, 
daß die Landräte alle .vorhandenen Barak
kenlager, Kasernen, ehemaligen Verpfle
gungsämter", wie auch die . für Lagereinrich
tungen geeigneten Gegenstände, w ie Luft
schutzbetten, Strohsäcke, Eimer, Öfen , 
Bänke, Tische, Stühle, Feldküchen, Glas, Dek-
ken, Uni formen, Kleider, Wäsche, Schuhe 
usw. (ehemalige Wehrmachtsbestände)" so
fort an das Ministerium zu melden hätten. [ I ] 
Sowohl die Dringlichkeit dieses Schreibens 
wie auch die Aufzählung von so einfachen, 
aber „umgehend" benötigten Dingen wie 
Strohsäcken und Eimern zeigen, w ie groß 
die Not schon war, als der Flüchtlings- und 
Vertr iebenenzustrom gerade erst begonnen 
hatte. Die Errichtung von Flüchtlingslagern 
war zu einer unabdinglichen Aufgabe ge
worden , denn die an den Grenzstat ionen 
kurz hintereinander eintreffenden Mas
sentransporte der Ausgewiesenen mußten 
zunächst aufgefangen werden , um dann 
rasch, geordnet und gleichmäßig über ganz 
Bayern verteilt zu werden . So entstanden 
vier Grenzdurchgangslager und zwölf Regie
rungslager, dazu kamen noch 105 Lager, die 
den Landräten unterstanden. Durch diese 
Lager wurden alle Vertr iebenen, die in den 
Bahntransporten nach Bayern kamen, 
durchgeschleust, um dann, w e n n sie nicht 
dort blieben, bis auf die letzten Landgemein
den aufgeteilt zu werden . Abe r auch ein gro
ßer Teil der übrigen Ausgewiesenen, die sich 
als sogenannte Einzel- oder Gruppenwan
derer nach Bayern durchgeschlagen hatten, 

und entlassene Kriegsgefangene aus den 
Ostgebieten gingen durch diese Lager, die 
damals noch die sicherste Gewähr boten, 
von den Behörden ein Aufnahmequart ierzu 
bekommen. [2] 
Die staatlichen Lager waren wie folgt auf 
Bayern verteilt [3]: 

4 Grenzdurchgangslager Fassungsvermö
gen (Personen) 

Furth im Wa ld I 200 
Wiesau 875 bzw. 2 2 0 0 
Hof 8 0 0 0 
Neu-Ulm (Schwaben) . . 4 0 0 0 

12 Regierungslager 
Allach (München) . . . . 800 
Dachau I 600 
Mühldorf 2 0 4 3 
Bamberg 2 3 0 0 
Bayreuth I 200 
Nürnberg 500 
Schwabach I 500 
Bad Neustadt I 000 
Mellrichstadt 2 0 0 0 
Schweinfurt I 200 
Würzburg I 200 
Augsburg 3 000 bzw. 600 

Unter den hier aufgeführten Lagern haben 
die meisten Vertriebenen des Landkreises 
Ebersberg mit den Durchgangslagern Wies
au oder Furth und dann mit den Regierungs
lagern Allach oder Dachau Bekanntschaft ge
schlossen, bevor sie weitergeleitet wurden . 
[4] 
Für ihre Aufnahme im Landkreis w a r vorge
sorgt worden . Auf ein Rundschreiben vom 
29. Dezember 1945 hm hatten alle Geme in
den ihren Bestand an „Baracken, Behelfshei
men und Arbeitshütten" dem Landrat zu 
melden. Dabei waren insgesamt 92 Baulich
keiten der erwähnten A r t erfaßt worden , 
die allerdings nicht alle sofort zur Verfügung 
standen, denn einige waren , wie zum Bei
spiel in Markt Grafing, von der amerikani
schen Militärregierung als Gefangenenlager 
bereitgestellt worden oder von Ungarn be
wohnt . [5] 
Gerade der O r t Markt Schwaben hatte am 
meisten Baracken aufzuweisen. Der G r u n d 

für diese besondere Situation lag darin, daß 
hier schon während des Krieges wegen der 
verstärkten Bombenangriffe das Luftgau
kommando VII in der Umgebung von Mün
chen einen günstigen Ausweichplatz gefun
den und ein großes Lager errichtet hatte. 
Auch die SS und der Reichsarbeitsdienst hat
ten hier ihre Zelte aufgeschlagen, so daß al
lein in Markt Schwaben schließlich e twa 1000 
Vertriebene behelfsmäßig untergebracht 
werden konnten, nachdem die sogenannten 
Hellerbaracken, Sportplatzbaracken und die 
SS-Baracken von den evakuierten Deut
schen, den Ungarn und den Amer ikanern 
freigegeben wurden . [6] Das gereichte aller
dings nicht gerade zur reinen Freude der ein
heimischen Bürger, die noch zehn Jahre spä
ter unter diesem „Barackensegen und der 
Anhäufung von Wohnungsnot und Woh
nungselend zu leiden" hatten, wie es dann im 
Jahre 1955 in der Grafinger Zeitung zu lesen 
stand. [7] 
Neben dieser Ansammlung von Notunter
künften in Markt Schwaben bestanden noch 
die Barackenlager des ehemaligen Reichs
arbeitsdienstes in Wagenreith (Gemeinde 
Schalldorf) und in Dettendorf (Gemeinde 
Lampferding) und das Lager der SS-Organi
sation Lebensborn in Steinhöring, das zehn 
große Holzbaracken aufweisen konnte. 
Weiterhin standen in Kirchseeon einige La
gerhallen der Wehrmacht , in Poing vier Ba
racken des Luftgaukommandos und sechs 
Baracken in Baldham, die alle als Wohn
räume dienen konnten. Dazu kamen noch 
zwei Baracken in Vaterstetten, die den 
Grundstock für ein späteres Lager legten. 
Schließlich fanden sich auch noch ein Holz
schuppen des Eglhartinger Forstamtes in 
Niederseeon sowie einige ähnliche Bauten in 
Ebersberg und Aßling. [8] 
Doch zunächst standen die meisten dieser 
Gebäude keineswegs für die Aufnahme der 
Vertriebenen offen. In vielen von ihnen 
wohnten Ausländer, die sogenannten DP's 
(displaced persons), die von der U N R R A 
(United Nations Relief and Rehabilitation 
Administration), der Flüchtlings- und Reha
bilitationsverwaltung der Vereinten Natio-
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nen, versorgt wurden . Somit waren im Ja
nuar 1946 das Lager Dettendorf den Esten, 
das Lager Markt Grafing den Litauern, das La
ger Kirchseeon den Polen und Jugoslawen 
und schließlich das Lager Markt Schwaben 
den Polen, Jugoslawen und „anderen angeb
lichen Staatenlosen" vorbehalten. [9] Diese 
konnten erst nach und nach für Vertriebe-
nenzwecke freigemacht werden , meist je
doch teilten sich Ausländer und Flüchtlinge 
solche Unterkünfte , w ie zum Beispiel in 
Steinhöring; die monatliche Miete für jeden 
von ihnen betrug übrigens damals, im Jahre 
1946, acht Reichsmark. [10] 
Als diese Lager für die Unterbringung von 
Ausländern und Flüchtlingen gebraucht 
wurden, befanden sich die meisten in einem 
äußerst schlechten Zustand. Das Lager in 
Steinhöring mußte erst wieder neu aufge
baut werden , das Lager Wagenreith w a r 
durch Plünderungen vollständig verwüstet , 
ebenso das Lager in Dettendorf. [ I I ] Dabei 
hatte der Kreis Ebersberg die Kosten für de
ren Wiederherstel lung auf Befehl der Alliier
ten Militärregierung vorzuschießen. [12] Der 
Landkreis mußte im ersten Jahr nach Kriegs
ende auch für den Unterhalt der Flüchtlinge 
in seinen Lagern aufkommen. Damit ent
standen für die e twa 500 Flüchtlinge, die sich 
im Herbst 1945 in den verschiedenen Mas
senunterkünften aufhielten, dem Kreis an 
Kosten für die Gemeinschaftsverpflegung 
über 12000 Reichsmark, dabei fehlten die 
Aufwendungen für Kleidung, Krankenhaus-, 
Arzt- und Apothekerkosten . Insgesamt 
mußte der Bezirksfürsorgeverband allein für 
den September 1945 mehr als 21000 
Reichsmark für die Flüchtlinge aufbringen 
und war damit mehr als überfordert. [13] 
Doch noch konnte sich das Land Bayern, das 
erst seine Flüchtlingsverwaltung aufbauen 
mußte, nicht an diesen Aufwendungen be
teiligen. 

Da einerseits die in das ehemalige Reich ver
schleppten Ausländer und andererseits die 
aus den bombardierten Städten evakuierten 
Deutschen einen Großtei l der vorhandenen 
Notunterkünfte für sich beanspruchten, 
mußte von der Flüchtlingsverwaltung mit 
dem immer mehr anwachsenden Vertriebe-
nenzustrom jede nur denkbare Möglichkeit 
ausgeschöpft we rden , um diese Menschen 
„irgendwie" unterzubringen. Das führte 
dann dazu, daß auch Schulsäle beschlag
nahmt und zu Massenquartieren umfunktio
niert wurden ; bei diesen Maßnahmen gin
gen in Kirchseeon und Oberölkofen der ein
zige vorhandene Schulsaal, in Ebersberg 
zwei und in Hohenlinden einer vorüberge
hend dem Unterrichtsbetrieb ver loren. Da
durch ergaben sich hier natürlich „unhalt
bare Zustände", denn in Grafing trafen 
„durch die Hereinnahme der Schüler von 
Oberölkofen auf 5 Schulräume 700 Kinder, in 

Kirchseeon auf 4 Schulräume 450 Kinder". 
Das war für das Bayerische Kultusministe
rium Anlaß genug, um sich bei dem Innenmi
nisterium zu beschweren. [14] 
Doch solche Fälle bildeten damals in den er
sten Nachkriegsjahren keine Ausnahme. 
Der Begriff „Lager" konnte weit gefaßt wer 
den, denn nach einer Weisung der Staatsmi
nisterien der Finanzen und des Innern fielen 
darunter auch „Unterkünfte in Heimen, Ba
racken. Gasthäusern, Krankenhäusern und 
sonstigen Anstalten mit gemeinschaftlicher 
Verpflegung". Sämtliche dabei entstehenden 
Unkosten, wie e twa für „Anmietung, Her
richtung, Einrichtung und Unterhaltung" der 
Lager, förderen Verwaltung und für die Ver
pflegung und ärztliche Betreuung der Flücht
linge, trug ab Mitte des Jahres 1946 übrigens 
nun endlich ausschließlich der bayerische 
Staat. [15] Dadurch konnte die ohnehin 
durch die sonstigen Fürsorgemaßnahmen 
schwer in Mitleidenschaft gezogene Kasse 
des Bezirks Ebersberg einigermaßen entla
stet werden , denn es wurde lediglich „die 
Abrechnung der Kosten in verantwortl icher 
Rechnungsführung über die Amtskassen der 
Landräte" durchgeführt. [ 16] In jenen Notzei
ten bot dieses System den Lagerbewohnern 
einen nicht zu unterschätzenden Vortei l : 
Der Staat mußte ihnen eine regelmäßige, 
wenn auch karge Verpflegung und dazu ärzt
liche Hilfe garantieren. 
Dieser Umstand war es dann übrigens auch, 
der später, als die Lager endlich aufgelöst 
wurden , den Behörden große Schwierigkei
ten bereiten sollte, denn nun wollten viele 
Vertriebene gar nicht mehr aus ihren Lagern 
heraus. Die Leiter der Abtei lung Wohn
raumbewirtschaftung und Flüchtlingswesen 
mußten im Jahre 1949 einstimmig feststellen, 
„daß die Einweisung von Flüchtlingen in Pri
vatquartiere jetzt bei den Lagerflüchtlingen 
in den meisten Fällen auf Widerstand stoße. 
Solange die Leute im Lager sind, beschweren 
sie sich über den Lageraufenthalt, wehren 
sich aber sofort, wenn die Möglichkeit auf
taucht, sie aus dem Lager herauszunehmen 
und in Privatunterkünfte zu bringen. Die Ur
sache liegt wohl darin, daß die Flüchtlinge in 
den Lagern doch sorgenfreier und vor allem 
auch billiger leben, als dies in Privatunter
künften der Fall wäre." [17] 
Doch vorerst war an eine Auflösung von 
Flüchtlingslagern aller A r t gar nicht zu den
ken. Nach einer Bestandsaufnahme vomjuni 
1947 gab es im Landkreis Ebersberg insge
samt 35 Durchgangs- und Stammlager, dabei 
stieß die Unterbringung von Vertriebenen in 
Privathaushalten auf große Schwierigkeiten, 
w i e d e r Land rat in seinem Bericht an die Mili
tärregierung bedauernd vermerkte . [18] Die 
Dokumente aus dieser Ze i t sprechen eine 
deutliche Sprache, w ie das folgende vom 
August des Jahres 1947: 

„Der neu zugeteilte Transport von 200 Aus
gewiesenen verursacht in der Unterbr in
gung Schwierigkeiten. 5 derjenigen Gemein
den, die die Ausgewiesenen unterbringen 
sollen, haben gemeldet, daß die Unterbrin
gung bei der augenblicklichen Wohnungsbe
legung nicht mehr möglich sei. Die Ausge
wiesenen werden also zunächst in einem 
Saal untergebracht. Die Wohnungsermitt ler 
des Wohnungsamtes werden in diesen Ge
meinden eingesetzt, um Unterbringungs
möglichkeiten zu schaffen. 
W e n n die Vermutung eintrifft, daß nämlich 
noch I 300 Flüchtlinge innerhalb der näch
sten 4 Monate hier eintreffen und unterzu
bringen sind, so wird noch vor Winterbeginn 
der unerfreuliche Zustand sich wiederholen, 
daß Massenquartiere eingerichtet werden 
müssen. Es ist also in dieser Hinsicht für den 
kommenden Winter neben den Sorgen der 
Ernährung und der Brennstoffversorgung 
auch noch die Gefahr von Beunruhigungen 
gegeben, die bei der Einrichtung von Mas
senquartieren unausbleiblich eintreten 
wird ." [19] 

Der Landrat Dr. Keßler, der diesen Bericht 
verfaßt hatte, machte sich seine Sorgen nicht 
ohne Grund , denn es w a r schon im vorher
gehenden Winter zu Differenzen zwischen 
manchen Einheimischen und den Lager
flüchtlingen gekommen, die nach seiner Be
schreibung so aussahen: 
Tei le der Bevölkerung führen Klage darüber, 
daß die Flüchtlinge in Lagern Kohle- und 
Torfzuteilungen erhalten, ohne daß sie eine 
Hand zur Gewinnung dieser Brennmateria
lien k rumm zu machen brauchen, während 
die werktätige Bevölkerung ihren Urlaub 
dazu verwenden muß, um im Forst Holz zu 
schlagen. Es w i rd geltend gemacht, daß die 
nichtstuenden Lagerinsassen doch wenig
stens sich ihr Brennholz im Wald selbst schla
gen oder auflesen sollten." [20] 
Angesichts der Notlage, in der sich zu dieser 
Ze i t fast jeder Bewohner des Landes sah, 
klingen solche Vorwürfe durchaus verständ
lich. Doch war wahrscheinlich den meisten 
Alteingesessenen nicht bewußt , daß sich un
ter den Ausgewiesenen „vorwiegend ältere 
Leute und Mütter mit kleinen Kindern" be
fanden, die kaum die schwere Arbeit des 
Holzschlagens auf sich nehmen konnten. [21 ] 
Allerdings gab es auch einige wenige Flücht
linge, die dazu wohl in der Lage waren und 
im Rahmen ihrer Möglichkeiten produktiv 
wurden und damit das Mißfallen der Einhei
mischen erregten: 

„Es w i rd Anstoß genommen an den Zustän
den, die sich im Flüchtlingslager Wagenreith 
abspielen sollen. Die einheimische Bevölke
rung muß zusehen, wie der Holzfrevel der 
Lagerinsassen anhält. Im Lager wird angeb
lich Schnaps gebrannt, und die Zuckerrüben 
sollen Tag und Nacht anrollen." [22] 
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Heute nun spielt es keine Rolle mehr, ob 
diese Beschuldigungen auch mit Rechterho
ben wurden . Viel bedeutender erscheinen 
die Gefahren, die sich damals — bedingt 
durch das Leben der Vertriebenen in abge
schlossenen Lagern — in gesellschaftlicher 
und politischer Hinsicht abzeichneten. 
Denn die Existenz der Massenlager erzeugte 
manchen sozialen Zündstoff. Deshalb ge
hörten zum trostlosen Bild der Lageratmo
sphäre auch Ausbrüche von Mißstimmung. 
Auf dere inen Seite standen die Ausgewiese
nen, unter denen sich das „Gefühl der sozia
len ücgradierung und Isolierung in einer ih
nen als abweisend erscheinenden neuen 
Umwelt" [23] verbreitete, und auf der ande
ren Seite verbitterte das ständige Herein
strömen der Flüchtlinge, ohne daß sie be
schäftigt werden konnten, die ländliche Be
völkerung immer mehr, da diese in harter 
Arbeit für die Ernährung sorgen mußte. [24] 
So unentbehrlich die Lager auch waren , 
drohten sie dennoch, die Vertr iebenen zu 
vers lummen und zu ghettoisieren und damit 
die Kluft zwischen Einheimischen und 
Flüchtlingen zu vergrößern. 
Dieses Problem taucht immer wieder in den 
Schriftstücken auf, die die kritischen Jahre 
während und nach der Vertreibung hervor
brachten. Demgemäß berichtete der Kreis
beauftragte für das Flüchtlingswesen von 
Ebersberg: 

„700 Flüchtlings-Familien fristen in zum Teil 
schlechten Lagern ihr Leben. Die Gemeinde
verwaltung hat nicht geholfen, sondern im 
Gegenteil Flüchtlings-Familien aus ortsfe
sten Quart ieren wieder in die Lager zurück
verwiesen. Alle Bürgermeister lehnen Quar
tierstellen ab mit dem Hinweis, dann doch 
wieder nur illegale Grenzgänger aufnehmen 
zu müssen. Winterfestmachung der Lager 
ist dringend erforderl ich, damit sie als 
Behelfswohnungen eingerichtet werden 
können." [25] 
Nun wurde aber dieser Bericht zu einem 
Zeitpunkt verfaßt, in dem die Krise ihren — 
zahlenmäßigen — Höhepunkt schon über
schritten hatte, nämlich im November 
1947, als man bereits begonnen hatte, die 
schlimmsten Übelstände zu beseitigen und 
solche sogenannten Einschleusungslager, 
die edig ch aus Tanzsälen, Turnhallen J P C 
Schulzimmern bestanden, wieder auflösen 
konnte. Doch die psychologischen Nachwir
kungen ausden Tagen der größten Spannun
gen dauerten noch an. Dabei hielten diese 
sich im Landkreis Ebersberg vergleichsweise 
noch in durchaus sehr engen G r e n z e n : 
man denke hier nur an die Dachauer Lager
revolte vom Jahre 1948, die die bayerische 
Flüchtlingsverwaltung in größte Bedrängnis 
stürzte und auch so manch anderes Flücht
lingslager zu Sympathiekundgebungen ver
leitete. Auf den Landkreis Ebersberg konn

ten diese Unruhen allerdings nicht übergrei
fen. [26] 
Dabei waren die Zustände in den Flücht
lingslagern des Bezirkes Ebersberg auch 
nichtviel besser als in den anderen Landkrei
sen Bayerns. Aus einer Schilderung, die im
merhin schon aus dem Jahre 1950 stammt, 
geht hervor, daß zum Beispiel im Lager Wa
genreith ganze 24 Personen in einer einzigen 
Baracke leben mußten , die nicht einmal un
terteilt war. In einer anderen Baracke, die 
zwar unterteilt war, drängten sich zwei Fami
lien mit je drei Personen in einem Raum zu
sammen. Nur 15 Personen aus dem Lager 
hatten einen Arbeitsplatz. Der bauliche Z u 
stand der Anlage war ebensowenig erfreu
lich: 
„Das Lager macht äußerlich einen stark ver
nachlässigten Eindruck. Die Dächer sind 
zwar abgedichtet, doch sind immer noch 
n < ht die lußerst feuergefährlit hen Blechka
mine durch ordentliche gemauerte Kamine 
ersetzt worden . Die äußeren Baracken
wände sind seit Beginn der Flüchtlingsunter
bringung nicht mit Isolationsanstrich verse
hen worden und leiden stark unter den Wit-
terungseinflüssen. Die Lichtanlage ist unzu
reichend, die Leitungsquerschnitte müssen 
vergrößert we rden , da sonst Brandgefahr 
besteht." [27] 
Der trostlose Zustand, in dem sich diese 
Notunterkünfte befanden, w a r aber noch 
nicht das schlimmste Übel , unter dem die in 
den Lagern lebenden Vertriebenen zu leiden 
hatten. W ie in dem hier angeführten Beispiel 
mußten zwei Familien in einem einzigen 
Raum zusammenwohnen! Unter diesen 
Umständen war jede Ar t des Privatlebens 
unmöglich — und auch die geistige Entwick
lung der Kinder w a r mitunter schwer beein
trächtigt. 
Außerdem wurden die Vertriebenen durch 
das Wohnen in einem solchen abgeschlosse
nen Lagerkomplex in gesellschaftlicher Hin
sicht weitgehend diskriminiert und zu A u 
ßenseitern abgestempelt, denen die Einglie
derung in die neue Umgebung damit sehrer
schwert wurde . [28] Außerdem mußten sie 
in ihrem politischen Leben Abstriche ma
chen, denn in einer Anordnung der Militär
regierung hieß es: „In Lagern für deutsche 
Flüchtlinge und Evakuierte sollen keine poli
tischen Versammlungen abgehalten wer
den." [29] Dieses Verbot galt übrigens auch 
für jegliche Veranstaltung der zugelassenen 
Parteien, die jedoch dafür außerhalb der La
ger ihre Zusammenkünfte für die Vertriebe
nen abhalten durften. [30] 
Nun brachte allerdings das Lagerleben abge
sehen von der staatlichen Versorgung auch 
einige Vorteile mit sich. Denn hier blieben 
den Vertriebenen zunächst manche unange
nehmen Erfahrungen mit den Einheimi
schen erspart. Im Lager blieben sie unter ih

resgleichen, und derselbe Dialekt, der sie un
ter den Einheimischen sofort zu Fremden 
abstempelte, schuf ihnen hier ein notwendi
ges Stück Vertrautheit; im Lager gab es auch 
nicht die Ablehnung, die diejenigen Flücht
linge spüren mußten, die auf dem Lande in 
Privatquartieren untergebracht waren und 
zwangsläufig das Leben der Gastgeber und 
das einheitliche Gepräge des Dorfes emp
findlich stören mußten; im Lager fehlte 
schließlich auch die neue soziale Rang
ordnung: Einheimische, Evakuierte, Flücht
linge, die sich in vielen Dörfern vor die alte 
Hierarchie: Bauer, Handwerker, Arbei ter 
schob. [31] 
Mit der Zeit gelang es auch manchen Vertrie
benen, den Nachteilen des Lagerlebens 
energisch zu Leibe zu rücken, wie den Be
wohnern des inzwischen in ein Wohnlager 
umgewandelten ehemaligen Massenlagers 
Wagenreith. Als dieses 1946 aus den Händen 
der U N R R A (United Nations Relief and Re
habilitation Administration) in den Besitz der 
Flüchtlingsverwaltung übergegangen war, 
hatte es zunächst etwa 300 Vertriebene auf
genommen. Von diesen lebten sechs Jahre 
später noch 120 in dem Lager. Sie aber hatten 
sich als Meister in der Kunst erwiesen, „mit 
geringen Mitteln und Möglichkeiten Wi rkun
gen zu erzielen, die das Bild des Lagers völlig 
wandelten", so daß man sagen konnte, daß 
es „ausgesprochene Wohnungsnotstände" 
nicht gab und die Familien „räumlich gut un
tergebracht" waren . Des weiteren berichtet 
der Reporter der Ebersberger Zeitung, der 
im Jahre 1952 dieses Lager besucht hatte: 
„Zur einheimischen Bevölkerung besteht 
ein gutnachbarliches Verhältnis. Man achtet 
einander und hilft sich, wenn Not am Mann 
ist, gegenseitig aus. Gewaltige Brennholz
stöße liegen für den Winter bereit. Das Holz 
wurde gegen verbilligten Leseschein im 
Staatsforst geworben, oder aber die Vertrie
benen durften es im Bauernwald sammeln. 
Die Wohnungen in den Baracken sind sau
ber gehalten. Man sieht ihnen liebevolle 
Hege und Pflege an." [32] 
Bei den damaligen Verhältnissen, unter de
nen die Flüchtlinge im allgemeinen zu leiden 
hatten, waren die hier beschriebenen U m 
stände durchaus annehmbar. Dennoch w a r 
den Bewohnern dieses Lagers der Wunsch 
nach einer eigenen Wohnung nie ver loren
gegangen. Ganz anders sah es jedoch in dem 
Lager in Markt Schwaben aus. Denn hier pro
testierten zur gleichen Zeit die Lagerinsas
sen gegen die Ankündigung, daß für sie 
96 Neubauwohnungen geplant seien. Dieser 
Protest wi rkt unfaßbar, wenn man bedenkt, 
daß dort viele Ausgewiesene immer noch 
einen einzigen Raum mit fünf oder sechs 
Erwachsenen teilen mußten. Dennoch be
gründeten von den insgesamt 140 Lagerbe
wohnern ganze 108 ihren Einspruch in einer 
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Venhebenenunterkunft aus dem Jahr 1955 (Bild
nachweis: Hans Spanholz, Ebersberg). 

Baracke in Kirchseeon (Bildnachweis: Hans Spon-
holz, Ebersberg). 

Unterschriftensammlung damit, daß „es 
ihrer Natur widerstrebe, in Wohnblocks ka
serniert zu werden , denn sie seien gewohnt , 
wenn auch einfach, so doch frei und unge
bunden auf eigenem Grund und Boden zu 
leben. Was sie wünschten, sei der Besitz, 
nicht Erbpachtgrund". [33] 
Den tieferen Grund für dieses unverständ
liche Verhalten und die fehlende Bereitschaft 
zur Eingliederung in die gegebenen Verhält
nisse glaubte ein Reporter bei der Befragung 
der Leute herausgefunden zu haben, die das 
Protestschreiben unterzeichnet hatten. Er 
berichtete, daß es ihnen in erster Linie 
darum ginge, die von ihrer südostdeutschen 
Heimat, nämlich Jugoslawien, gewohnte 
Schweinezucht weiterbetreiben zu können: 

„Im Lager nehmen deshalb die von den Insas
sen errichteten Schweineställe erheblichen 
Raum ein. Daß die natürlichen Regeln der 
Hygiene dabei hintanstehen müssen, leuch
tet ein. Es ist ganz und gar kein erfreuliches 
Bild, das sich einem beim Betreten des La
gers bietet." [34] 
Allerdings lagen die Ursachen fürdiesen W i 
derstand solcher Ausgewiesenen nicht nur 
am Festhalten an den von der alten Heimat 
übernommenen Gewohnhei ten . Z u r feh
lenden Eigeninitiative kam auch noch das Be
harren auf einen nicht vorhandenen Rechts
anspruch hinzu, denn im Gegensatz zu eini
gen ihrer Schicksalsgenossen, die sich schon 
Vorjahren in Kirchseeon mit Fleiß und Eifer 
in Selbsthilfe ihre Eigenheime geschaffen 

hatten, konnte das Ansinnen dieser Vertrie
benen, das sie in einem zweiten späteren 
Protestschreiben anbrachten, so zusam
mengefaßt werden : Gebt uns ein Eigenheim, 
aber keine Wohnung in Mietshäusern! [35] 
G e w i ß hatte der Kreisflüchtlingsbeamte 
recht, wenn er dazu meinte, daß diese Wei 
gerung von der psychologischen Seite her zu 
betrachten sei, nämlich w ie „eine A r t von 
Gewöhnung an einen Elendszustand, w ie 
ihn eine Baracke erzeugt, vielleicht auch eine 
A r t stummer und duldender Resignation, ei
nes Zerfalls mit der Menschheit und einer 
Angst vor neuen Verhältnissen, dem Umzug 
mit allem Drum und Dran und der Einfüh
rung in einen ganz neuen Kreis". [36] 
Mit dieser Ansicht entsprach er auch der 
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Die Verteilung der Lager für Heimatvertriebene und 
Flüchtlinge in Bayern (BayHStA, MArb. vorl. Nr. 698: 
Statistischer Informationsdienst Nr. 166 vom 31. Ok
tober 1951). 

Meinung des Landesarbeitsamtes und vielen 
Fürsorgern, die glaubten, daß ein längerer 
Aufenthalt in e inem Lager d ie Menschen der 
Arbeit entwöhne und dazu führe, daß sich 
die Flüchtlinge von der Flüchtlingsverwal
tung in jeder Hinsicht .bemuttern" lassen 
wollten, wei l dies wesentlich bequemer war, 
als etwa selbst Mahlzeiten zuzubereiten 
oder das Haushaltsgeld einzuteilen. [37] 
Manches davon mag auch auf die Insassen 
der Markt Schwabener Sportplatzbaracken 
zugetroffen haben. Doch die Behörden ga
ben nicht nach, und schließlich wurde im 
September I953 dieses Lager auf die Anord

nung des Landrates hin von einer auswärti
gen Baufirma .unter leiser Anwendung von 
Gewalt" , aber mit Zust immung der Regie
rung, abgebrochen. [38] Z u guter Letzt sieg
ten Einsicht und guter Wil le, denn die mei
sten der Lagerbewohnerzogen in die bereit
gestellten Neubauwohnungen, während ei
nige sogar nun doch noch eigene Baupläne 
verfolgten. Damit verblieben von den Ver
tr iebenen des Landkreises Ebersberg nur 
noch 280 Personen in den beiden restlichen 
Lagern Hellergarten und Wagenreith. [39] 
Die Schwierigkeiten, die durch die Unter
bringung der Ausgewiesenen in den Lagern 
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entstehen würden , waren von Anfang an 
vorausgesehen worden . Schon als die ersten 
Planungen dafür gemacht wurden , hatte im 
Dezember 1945 der besorgte Landrat von 
Ebersberg das Innenministerium darauf hin
gewiesen, daß eine langfristige Unterbr in
gung von Flüchtlingen in Lagern zu keiner 
Ze i t e rwünscht sei. [40] 
A b e r auch die Assimilationspolitik der ame
rikanischen Militärregierung schloß grund
sätzlich einen auf Dauer angelegten Lager
aufenthalt der Flüchtlinge aus. [41 ] Diese For
derung schlug sich dann im Flüchtlingsgesetz 
v o m 19. Februar 1947 nieder, nach dem die 
Vert r iebenen „alsbald angemessen unterzu
bringen" waren und sehr schnell w ieder aus 
den Lagern herausgebracht werden sollten: 
„Sofern als erste Maßnahme die Unterbr in
gung in Not- oder Sammelunterkünften 
durchgeführt werden muß, ist ihre Dauer 
auf ein Mindestmaß zu begrenzen. Diese Un
terbringung soll nur der ersten Betreuung, 
der ärztlichen Untersuchung sowie der Er
fassung und Registrierung dienen." [42] 
Das wa ren gewiß f romme und sehr vernünf
tige Wünsche des Gesetzgebers; doch in 
Tausenden von Fällen mußten sie an der 
Wirk l ichkeit scheitern. Noch im Jahre 1950 
lebten in ganz Bayern 82000 Vertr iebene in 
Lagern, und auch im Landkreis Ebersberg 
zählte man am I.Januar 1952 in den beiden La
gern Markt Schwabens zusammen 460 Per
sonen und in Wagenreith 129, insgesamt also 
mehr als ein halbes Tausend. [43] 
Neben den großen Lagern waren über den 
ganzen Landkreis verteilt auch einzelne Ba
racken der verschiedensten A r t als Unter
kunft für die Vertriebenen verwendet wor
den. Über deren Anzahl und G röße läßt sich 
heute im einzelnen nichts mehr sagen, aber 
eine Aufstellung aus dem Jahr 1954, die das 
Landratsamt auf Wunsch der Regierung er
stellt hatte, beleuchtetdieSituation zu einem 
Zeitpunkt , als die Lager- und Barackenauflö
sung schon in vollem Gange war. Im ganzen 
Landkreis wurden damals immerhin noch 

22 Baracken erfaßt, in denen 99 Familien 
mit 386 Mitgliedern und 15 Einzelpersonen 
wohnten. Eine ganze Reihe dieser Notunter
künfte befand sich in einem derart baufälli
gen Zustand, daß sie von den zuständigen 
Ämtern nicht mehr verantwortet werden 
konnten. Sie verteilten sich wie folgt: 
Kirchseeon: Zwe i Baracken am Spannleiten
berg mit einer Familie zu vier Personen und 
sieben Familien zu 25 Personen; dazu zwei 
Baracken in Kirchseeon Dorf mit sechs Fami
lien zu 19 Personen und einer Einzelperson. 
Ebersberg: eine Gemeindebaracke mit 12 Fa
milien zu 58 Personen. 
Markt Schwaben: eine Baracke mit vier Fami
lien zu 16 Personen. Dazu die SS-Baracke mit 
15 Familien zu 52 Personen und fünf Einzel
personen. Dazu die zwei RAD-Baracken mit 
vier Familien zu 13 Personen und vier Einzel
personen. 
Zorneding: Acht Baracken mit 23 Familien zu 
79 Personen und drei Einzelpersonen. 
Parsdorf: Drei Baracken mit 20 Familien zu 92 
Personen. 
Purfing: Sechs Familien zu 25 Personen und 
eine Einzelperson. [44] 
In dem Maße, wie den Vertr iebenen Neu
bauwohnungen zur Verfügung gestellt wer 
den konnten, verschwanden auch diese Ba
racken aus dem Bild des Landkreises. 
Ebenso verhielt es sich mit den letzten bei
den Lagern. Auf Anordnung der Regierung 
von Oberbayern wurde zuerst am I. Apri l 
1957 das Lager in Markt Schwaben aufgelöst. 
Dort hatten in der einzigen verbliebenen Ba
racke nur noch fünf Familien mit 17 Mitglie
dern und drei Alleinstehende gewohnt, die, 
insofern sie nicht anderweitig untergebracht 
werden konnten, in das Lager Wagenreith 
überwiesen wurden . Anfang des Jahres 1954 
hatte ihre Gruppe noch aus 261 Personen be
standen. [45] 
In ähnlichem Schrittempo konnte mit Wa
genreith verfahren werden . Im Jahre 1953 
lebten dort noch 106 Flüchtlinge, Ende 1956 
70, und bis Ende 1958 war ihre Zahl auf 17 ge-



Die Forstbaracken in Kirchseeon im Jahre 1960 
(Ebersberger Zeitung vom 3. Oktober 1960). 

(Bayerisches Staatsministerium des Innern. Der 
Staatssekretär für Angelegenheiten der Heimatver
triebenen: München 15. September 1952: entnom
men aus: Landkreis Erding [Hrsg.]: Flüchtlinge und 
Heimatvertriebene im Landkreis Erding. Erding 
1985. S. 300.) 

Lagerinsassen 1946 bis 1952 in staatlichen Flüchtlingslagern 
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schrumpft. Z u Beginn des Jahres i960 konnte 
auch dieses Lager aufgegeben werden . [46] 
Damit war für den Landkreis Ebersberg end
lich das Lagerproblem, das Vertriebenen und 
Einheimischen gleichermaßen am Herzen 
lag, endgültig gelost worden . Erst drei Jahre 
spater wurde das letzte der Fluchtlingslager 
Bayerns liquidiert. [47] 
Nach der amtlichen Definition waren A/Ios-
sen/oger grundsätzlich nur vorläufige Unter
künfte ohne Unterteilung der Räume nach 
Haushaltsgemeinschaften, mit gemeinsa
men sanitären Anlagen, mit Gemeinschafts
verpflegung wenigstens für die Mehrzahl der 

Lagerinsassen. Sie wiesen auch keine Ne-
benraume oder Abstellplätze auf. Es wurde 
deshalb auch kein Mietzins erhoben. 
ßehelfswohnlager bestanden aus Baracken 
ohne Fundament, ohne Sockel, ohne Ziegel
dach. Sie boten keine angemessene, auf 
Dauer berechnete Unterkunft , wiesen je
doch bereits eine Unterteilung der Räume 
nach Haushaltsgemeinschaften auf, aber 
keine oder nur unzureichende Neben räume 
und Abstellplätze; die sanitären Anlagen 
wurden in der Regel noch immer gemein
schaftlich benützt, doch gab es keine oder 
nur teilweise Gemeinschaftsverpflegung. 
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Wohnlager waren alle auf längere Dauer be
rechneten Unterkünfte , die nach Haushalts
gemeinschaften unterteilte Räume aufwie
sen, mit eigener Kochgelegenheit bzw. 
Selbstverpflegung, mit Nebenräumen und 
Abstellplätzen. 
Als Flüchtlingssiedlungen schließlich galten 
Unterkünfte in Festbauten, mit unterteilten 
Räumen, getrennten Hausgemeinschaften 
und eigenen Kochgelegenheiten und Selbst
verpflegung. 
(Nach dem Statistischen Informationsdienst 
Nr. 134 vom 14. Oktober 1950; zitiert aus: 
Bohmann, A l f red : Das Sudetendeutschtum 
in Zahlen , München 1959, S. 211.) 
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Selbsthilfemaßnahmen der Vertriebenen 

Mancher tatkräftige Flüchtling mochte sich 
nicht allein auf fremde Hilfe verlassen, son
dern versuchte mit eigener Kraft über die 
Runden zu kommen. Besonders Regsame 
gründeten sogar Selbsthilfeorganisationen, 
die sich der drängendsten Probleme annah
men. 
Dies geschah auch im Landkreis Ebersberg. 
Hier wurde schon im Januar 1947 auf die Ini
tiative des Vertr iebenen Ernst G rünzne r die 
„Aktive Flüchtlingshilfe für den Landkreis 
Ebersberg" gegründet. In einem Brief an die 
C S U beschrieb sie sich und ihre Zielsetzung 
folgendermaßen: 
„Bei der aktiven Flüchtlingshilfe handelt es 
sich um eine Selbsthilfeorganisation, die in 
der Hauptsache aus Ausgewiesenen be
steht. Sie versucht, im Zusammenwi rken 
mit Einheimischen sich all der Dinge anzu
nehmen, die bedingt durch das Einströmen 
der Ausgewiesenen innerhalb des Amtsbe
zirkes zu erledigen sind. Dieses sind in der 
Hauptsache Arbeitsbeschaffung, Arbeits
vermittlung, Unterstützung bei der G r ü n 
dung von Gewerbe- und Industriebetrieben, 
Förderung der Siedlungslustigen usw." [ I ] 
W ie aus ihrer Geschäftsordnung hervor
geht, sorgte sich die „Aktive Flüchtlingshilfe" 
auch um Wohnraumbeschaffung und soziale 
Fürsorge. Sie zählte insgesamt zwölf Mitglie
der, von denen fünf in Ebersberg und v ier in 
anderen Or ten des Landkreises ansässige 
Flüchtlinge waren , dazu kamen drei Perso
nen „aus den Reihen der heimischen Bevöl
kerung, um den Kontakt zwischen heimi
scher Bevölkerung und den Flüchtlingen auf
rechtzuerhalten". Bei ihrer Tätigkeit baute 
sie auf die Unterstützung des Landrates, des 
Bürgermeisters von Ebersberg, des Leiters 
des Ebersberger Arbeitsamtes und schließ
lich des Flüchtlingskommissars. Da sie sich als 
„wirtschaftlicher und sozialer Interessen-
Vertretungskörper aller im Landkreis Ebers
berg lebenden Flüchtlinge" verstand, durfte 
sie der Hilfe dieser wichtigen Behörden si
cher sein. [2] 
Die Geschäftsordnung wurde dem Land
ratsamt mit der Bitte um Genehmigung zu
gesandt und von dem damaligen Land rat Dr. 
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Keßleram 18.Februar 1947auch gebilligt: „Die 
A k t i v e Flüchtlingshilfe' kann bedenkenlos 
im Rahmen der dem A m t bekanntgegebe
nen Geschäftsordnung' erfolgen und wird 
jederzeit auf Mithilfe des Amtes rechnen 
können." [3] Den Behörden konnte diese 
Selbsthilfeorganisation nur recht sein, denn 
einerseits unterstützte sie ja auch diese in ih
rer Arbeit , und andererseits konnte sie ein 
wichtiges Bindeglied zwischen den Ämtern 
und den Flüchtlingen darstellen, worauf hin
zuweisen sie auch nicht versäumt hatte: 
„Dieser Interessen-Vertretungs-Körper hat 
keine politischen, sondern lediglich wirt
schaftliche und soziale Aufgaben, mit ande
ren Worten , seine eigentliche Aufgabe ist die 
sinnvolle Regelung aller wirtschaftlichen und 
sozialen Fragen der im Landkreis Ebersberg 
eingewiesenen Flüchtlinge im verantwor
tungsbewußten und verständnisvollen Z u 
sammenwirken mit den zuständigen Ä m 
tern , Behörden, sonstigen Stellen und der 
heimischen Bevölkerung." [4] 
Ein großes Verdienst dieser „Aktiven Flücht
lingshilfe" war neben ihrer großen Bereit
schaft zur Zusammenarbeit mit allen und ih
rem Hilfsprogramm die sachliche und klare 
Sicht der Dinge, die sie auf eine möglichst 
umfassende Eingliederung in die neue Hei
mat hinarbeiten ließ. So trat sie zum Beispiel 
energisch den falschen Hoffnungen mancher 
Vertr iebenen entgegen, die glaubten, daß sie 
einmal wieder zurückkehren würden . Dies 
geht aus dem Programm hervor, das sie für 
eine Kundgebung in Ebersberg, Grafing und 
Markt Schwaben zusammenste te das 
folgende Kernpunkte enthielt: 
„Zerstörungder Illusion von einer Rückkehr, 
grundsätzliche Ablehnung einer eigenen 
Flüchtlingspartei und schärfste Stellung
nahme gegen die Auffassung, ein neuer Krieg 
würde die Heimkehr der Flüchtlinge brin
gen. Forderung nach baldigster Verabschie
dung der Durchführungsverordnung zum 
Flüchtlingsgesetz mit klareren Formulierun
gen als im Gesetz selbst." [5] 
Das waren zweifellos sehr vernünftige Po-
stulate. Auch der Verzicht auf eine eigene 
Flüchtlingspartei war durchaus begründet, 

wenn man bedenkt, daß sie ihrer Natur nach 
zu separatistischer Blockbildung führen und 
eine vol lkommene Integration behindern 
mußte, die das Fernziel der „Aktiven Flücht
lingshilfe" war. 
So wie die Situation der Vertr iebenen im 
Jahre 1947 aussah, war dieses Ziel allerdings 
noch weit entfernt. Nach der Analyse der 
„Aktiven Flüchtlingshilfe", die diese in einem 
Expose für das Landratsamtaufgestellt hatte, 
sah sie den Weg dahin folgendermaßen: 
„Die wirtschaftliche Struktur des Landkrei
ses Ebersberg zeigt ein Überwiegen der 
Landwirtschaft. Naheliegend wäre es daher, 
aus den Reihen der Flüchtlinge anfallende 
Arbeitskräfte der Landwirtschaft zuzufüh
ren. Da es sich aber bei den Flüchtlingen in 
der Mehrheit um städtische Bevölkerungs
schichten handelt, könnte die Überführung 
der dazu geeigneten Arbeitskräfte in die 
Landwirtschaft des Landkreises Ebersberg 
nur eine Teillösung darstellen. 
Für die Zukunft aber entstünde durch eine 
schematische und auf Zwang ruhende Über
führung von Flüchtlings-Arbeitskräften in 
die Landwirtschaft ein großer volkswirt
schaftlicher Nachteil , denn Fachkräfte auf 
dem Gebiete der Heim- und gewerblichen 
Arbeit würden fehlgeleitet, ihrer bisherigen 
Tätigkeit völlig entfremdet und so fü r immer 
stillgelegt. 
Heute kann es sich nicht mehr allein darum 
handeln, Flüchtlinge in Lagern und Wohn
räumen unterzubringen. Es geht vielmehr 
darum, klar zu erkennen, daß das Problem 
der Flüchtlinge eine endgültige und nicht nur 
provisorische, d. h. nur für eine bestimmte 
Zeitdauer gedachte Lösung verlangt, daß 
eben die Existenz der Flüchtlinge im Land
kreis Ebersberg und ihre wirtschaftlich-so
ziale Eingliederung nicht ein Provisorium, 
sondern eine neue und bleibende Aufgabe 
ist. 
Das Interesse der Flüchtlinge ist: Wiederum 
produktiv tätig und nicht Gegenstand öffent
lich-rechtlicher und barmherziger Hilfe und 
Fürsorge zu sein. Das wohlverstandene In
teresse des Landkreises und seiner Gemein
den muß sein: Die wirtschaftlichen Möglich-



keiten, die im Sinne des Gesetzes über die 
Err ichtung gewerblicher Unternehmungen 
.volkswirtschaftliches Interesse' sind, zu för
dern und zu begünstigen. Maßstab für die 
Beurtei lung dafür dürften aber nicht die 
augenblicklichen Schwierigkeiten, sondern 
nur die sich in Zukunf t zweckentsprechend 
und günstig auswirkenden Möglichkeiten 
sein." [6] 
Mit diesem Programm nahm die „Akt ive 
Flüchtlingshilfe" am 7. März 1947 ihre Tätig
keit auf und veranstaltete nur kurze Zei t spä
ter, Anfang Mai, eine Versammlung, die gro
ßen Zulauf fand. Dort wurde „erstmalig der 
Versuch unternommen, weite Kreise der in 
den Bezirk eingeströmten Ausgewiesenen 
zu erfassen und für die von dieser Organisa
t ion verfolgten Bestrebungen zu interessie
ren". Da die dort gehaltenen Referate ein — 
w ie das Landratsamt fand — „hohes Niveau" 
hatten und Ziele umrissen, „die nicht nur 
brauchbar waren , sondern unbedingt eine 
Unterstützung durch das Bezirksamt ver
dienten", w u r d e der „Aktiven Flüchtlings
hilfe" nach einem entsprechenden Kreistags
beschluß am 21. Mai „eine einmalige Unter
stützung von I 500 RM für die Geschäftsaus
lagen solange, bis die Flüchtlingshilfe ihren 
Aufbau abgeschlossen hat", überwiesen. [7] 
Die „Akt ive Flüchtlingshilfe" bedankte sich 
für diese Unterstützung, indem sie eine rege 
Tätigkeit entfaltete. So plante und gründete 
sie einige Vertriebenengenossenschaften, 
w ie e twa eine „Genossenschaft der Spitzen-
klöppler" oder eine „Schuhwaren-Personen-
Gesellschaft", die die Verteilung der von Ver
tr iebenen erzeugten Hausschuhe regeln 
sollte. [8] W e n n auch heute diese Produkte 
in der Wirtschaft des Landkreises keine Rolle 
mehr spielen, so konnten sich doch damals 
mit ihnen viele Ausgewiesene über Wasser 
halten. 

Das größte Verdienst der „Aktiven Flücht
lingshilfe" war aber wohl die Gründung einer 
gemeinnützigen „Bau- und Siedlungsgenos
senschaft" am 30. August 1947, die schließlich 
den Namen „Wohnungsgenossenschaft für 
den Landkreis Ebersberg e. G . m. b. H." er
hielt und deren ersten Vorsitz Eduard Paul 
übernahm, ein Vertriebener, der als einer 
der Hauptinitiatoren sich sehr für den Auf
bau dieser Organisation eingesetzt hatte. [9] 
Die „Akt ive Flüchtlingshilfe" scheint nicht 
von langer Dauer gewesen zu sein, denn am 
21. August 1948 veranstaltete im Sperrholz
w e r k Ebersberg eine neue Interessenge
meinschaft der Vertriebenen ihre erste öf
fentliche Versammlung: der „Verein Selbst
hilfe, Siedlungs- und Baugenossenschaft für 
den Landkreis Ebersberg". Dabei sprach 
auch der Mitbegründer der „Aktiven Flücht
lingshilfe", Ernst Grünzner , und wies darauf 
hm, daß der Verein „Selbsthilfe" der letzte 
Versuch sei, aus Vertriebenen und Ausge

wiesenen seßhafte und gleichberechtigte 
Bürger zu machen. Als die vordringlichsten 
Arbeiten des neuen Vereins bezeichnete er 
„Wohnungsproblem, Lizenzierung und U n 
terstützung von Flüchtlingsbetrieben". [10] 
Selbsthilfeorganisationen dieser A r t waren 
ein typisches Produkt der für die Vertriebe
nen besonders kritischen Jahre 1947 und 
1948. Sie waren aber auch die einzige von der 
Militärregierung erlaubte Möglichkeit, sich 
zusammenzuschließen, wenn die gegensei
tige soziale Hilfe ihr einziges Ziel war. Doch in 
dem Maße, in dem dann nach und nach die 
Krise überwunden wurde , ver loren sie an 
Bedeutung und verschwanden in der Ver
senkung, vor allem auch dann, als im Herbst 
1948 von den Besatzungsmächten das Koali
tionsverbot für Vertriebene und Flüchtlinge 
aufgehoben wurde und die schnell gegrün
deten Landsmannschaften ihnen einen Teil 
ihrer Aufgaben abnahmen. 
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Die „Wohnungsgenossenschaft für den 
Landkreis Ebersberg" wird gegründet 

Unter dem gewaltigen Wohnraummangel 
der Nachkriegszeit hatten alle zu leiden, die 
Einheimischen, die Vertr iebenen und die 
Evakuierten. Der Staat, der zwar im Rahmen 
des Möglichen zu jeder Hilfe bereit war, 
konnte dieses Problem nicht allein lösen. Es 
bedurfte jeder privaten und gemeindlichen 
Initiative, um die katastrophalen Verhältnisse 
im Wohnungswesen zu verbessern. 
Die im Januar 1947 gegründete „Aktive 
Flüchtlingshilfe" griff als erste den Gedanken 
auf, der Wohnungsnot mit genossenschaft
lichen Mitteln zu Leibe zu rücken. Die Haupt
initiatoren dieser Akt ion, Ernst Grünzner 
und Eduard Paul, wandten sich mit dem Vor
schlag an den Landrat, eine „gemeinnützige 
Bau- und Siedlungsgenossenschaft" zu grün
den, deren Träger aus folgenden Personen
gruppen bestehen sollten: „I. alle Flüchtlinge, 
die in lohnender Arbeit stehen und sich da
durch ansiedeln können; 2. alle E inwohner 
(Altbürger) , die im Wege der Beschlag
nahme Wohnraum abtreten und sich da
durch in ihren privaten Eigentumsverhält
nissen wesentlich einschränken mußten." [ I ] 
Da dieser Plan in enger Zusammenarbeit mit 
den betreffenden Behörden durchgeführt 
werden sollte, wu r de er von dem Landrat 
dem Kreistag Ebersberg vorgelegt, der dann 
am 6. Mai 1947 beschloß, „das zur Behebung 
der Wohnungsnot im Bezirk Ebersberg un
bedingt erforderliche Wohnungsbau-Pro
gramm zusammen mit der .Akt iven Flücht
lingshilfe' in der Weise zu lösen, daß die für 
dieses Jahr geplanten Vorarbeiten für Sied
lungszwecke in enger Zusammenarbeit mit 
dieser Selbsthilfeorganisation betrieben 
werden sollen." [2] Dabei sollten für die Mit
arbeit an diesem Projekt „Ausgewiesene, 
einheimische Handwerker , F irmenunter
nehmungen ( . . . ) , Waldbesitzer, Gemeinden 
und so weiter" angeworben werden . [3] 
Dementsprechend setzte sich dann auch die 
Gründungsversammlung der 55 Männer 
und Frauen so zusammen, daß sie „paritä
tisch Einheimische und Ausgewiesene, 
Handwerker und Bauunternehmer um
faßte", w ie der Landrat in seinem damals so 
bezeichneten „Intelligenz-Bericht" der ame

rikanischen Militärregierung mitteilte. [4] Da
mit hatten sich zum ersten Mal die doch sehr 
verschiedenen Interessengruppen der Be
völkerung des Landkreises zu einer gemein
samen Zusammenarbeit getroffen, um ein 
Problem zu bewältigen, das letztlich alle be
traf; damit hatten aber auch beideSeiten ihre 
Bereitschaft gezeigt, die Eingliederung der 
Heimatvertr iebenen nicht nur theoretisch, 
sondern auch praktisch und kollektiv in A n 
griff zu nehmen. 
Dabei erklärten sich alle Mitglieder des Vor
standes und des Aufsichtsrates der neu ge
gründeten Körperschaft bereit, lediglich eh
renamtlich tätig zu sein, und bewiesen damit 
den Idealismus und guten Wil len, ohne den 
ein Erfolg unter den damaligen widrigen 
Umständen kaum denkbar gewesen wäre . In 
diesem Sinne handelte auch das Landratsamt 
Ebersberg, das für die Geschäftsräume und 
die Personalkosten der Genossenschaft auf
kam — und dies übrigens auch noch heute 
macht. [5] 
Es sollten jedoch noch einige Monate ver
streichen, bis das Bayerische Staatsministe
rium für Wirtschaft am 16. Juli 1948 diesem 
Unternehmen zustimmte und es in das Ge
nossenschaftsregister eintragen ließ. Z u die
sem Zei tpunkt fehlte allerdings noch die 
ZuerkennungderGemeinnütz igke i t , um die 
mit der Hilfe des Verbandes bayerischer 
Wohnungsunternehmen erst noch ge
kämpft werden mußte. [6] Diese erhielt die 
Genossenschaft erst ein Jahr später mit Wi r 
kung vom I. Juli 1949 als gemeinnütziges 
Wohnungsunternehmen im Sinne des W o h -
nungsgenossenschaftsgesetzes. [7] 
In der Zwischenzeit hatte sich aber der 
Ebersberger Kreistag, in dem damals schon 
sieben Vertreter der Heimatvertr iebenen 
saßen, weiterhin des Projektes angenom
men und das Bezirksamt ermächtigt, „na
mens der Abgeordneten aller politischen 
Fraktionen ( . . . ) alle Herren Bürgermeister 
und Gemeindeverwaltungen im Bezirk 
Ebersberg zu ersuchen, die Wohnungsge
nossenschaft ( . . . ) durch Beitritt und Über
nahme von Genossenschaftsanteilen zu för
dern." [8] 

Die meisten Gemeinden folgten diesem Auf
ruf dann auch bereitwillig, so daß im Jahre 
1954 die Gesellschaft in ihrer Bilanz die Millio
nengrenze überschreiten konnte. W i e die 
folgende Aufstellung zeigt, hielt die Spitze 
der Beteiligungen dabei die Gemeinde Markt 
Schwaben, die durch ihre drei Flüchtlings
lager im Or t besonders unter dem Woh
nungsmangel leiden mußte : 
Markt Schwaben: 
106 Mitglieder mit 161 Antei len (44000 DM) 
Ebersberg: 
60 Mitglieder mit 124 Antei len (34 000 DM) 
Glonn: 
38 Mitglieder mit 52 Antei len (15000 DM) 
Kirchseeon: 
35 Mitglieder mit 50 Antei len (9900 DM) 
Zorneding: 
14 Mitglieder mit 24 Antei len (7400 DM) 
Pöring: 
II Mitglieder mit 52 Antei len (7200 DM) 
Moosach: 
9 Mitglieder mit 15 Antei len (4 500 DM) 
Poing: 
5 Mitglieder mit 6 Anteilen (I 200 DM) 
Andere Orte: 
19 Mitglieder mit 23 Antei len (6900 DM) [9] 
Folglich wurde dort auch die erste Wohn
anlage der Baugenossenschaft in Angriff ge
nommen, so daß am 15. Oktober 1950 in 
Markt Schwaben 18 Familien in ihre neuen 
Wohnungen einziehen konnten, die mit 
Hilfe der Genossenschaftsanteile, staatlicher 
Baudarlehen und des Landkreises finanziert 
worden waren . [ 10] 
Damit hatte sich drei Jahre nach der Grün
dung der Wohnungsgenossenschaft der er
ste sichtbare Erfolg gezeigt. Weitere Neu
bauten sollten folgen, und bis zum Sommer 
1954 waren bereits 13 Häuser mit insgesamt 
80 Wohnungen im Landkreis Ebersberg er
stellt worden . [ I I ] Da im Laufe der Zeit die 
Grundstückspreise immer höher stiegen, 
wurde es zunehmend schwieriger, eigene 
Grundstücke zu beschaffen. Deshalb gingdie 
Genossenschaft dazu über, sich von den Ge
meinden kostengünstige Erbbaugrund
stücke zur Verfügung stellen zu lassen. [12] 
Viele Gemeinden waren dazu auch gerne 
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bereit, denn die Baugenossenschaft konnte 
dann ihren Teil zur Auflösung der Flücht
lingslager und Baracken beitragen. So lagen 
zum Beispiel im Herbst 1954 für die im Bau 
befindlichen 36 Wohnungseinheiten allein 
aus dem Lager Hellergarten in Markt Schwa
ben 33 Bewerbungen vor. [13] Auch 1959 
wurde wiederum von der Gemeinnützigen 
Wohnungsbaugenossenschaft in Markt 
Schwaben ein Wohnblock für zwölf Familien 
erstellt, in den die Bewohner einer baufälli
gen Baracke ziehen sollten. [14] 
Bis Ende i960 hatte die Baugenossenschaft 
nach zehn Jahren Bautätigkeit im Landkreis 
insgesamt 18 Wohnanlagen mit 197 W o h n u n 
gen errichtet und davon wieder sieben Ge
bäude an die einzelnen Gemeinden ver
kauft. [15] 
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Die Landsmannschaften und Verbände 
von Vertriebenen 

Schon Anfang 1946 wurden die ersten Versu
che gemacht, die Vertriebenen in eigenen 
Organisationen zu sammeln. Dabei liefen 
diese Bestrebungen auf zwei verschiedenen 
Wegen ab, entweder sollten sie nach den 
Verwaltungsregionen der westdeutschen 
Aufnahmeländer oder nach ihren Her-
kunftsgebieten erfaßt werden , also in Lands
mannschaften. [ I ] Allerdings wurden im 
Apri l 1946 allen solchen Bemühungen durch 
die amerikanische Militärregierung ein jähes 
Ende bereitet, da sich diese auf einen Be
schluß des Alliierten Kontrollrats berief und 
sämtliche landsmannschaftlichen Zusam
menschlüsse der Flüchtlinge verbot. Aller
dings konnte sie damit nicht gänzlich das Or 
ganisationsstreben der Vertr iebenen unter
binden und lockerte dann auch im Februar 
1947 das Koalitionsverbot in dem Sinne, daß 
Fluchtlmgsvereme, .die gesellschaftliche, kul
turelle, wirtschaftliche und soziale Zie le ver
folgen", prinzipiell erlaubt wurden . [2] Damit 
war auch schon der Weg festgelegt worden , 
den die zukünftigen Landsmannschaften be
schreiten sollten. 
Gleichzeitig mit dem zaghaften Wiederbe
ginn deutscher Eigenstaatlichkeit konnten 
auch die ersten Landsmannschaften gebildet 
werden , als die Besatzungsbehörden im 
August 1948 die Lizenzierungsbestimmun
gen für Vertr iebenenverbände in der ameri
kanischen und britischen Zone auslaufen lie
ßen. Eine der ersten war die Sudetendeut
sche Landsmannschaft (SL) ; am 16. Januar 
1949 gründeten die Delegierten von mehr 
als 50 selbständigen Kreisverbänden den 
Landesverband Bayern. [3] Damit w a r auf 
Landesebene zusammengefaßt worden , 
was sich unterdessen im regionalen Bereich 
hatte entwickeln können. 
Im Landkreis Ebersberg waren zwa r schon 
im Jahre 1947 die ersten Ortsgruppen der Su
detendeutschen Landsmannschaft entstan
den, doch zur großen Gründungswel le kam 
es auch hier erst nach der Bildung des Lan
desverbandes. Innerhalb von nur zehn Mo
naten wurden im Laufe des Jahres 1949 in 
27 Gemeinden landsmannschaftliche Verei
nigungen geschaffen und in 23 Ortsverbän

den zusammengefaßt. Die Ebersberger 
Ortsgruppe feiert zum Beispiel als Entste
hungsdatum den 21. Mai, die Zornedinger 
den 15. Mai und die Markt Schwabener den 
I. Dezember 1949. Damit w a r Anfang 1950 
der organisatorische Aufbau abgeschlossen. 
Das größte Verdienst e rwarb sich dabei der 
langjährige Kreisobmann Adolf Gerald Nack, 
der auch zeitweilig dem Kreistag angehörte, 
denn er allein gründete immerhin 20 Orts
gruppen. [4] 
Z u Beginn der fünfziger Jahre konnte die Su
detendeutsche Landsmannschaft auch noch 
stattliche Mitgliederzahlen aufweisen, die 
Ortsgruppe Zorneding vermeldete 1950 um 
die 200, und die Ortsgruppe Grafing konnte 
im Jahr 1955 mit Befriedigung feststellen, daß 
von insgesamt 183 erwachsenen Landsleu
ten in Grafing nicht weniger als 168 ihr ange
hörten, dazu war die von ihr gegründete Kin
dergruppe auf 30 angewachsen. [5] Der alle 
Ortsgruppen zusammenfassende Kreisver
band zählte 1956 22 Ortsgruppen mit rund 
I 500 Mitgliedern und im Jahr 1957 zwar nur 
noch 21 Ortsgruppen, aber dafür e twa I 600 
Gefolgsleute; dabei gab es damals an die 
8 800 Sudetendeutsche im Landkreis. [6] 
Dam it war aber auch schon die Aufwärtsent
wicklung zu Ende. Einige Ortsgruppen muß
ten sich auflösen. Die Gründe dafür zeigen 
sich am Beispiel der Straußdorfer: 
„Seit einigen Jahren könne eine mangelnde 
Aktivität innerhalb der Ortsgruppe beob
achtet werden . Dieser Umstand sei auf ver
schiedene Gesichtspunkte zurückzuführen. 
Von den 40 Mitgliedern seien 16 Rentner 
oder sonstige Unterstützungsempfänger. 
Als berufstätig stünden nur 13 Mitglieder in 
der Liste, und elf Landsleute seien Haus
frauen. Unter den Rentnern seien Leute mit 
über 70 Jahren. Aus diesen Gründen sei es 
daher nicht verwunder l ich , daß über man
gelnde Aktivität zu klagen ist, zumal die Teil
nahme an Versammlungen, Veranstaltun
gen, Fahrten usw. immer mit Kosten verbun
den ist." [7] 

Soweit der Zeitungsbericht über die Jahres
hauptversammlung im Januar 1957, in der 
darauf verzichtet wurde , die Ortsgruppe 

weiterhin aufrechtzuerhalten. Man be
schloß, sich der Grafinger Vereinigung anzu
gliedern. 
E twa von diesem Zeitpunkt an sanken auch 
die Mitgliederzahlen stetig. 1958 war der 
Kreisverband schon auf 1046 Beitragszahler 
geschmolzen, die Tendenz blieb bis heute 
weiterhin fallend. Neben der biologisch be
dingten Überalterung war damals als Haupt
ursache die Abwanderung der jüngeren 
Landsleute in die nahe gelegene Großstadt 
München zu nennen. Auch dem Kreisver
band fehlten immer mehr junge und tatkräf
tige Mitglieder für die aktive Mitarbeit, denen 
man die aufreibenden Geschäfte hätte auf
bürden können. Z w a r suchte man neue Mit
glieder zu werben und Schwerpunkte in 
Grafing, Frauenneuharting und Zorneding 
zu schaffen und bei den Siedlern in den Neu
baugebieten intensiv zu werben , doch das 
fruchtete auf die Dauer wenig. |8] 
Nun ist allerdings auch das gebotene Pro
gramm, w ie es 1958 anläßlich einer Jahres
hauptversammlung des Kreisverbandes for
muliert wurde , heute nicht mehr sonderlich 
aktuell. Als „das Wesen der Landsmann
schaften" wurden nämlich damals folgende 
Ziele herausgestellt: 
„— Wahrung und Förderung der heimat
lichen Tradition mit allen Kräften unter Mit
wirkung der Jugend; 
— Eingliederung der Vertriebenen in das 
Wirtschaftsgefüge der Bundesrepublik, so 
weit dies nur möglich ist; 
— Einwirkung auf die deutsche Außenpoli
tik, damit sie im Sinne einer Wiedergut
machung an den Vertriebenen arbeite." [9] 
Dabei wurde aber ein sehr bedeutenderTeil 
der Arbeit , die die Sudetendeutsche Lands
mannschaft leisten wollte und auch leistete, 
n ichterwähnt , nämlich die Beratung der Ver
triebenen in juristischer und wirtschaftlicher 
Ar t . Auch für den Ebersberger Kreisverband 
trifft das zu , was Alois Harasko über die ge
samten Heimatverbände schreibt: 
„Während bei nahezu allen sudetendeut
schen Verbänden in den Anfangsjahren nach 
der Vertreibung in der Tätigkeit gegenseitige 
Hilfsbereitschaft als eine soziale Kompo-
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nente gegeben war, rückte bei ihnen im letz
ten Jahrzehnt immer eindeutiger das kultu
relle Anliegen in den Vordergrund." [10] 
Ihr größtes Ausmaß erreichte die Betreuung 
und Beratung der Ausgewiesenen und 
Flüchtlinge durch die Landsmannschaft, als 
das Feststellungsgesetz (21. Apri l 1952) und 
das Lastenausgleichsgesetz (14. August 1952) 
in Kraft traten. Denn so mancher stieß beim 
Ausfüllen der recht umfangreichen Antrags
formulare auf erhebliche Schwierigkeiten. 
U m diese aus dem Weg zu räumen, wurde 
von den Kreisvorsitzenden aller Lands
mannschaften sogar ein Ausschuß ins Leben 
gerufen, der auch im kleinsten Wei ler des 
Landkreises bei der Ausfertigung der A n 
träge helfen sollte. [ I I ] 
Erwähnt sei in diesem Zusammenhang auch 
die Gründung einer Hilfskasse des Kreisver
bandes, für die 1953 immerhin 21 Personen 
Antei le von je 100 DM zeichneten. Gedacht 
war die Kasse als Wirtschaftshilfe für unter
stützungsbedürftige Betriebe der sudeten
deutschen Kleinindustrie im Landkreis. [12] 
Während sich die Arbeit der Sudetendeut
schen Landsmannschaften sowohl auf den 
wirtschaftlichen wie auch auf den kulturellen 
Sektor konzentrierte — der letztere w i rd an 
einer anderen Stelle dieser Untersuchung 
gewürdigt —, beschränkte sich die „Egha-
landa Gmoi " (Gemeinde) auf die Pflege des 
Brauchtums. Dies konnte sie zum einen auch 
leicht tun, da sie ja auch zur Gruppe der Su
detendeutschen gehörte, zu der die deut
schen Bewohner Böhmens, Mährens und 
Österreich-Schlesiens gerechnet werden , 
und damit in das wirtschaftliche Hilfsnetz mit 
eingebunden waren ; zum anderen reicht 
ihre Tradition weit in die Jahre vor der Ver
treibung zurück und hatte somit auch eine 
andere Prägung erfahren. 
Egerländer, die sich außerhalb ihrer Heimat 
um den Lebensunterhalt kümmern mußten, 
hatten sich nämlich schon um die Jahrhun
dertwende zu sogenannten „Gmoin" zusam
mengeschlossen. Lassen w i r einen Kenner 
der Materie, Alois Harasko, sprechen: 
„Bald aber wurde diesen landsmannschaft
lichen Zusammenkünften auch ein volks
tümliches kulturelles Programm gegeben, so 
daß ausgehend von Wien die .Eghalanda 
Gmoin ' vor allem in den Ländern der Do
naumonarchie, aber auch Deutschlands und 
selbst in Amer ika wie Teile einer einheit
lichen Organisation oder Bewegung zu fin
den waren . Neben der Pflege der Gesellig
keit zeichneten die Bemühungen um die Er
haltung der Heimatkultur, der Mundart, der 
Tracht, der Sitten und Gebräuche und vor al
lem auch des heimatlichen Liedgutes diese 
Gemeinschaften schon vor dem Zwe i ten 
Weltkr ieg aus. So konnten die Egerländer 
bald nach ihrer Vertreibung aus der Heimat 
in den Jahren 1945/46 auf alte Stützpunkte 

zurückgreifen und unter dem Leitspruch 
,Füa unna Hoimat alls' sich unter ihrem un
vergeßlichen Bundesobmann Ernst Bartl im 
Bund der .Eghalanda Gmoin ' sammeln, um 
die kulturellen Anliegen von allen sudeten
deutschen Heimatlandschaften wohl am au
genfälligsten zum Ausdruck zu bringen." [ 13] 
Im Landkreis Ebersberg konnten die Eger
länder allerdings nicht auf einen „alten Stütz
punkt" zurückgreifen, einen solchen hatten 
sie aber in München. Deshalb wohl dauerte 
es etwas länger, bis hier die ersten „Gmoin" 
entstanden. Die Straußdorfer w u rd e zum 
Beispiel erst im Jahre 1956 gegründet und bil
dete neben denjenigen von Grafing und 
Zorneding die dritte im Landkreis. Anläßlich 
einer Kundgebung der Arbeitsgemeinschaft 
der Landsmannschaft wußte die Ebersber-
ger Zeitung über sie zu berichten: 
„Sehr rührig ist auch die .Eghalanda Gmoi ' , 
man möchte sie als den Hauptträger der Hei
matkultur bezeichnen, soweit sie sich auf 
den Egerländer Raum beschränkt. Es existie
ren drei Ortsgruppen. Sie verfügen über ei
nen gediegenen Trachtenschatz und pflegen 
neben dem Liedgut den Volkstanz. G e 
bräuchlich sind die monatlichen Hutschen-
Abende und jährliche Wanderungen." [14] 
Noch bevor die „Gmoi" von Straußdorf hin
zukam, konnten Anfang 1956 die „Eghalanda" 
e twa 200 Mitglieder verzeichnen. [15] Heute 
ist die Straußdorfer „Gmoi" wieder von der 
Bildfläche verschwunden, während d e r G r a -
finger noch etwa 55 Leute angehören und 
die Zornedinger vornehmlich aus einer Ju
gendtanzgruppe von 15 bis 20 Akt iven be
steht, darunter befinden sich übrigens auch 
einige Einheimische. Die „Gmoi" versteht 
sich immer noch als reiner Kultur- oder 
Trachtenverein, so nimmt es auch nicht 
wunder, wenn derGraf inger Trachtenverein 
die Patenschaft für sie übernommen hat. A b 
gesehen von häufigen öffentlichen Veran
staltungen innerhalb und außerhalb des 
Landkreises beteiligen sich die „Eghalanda" 
auch an der Fronleichnamsprozession, der 
Leonhardifahrt, an den Veranstaltungen 
zum Totensonntag und bei Goldenen Hoch
zeiten, um nur einige der Anlässe zu nen
nen, bei denen sie mit ihrer Tracht hervor
treten. [16] 

Neben diesen Organisationen der Sudeten
deutschen fehlen im Landkreis Ebersberg 
natürlich auch nicht die der Schlesien Süd
ostdeutschen und der Ost- und Westpreu
ßen, die aber verhältnismäßig kleine G rup
pen bilden, entsprechend ihrem geringeren 
Anteil an der Bevölkerung. 
Unter dem Motto „Ostpreußen, mein Hei
matland" gründeten Anfang März 1950 im 
Saal des Sperrholzwerkes in Ebersberg die 
Ostpreußen ihren Bezirksverband. Da sie 
über den ganzen Landkreis verstreut waren , 
mochte man nicht an die Bildung von Orts

gruppen denken. Nach den Wor ten des 
Hauptredners bei der Gründungsversamm
lung w a r das Ziel ihrer Vereinigung, die Erin
nerung an diealte Heimat und das ostpreußi
sche Kulturgut zu pflegen, nicht zuletzt aber 
auch die ostpreußische Gemütl ichkeit . Als 
die drei Hauptpunkte der gemeinsamen Ar 
beit nannte er einen Kulturausschuß, der der 
heranwachsenden Jugend das heimische 
Brauchtum und die Sprache der verlorenge
gangenen Heimat vermitteln sollte, dann 
eine Notgemeinschaft des vertr iebenen 
Landvolks und schließlich eine eigene Kredit
abteilung. [17] 
Die Ostpreußen blieben auch später bei die
ser Organisationsform, ihr Kreisverein trug 
eher den Charakter einer Ortsgruppe. In ei
nigen Gemeinden setzten sie aber soge
nannte Obleute ein, die dort die Belange der 
Landsmannschaft vertraten. Im wesent
lichen beschränkte sich ihre Arbei t auf die 
Gemeinden Ebersberg und Kirchseeon. [17] 
Im selben Jahr wie die Ostpreußen schufen 
sich auch die jugoslawiendeutschen, Un
garndeutschen und Banater Schwaben ihre 
eigene Interessengemeinschaft, und zwar in 
Markt Schwaben. Sie erhielt die offizielle Be
zeichnung „Südostdeutsche Landsmann
schaft". Ihnen ging es ebenfalls darum, das 
Volks- und Brauchtum aus der ver lorenen 
Heimat zu wahren und zu pflegen. Folglich 
bildeten sie auch eine Trachtengruppe. 
Doch wichtig war für sie zunächst vor allem, 
sich gegenseitig Stütze und Halt zu geben. 
Besonders auf dem Gebiet des Wiederauf
baues bewiesen die Südostdeutschen bei
spielhaften Gemeinschaftsgeist. Einer half 
dem anderen, wenn es darum ging, Sied
lungshäuser zu err ichten. Die neu erstan
dene Siedlung Pienzenau ist zum großen Teil 
auch ihr Werk . Damit erwarben sie sich sehr 
bald bei der einheimischen Bevölkerung 
Achtung und Ansehen. [I8J 
Noch v o r d e n Ostpreußen und Südostdeut
schen aber hatten sich die Schlesier des 
Landkreises Ebersberg zu einer Vereinigung 
zusammengefunden. Die ersten Aussiedler 
aus Schlesien waren im April 1945 in Grafing 
eingetroffen. Dort schlössen sie sich schon 
zwei Jahre später mit Genehmigung der Mili
tärregierung am 30.Juni 1947 zu einem Orts
verband zusammen, um sich gegenseitig zu 
helfen und die Er innerung an die alte Heimat 
wachzuhalten. Im Laufe der folgenden Jahre 
entstanden weitere Ortsgruppen, w ie zum 
Beispiel in Glonn, Markt Schwaben, Aßl ing 
und Straußdorf. Des weiteren gründeten die 
Schlesier einen eigenen Heimatverein, der 
bald auf rund 200 Mitglieder anwuchs, dazu 
eine Jugend- und Trachtengruppe. DieSchle-
sische Landsmannschaft trat vor allem mit 
ihren kulturell-heimatlichen Veranstaltun
gen an die Öffentlichkeit, wie e twa mit Her-
mann-Stehr- und Gerhart-Hauptmann-
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Feiern, Annaberg-Gedenkstunden und 
Dichterlesungen. Inn Jahre 1953 feierten die 
Schlesier ihre Fahnenweihe. [19] 
Um die gemeinsamen Interessen all dieser 
Landsmannschaften zusammenzufassen, 
wu rde bereits am 26. März 1950 d ie „ Arbeits-
gemeinschaft der Landsmannschaften" ins 
Leben gerufen. Damit wurde im Landkreis 
Ebersberg erstmals ein Schritt unternom
men, der im Bundesgebiet noch nicht hatte 
vollzogen werden können. Dort wu rde erst 
im Herbst 1958 der „Bund der Vertr iebenen 
— Vereinigte Landsmannschaften und Lan
desverbände" (BdV) gegründet. [20] 
Die Arbeitsgemeinschaft betrachtete sich als 
Sprecherin aller Heimatvertr iebenen des 
Landkreises auf nichtparteipolitischer 
Ebene. Sie strebte die Zusammenarbeit mit 
dem Arbeitskreis der heimatvertr iebenen 
Kreistagsmitglieder an, auch mit d e m Ar
beitskreis für kulturelle Betreuung der 
Heimatvertr iebenen beim Flüchtlingsamt 
wollte sie zusammenwirken ; es sollten letzt
lich alle Körperschaften bei kulturel len, wirt
schaftlichen und sozialen Angelegenheiten 
der Ausgewiesenen miteinander beraten 
und die Probleme lösen. Diese Einrichtung 
sollte sich im Laufe der Zeit immer wieder 
bewähren, da der Kontakt zwischen den 
einzelnen Landsmannschaften zusehends 
enger gestaltet werden konnte. [21] 
Die Arbeitsgemeinschaft w a r es denn auch, 
die im Landkreis den alljährlichen „Tag der 
Heimat" ausrichtete, der unter der Schirm
herrschaft des Landrates in wechselnden 
Orten stattfand. Diesen Veranstaltungen 
war in der Regel das Motto gemeinsam, die 
verlorene Heimat nicht aufzugeben. Stell
vertretend für alle sei hier aus einer Rede 
vom 25. September 1961 zitiert, die der Präsi
dent des Sudetendeutschen Rates, Dr. Stro-
sche, am Tag der Heimat in Glonn gehalten 
hatte: 

„In dieser Stunde wolle man gemeinsam die 
Heimat grüßen, vor allem die neue bayeri
sche Heimat, dann aber all das deutsche 
Heimatland im Osten und nicht zuletzt die 
Jugend. Jeder Tag sollte uns der Wahrheit , 
dem Recht und der Heimat t reu finden." [22] 
Dieses von den Landsmannschaften geför
derte Festhalten an der alten Heimat konnte 
in den Jahren der größten Not nach der 
Vertreibung vielen Ausgewiesenen einen 
lebenswichtigen seelischen Rückhalt geben. 
Wie die Pflege und Erhaltung des ostdeut
schen Kulturgutes auch zur Wahrung der 
Identität beitrug, kann sie ebenso als Hilfe 
zur Eingliederung verstanden we rden . 
Wenn auch die Landsmannschaften das Ver
langen nach der entrissenen Heimat mehr 
oder weniger unterstützten, so waren doch 
gleichwohl sie es, die dafür sorgten, daß es 
die unumgängliche Eingliederung in das Auf
nahmeland kaum behinderte. Denn sie 

packten tatkräftig die wirtschaftlichen und 
gesellschaftlichen Probleme an und halfen 
ihren Landsleuten beim Neubeginn. Durch 
den Zusammenschluß im engeren Kreis der 
Schicksalsgenossen gaben sie ihnen zusätz
lich einen Teil jenes sozialen Ansehens zu
rück, das sie für den restlichen Teil der Bevöl
kerung durch die Flucht oder Vertreibung 
und den daraus resultierenden wirtschaft
lichen und gesellschaftlichen Verlusten ein
gebüßt hatten. [23] 
Insgesamt gesehen „verstanden sich die 
Landsmannschaften als solidarische Ge
meinschaften, deren Angehörige sich durch 
gemeinsame Herkunft aneinander gebun
den fühlen und dies durch die Bejahung ge
genseitiger Hilfspflichten und gemeinsamer 
Kultur- und Traditionspflege zum Ausdruck 
brachten." [24] 
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Gesellschaftliche und kulturelle Aktivitäten 
der Heimatvertriebenen und Flüchtlinge 

Neben der wirtschaftlichen Eingliederung 
der Vertr iebenen war auch noch die geistig
kulturelle lebensnotwendig, denn nur beide 
zusammen konnten zu gesellschaftlicher 
Anerkennung und Selbstachtung führen. 
Auch bei diesem Entwicklungsprozeß der In
tegration gab es einiges an Schwierigkeiten 
zu überwinden. 
Fast ohne Ausnahme waren den Ausgewie
senen ihr materielles Eigentum, ihre gesell
schaftliche Stellung und das Netz ihrer sozia
len Sicherungen verlorengegangen. Was sie 
„retten" konnten, war vor allem ihr Selbst
verständnis der regionalen Herkunft und die 
damit verbundenen Leitbi lderund Normen ; 
daraus resultierte das Bedürfnis, wenigstens 
diese ungeschmälert in die neue Gesellschaft 
einzubringen. [ I ] 
Hätten sie nicht an ihrer Kultur und Tradition 
festgehalten, wären sie nicht nur materiell , 
sondern auch geistig entwurzel t gewesen, 
und der Verlust ihrer psychischen Identität 
hätte sie den Überlebenskampf in den Nö
ten der Nachkriegszeit nicht überstehen las
sen. So aber stärkte sie allein schon das in der 
geistigen Verbundenheit vorhandene Soli
daritätsgefühl in dem Maße, daß, w ie Profes
sor Wilfr ied Schlau feststellte, gegen Ende 
der fünfziger Jahre kaum ein Vertr iebener 
damit rechnen mußte, „aufgrund eines offe
nen Bekenntnisses zu seiner Heimat und 
Herkunft in irgendeiner Weise benachteiligt 
oder gar diskriminiert zu werden" . [2] 
Allerdings barg auch dieser bedeutungsvolle 
kulturelle Zusammenhalt der Ausgewiese
nen die Gefahr in sich, daß sie sich zu sehr als 
nicht integrierbare Gruppe von der sie um
gebenden Gesellschaft hätten absondern 
und damit nur Mißmut und Unverständnis 
bei den Einheimischen erwecken können. 
Diese aber waren ihrerseits natürlich darauf 
bedacht, die überlieferten Sitten und Ge
bräuche der eigenen Heimat zu bewahren 
und vor Überfremdung zu schützen. 
Im allgemeinen versuchten beide Seiten, die
sen gesellschaftlichen Zündstoff dadurch zu 
entschärfen, daß sie um gegenseitiges Ver
ständnis warben . Der Landkreis Ebersberg 
bildete keine Ausnahme; hier wurden dies

bezüglich schon sehr früh die ersten zaghaf
ten Annäherungsversuche gewagt. Denn als 
zum I. Mai 1947 in Ebersberg die bäuerliche 
Jugend zusammen mit den Heimatvereinen 
ein Bauernfest veranstaltete, glaubte der 
Landrat feststellen zu können, daß dabei 
auch der Hintergedanke eine Rolle spielte, 
„die mittels Flüchtlingstransporten einge
schleuste ostdeutsche Bevölkerung für 
friedliche und verträgliche Einordnung in 
einheimische Gebräuche und Sitten zu ge
winnen." [3] 
Versuche dieser A r t , die die Einheimischen 
und Vertr iebenen mit Hilfe von gesellschaft
lich-kulturellen Veranstaltungen im weite
sten Sinn zusammenführen sollten, blieben 
keineswegs die Ausnahme. Sehr großen Er
folg hatte in dieser Hinsicht das „Schönauer 
Krippenspiel", das im Jahre 1947 der Lehrer 
und nachmalige Schulrat Wolfgang Koller aus 
Glonn verfaßt hatte. In diesem Stück wurde 
die Gebur t Christi in die Gegenwart und in 
die Gegend des Landkreises Ebersberg ver
legt, dabei unterstrich das Spiel auch die sich 
gegenseitig unterstützende und helfende 
Einstellung der Einheimischen und Vertrie
benen. Mit dieser Tendenz konnte es gleich 
zu Anfang einen sensationellen Erfolg ver
zeichnen; es wurde im Landkreis jahrelang 
aufgeführt und nicht nur von den Flüchtlin
gen, sondern auch von Einheimischen gerne 
gesehen. [4] 
Die besten Beziehungen zwischen Einheimi
schen und Ausgewiesenen dürften aber 
wohl die vielen Tanzveranstaltungen herge
stellt haben, die nach den Gründungen der 
verschiedenen Landsmannschaften von 
denselben veranstaltet wurden . So gab es 
dann in Grafing alljährlich den Schlesier- und 
Egerländerball, in Ebersberg wurde im Kanti
nenraum der ehemaligen Sperrholzfabrik 
Rohde der Ostpreußenball gefeiert, und 
auch die Sudetendeutschen riefen ihre Mit
glieder und die einheimische Bevölkerungzu 
einem großen Faschingsball unter dem 
Motto „Wir tanzen wie daheim" auf. [5] 
Solche Einladungen wurden auch von den 
Einheimischen gerne angenommen, obwohl 
oder weil die Vertriebenen diese Feste nach 

dem Brauchtum ihrer alten Heimat feierten, 
wie zum Beispiel die Schlesier; die Ebersber-
ger Zeitung berichtete im Jahr 1953 über ei
nen ihrer Bälle in Markt Grafing folgendes: 
„Diesmal war es Rübezahl, der Geist der 
Berge, der einlud zum frohen Faschingsfest 
in der geschmackvoll dekorierten Turnhalle 
zu Grafing. Das Faschingsfest der Schlesier 
war gekommen. Man we iß , die Schlesier ver
stehen es, frohe Stunden zu bereiten, und so 
war es kein Wunder , daß zum Faschingsfest 
viele Gäste erschienen waren . Schon an der 
Kasse w u rd e jedem, der die Schwelle zu der 
zünftigen Gesellschaft übertrat, ein buntes 
Hüterl aufs Haupt gesetzt. Unter den Gästen 
waren auch I. Bürgermeister Huber und 2. 
Bürgermeister Pauker. ( . . . ) . Den Höhepunkt 
bildete die .Pfannkuchenpolonaise' (Pfann
kuchen sind Krapfen), bei der jedes Tanzpaar 
in den Genuß von Pfannkuchen — 50 Pfennig 
das Paar — kam. In acht Pfannkuchen waren 
Lose in Staniolpapier eingebacken." [6] 
Während die Schlesier bei ihren Lustbarkei
ten an das Riesengebirge er innerten, riefen 
die Südostdeutschen ihr heimatliches Trau
benfest im Jahre 1951 wieder ins Leben, das 
auch vielen Einheimischen in guter Erinne
rung blieb. In der alten Heimat der Donau
schwaben hatte dieses alljährlich wiederkeh
rende Fest nach der Traubenlese zu den 
schönsten Ereignissen gehört, und so begin
gen sie es in Markt Grafing auch weiterhin. 
Getreu dem alten Brauch wurde der Tanz
saal mit Weintrauben und Weinlaub ge
schmückt. Beim Tanz versuchten dann die 
Burschen für ihre Mädchen Trauben zu steh
len. Sobald einer durch die „Polizei" erwischt 
wurde , führte man ihn zum „Richter", w o er 
eine „Strafe" zu bezahlen hatte. Wollte einer 
nicht bezahlen, wurde er mit seiner Tänzerin 
„eingesperrt". Der ..Gefängnisaufenthalt" 
war aber recht angenehm, denn es handelte 
sich bei der „Zelle" um eine kleine Laube aus 
Weinreben in einer Ecke im Tanzsaal. [7] 
Mit Althergebrachtem solcher A r t aus der 
Batschka, dem Banat und der Schwäbischen 
Türkei konnten die südostdeutschen Ver
triebenen leicht auch die einheimische Ju
gend für sich interessieren, sie veranstalte-
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Der Autor des „Schönauer Krippenspiels', Wolfgang 
Koller, bei dessen Aufführung im Dezember 1959 
(Bildnachweis: Anni Picken, Poing). 

Darstellerin der Maria aus dem „Schönauer Krip-
penspiel" im Dezember 1959 in Poing (Bildnachweis: 
Anni Picken, Poing). 

Maibaumspiel „Im Maien" von Johanna Wesselsky. 
Aufgeführt am 27. Mai 1951 in Falkenberg/Moosach 
von der Ortsgruppe Moosach der Sudetendeutschen 
Landsmannschaft (Bildnachweis: Rudi Kasper, 
Grafing). 

Tanz um den Maibaum beim Maibaumspiel am 27. 
Mai 1951 in Falkenberg/Moosach (Bildnachweis: 
Rudi Kasper. Grafing). 
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Märchenspiel der Ortsgruppe Moosach der Sudeten 
deutschen Landsmannschaft am 25. August 1951 in 
Grafing anläßlich eines .bunten Nachmittages" 
zum Jag der Heimatverthebenen" (Bildnachweis: 
Rudi Kasper, Grafing). 

Mitwirkende des Märchenspiels in Grafing (Bild
nachweis: Rudi Kasper, Grafing). 

ten aber auch Kathreintänze, die gleicherma
ßen Zulauf fanden. 
Doch waren es nicht nur Tanzveranstaltun
gen, mit denen die Vertr iebenen einerseits 
engere Kontakte zu den Einheimischen her
stellen und andererseits diese mit ihrem 
Brauchtum bekannt machen wol lten. Man 
denke hier nur an das Maibaumfällen der Su
detendeutschen, eine alte Tradition, die 
diese im Landkreis Ebersberg zum ersten 
Mal im Jahre I95I in Kirchseeon wiederers te
hen ließen. Der Sinn dieses Brauchs war, den 
Maibaum als Zeichen der Erlösung aus der 
winterl ichen Dunkelheit zu err ichten: wenn 
dann alles grünt und blüht, w i rd der Mai
baum aus Freude über den Sieg des Lichtes 
gefällt. Dabei werden , wenn der Baum am 
Boden liegt, die frischen Zweige gepflückt 
und zu Hause aufbewahrt. 
Als diese Sitte der Sudetendeutschen im 
Landkreis Ebersberg wieder eingeführt 

wurde , beteiligten sich dabei auch viele Ein
heimische, vor allem waren es die „Oberlän
derkapelle" und der Trachtenverein „Seeta
ler", die mit Musik und Trachtentänzen einen 
Beitrag leisteten und ihre Verbundenheit zu 
den Ausgewiesenen zeigten. Noch größer 
war die Teilnahme der Alteingesessenen 
beim Maibaumfällen des nächsten Jahres, das 
in Eglharting stattfand. Denn nun wi rkten 
auch noch die Schützengesellschaft „Edel
weiß", der Gesangsverein „Einigkeit" und die 
Kreisgruppe des Naturschutzbundes mit, so 
daß es, wie die Zeitung damals zu berichten 
wußte , erfreulich zu sehen war, „wie die alt
eingesessene Bevölkerung und die Heimat
vertr iebenen in enger Gemeinschaft feier
ten , w ie es auch den .Seetalern' hoch ange
rechnet werden mußte, daß sie sich an die 
Seite der Egerländer Trachtengruppe stell
ten." [8] 
Z u solchen verbindenden Festivitäten sind 

ebenso die Sonnwendfeiern der sudeten
deutschen Ortsgruppe in Zorneding zu 
rechnen, die damit durch das Erleben ge
meinsamen Brauchtums Alt- und Neubür
ger einander näherbringen wollte. Diese Fei
ern sollten den Einheimischen aber auch zei
gen, daß die Vertriebenen trotz Aufgeschlos
senheit und Weltoffenheit immer heimat
verwurze l t bleiben würden . Aus diesen Mo
tiven heraus versuchte man auch, mit dem 
Turnerverband und dem Trachtenverein 
von Zorneding in Fühlung zu kommen. [9] 
Ohne die Mithilfe von einheimischen Ver
bänden führten in Markt Grafing die Schle-
s ie r einen uralten Brauch ein, den „Summer-
sunntichbrauch", den vor Jahrhunderten 
ausgewanderte Franken in Schlesien einge
führt hatten, und der nur dort erhalten ge
blieben war. Der alten Überlieferung folgend 
sangen die Kinder vor den Häusern der E in
wohnerschaft den Frühling ein. Dabei hiel-
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ten sie in den Händen buntgeschmückte 
Osterstecken, die „Schmackoster" genannt 
wurden . Eines dieser Lieder, das am Sonntag 
Laetare, dem vierten Fastensonntag, vorge
tragen wurde , hatte folgenden Inhalt: 
„Rot G e w a n d , rot G e w a n d , schöne, grüne 
Linde. 
Suchen wir, such wir, ob w i r etwas f i n d e n . . . 
Geh'n w i r in den grünen Wald , 
Da singen Vögel jung und alt. 
Sie singe ihre St imme: 
Frau Wir t in sind sie drinne? 
Sind Sie dr inn, so kommen sie raus, 
Und teilen uns die Gaben aus." [10] 

W ie alle diese Beispiele zeigen, fehlte es im 
Landkreis Ebersberg nicht an gesellschaft
lichen und kulturellen Aktiv itäten der Ver
tr iebenen und Flüchtlinge. Z u m Vergleich 
soll auch ein Blick über die G renzen des Be
zirkes geworfen we rden . Im Jahre 1953 hatte 
der Staatssekretär für Angelegenheiten der 
Vertr iebenen und Flüchtlinge eine kulturelle 
Bestandsaufnahme in den Stadt- und Land
kreisen Bayerns machen lassen, aus der hier 
zitiert werden soll: 
„Die Landsmannschaften nehmen im kultu
rellen Leben der Heimatvertr iebenen in den 
Landkreisen eine dominierende Stellung ein. 
Fast in allen Kreisen werden gemeinsame 
Sonnwendfeiern der Landsmannschaften 
abgehalten. Diese Sonnwendfeiern haben 
auch bei der einheimischen Bevölkerung 
starken Anklang gefunden. Die Landsmann
schaften nehmen fast sämtliche Anlässe, die 
das Jahr für kulturelle Feiern bietet, wahr. Be
merkenswer t ist, daß die Sudetendeutschen 
Landsmannschaften auch hier in Bayern ih
ren nationalen Trauertag (4.-März-Feier) ab
halten. Die Landsmannschaft der OsWWest-
preußen und Pommern begeht mancher
orts ihre Erinnerungsfeier an den I I.Juli 1920 
(Abstimmungstag), die Vertr iebenen des Re
gierungsbezirks Oberbayern veranstalten 
alljährlich eine Vielzahl von Feiern und Fe
sten, w ie Maibaumfeiern, Sommersingen, 
Kirchweih, Hochzeits-, Weinlesefeste 
(Ebersberg) , die regelmäßigen Sommer-, 
Ernte- und Herbstfeste, Muttertagsfeiern 
( . . . ) . 
A n vielen Orten kann beobachtet werden , 
daß das Vertr iebenen-Brauchtum auf einhei
mische Kreise übergreift. Vor allem die 
Feiern der Sudetendeutschen finden bei 
der hiesigen Bevölkerung Beachtung. Dies 
dürfte vor allem auf die Stammesgemein
schaft mit den Sudetendeutschen zurückzu
führen sein. Die Sudetendeutschen haben 
einzelne, ursprünglich gemeinsame, Ge
bräuche bewahrt , die in Bayern schon mehr 
oder weniger in Vergessenheit geraten wa
ren. Die Bedeutung der Landsmannschaften 
als Bewahrer des Brauchtums der Vertriebe
nen kann nicht hoch genug eingeschätzt 

werden . Sie sind das Sammelbecken für alle 
kulturellen Bestrebungen der Vertr iebenen 
und insbesondere der Vertriebenen-Ju-
gend." [ I I ] 
Übrigens wußten sowohl der Staat Bayern 
wie auch der Landkreis Ebersberg die kultu
relle Bedeutung ihrerVertr iebenenorganisa-
tionen finanziell zu würdigen. Schon der zu 
Beginn der fünfziger Jahre gebildete Arbeits
kreis für die kulturelle Betreuung der Hei
matvertr iebenen, der enge Verbindung mit 
den Landsmannschaften unterhielt, durfte 
sich solcher Beihilfen sicher sein. [12] 
Auch die Landsmannschaften konnten auf 
Antrag von der Regierung von Oberbayern 
Geldmittel für ihre Kulturarbeit erhalten, die 
allerdings nicht gerade bedeutend waren ; 
der Kreisverband Ebersberg der Schlesier 
bekam zum Beispiel im Jahre 1961 die einma
lige Summe von 300 — DM. [13] Eine regel
mäßige Unterstützung erhielten die Lands
mannschaften dagegen e twa seit Mitte der 
fünfziger Jahre vom Landkreis, die sich auf 
1000 - DM belief und für die Durchführung 
von kulturellen Veranstaltungen gedacht 
war ; dadurch erhielten nach der Meinung 
des Landrates ihre Bestrebungen „um Erhal
tung des heimatlichen Kulturgutes einen be
achtlichen Auftrieb." [ 14] 
Eine andere behördliche Hilfe erhielten die 
kulturellen Bemühungen der Vertr iebenen 
durch die 1951 geschaffene Kulturstelle des 
Kreisflüchtlingsamtes in Ebersberg. Eine ih
rer ersten Akt ionen war ein Aufsatzwettbe
w e r b für die heimatvertr iebenen Kinder im 
Landkreis, der bei ihnen die Er innerung und 
die Liebe zural ten Heimat wachhalten sollte. 
Dessen T h e m a lautete: „Was ich von meiner 
Heimat noch we iß und was mir am besten 
gefiel." [15] Allerdings kann daran gezweifelt 
werden , ob dadurch den Kindern die — not
wendige— Eingliederung in die neue Heimat 
erleichtert wurde . 

Auch die Landsmannschaften versuchten 
auf ihre Ar t , das Gedenken an ihr Herkunfts
land nicht verblassen zu lassen. Die Sudeten
deutschen zum Beispiel veranstalteten in 
vielen Orten des Landkreises Lichtbilder
vorträge, die „den Ausgewiesenen ihre Hei
mat vor Augen führten, die Einheimischen 
aber m it den Kultu rgütern der Sudetendeut
schen vertraut machen sollten". Dabei konn
ten sie sich durchaus einer starken Beteili
gung der Alteingesessenen er f reuen. [16] 
Das gleiche unternahmen etwas später dann 
auch die Südostdeutschen. [17] 
Dasselbe Ziel verfolgte der Kreisverband 
Ebersberg der Sudetendeutschen Lands
mannschaft, als er eine Wanderbibl iothek 
der Heimatvertr iebenen im Jahre 1953 an
legte. In sie wurden in erster Linie Bücher 
von Autoren aus dem Sudetenland und an
deren Ostgebieten aufgenommen. Diese 
Bücherei wurde mit Hilfe der Schlesier, Süd

ostdeutschen und Ostpreußen aufgebaut, 
vor allem aber w a r an ihrer Entstehung der 
Vertriebene Josef Schnabel aus Grafing maß
geblich beteiligt, da er neben seiner eifrigen 
Sammlertätigkeit sich auch um die techni
sche Durchführung kümmerte . De r Ebers-
berger Kreistag gewährte einen jährlichen 
Zuschuß von 500 — DM, und auch die Regie
rung von Oberbayern und e inze lneGemein-
den trugen das ihre dazu bei, so daß die Bü
cherei schließlich über 800 Bände umfaßte. 
Sie stand turnusmäßig den Gemeinden des 
Landkreises zur Verfügung und sollte auch 
von dereinheimischen Bevölkerung intensiv 
benützt werden . Als jedoch das Interesse an 
ihr immer mehr sank, w u rd e sie 1961 aufge
lost. | I 8 | 
Mehr Anklang fanden die Bemühungen der 
Ausgewiesenen, ihre Kultur bei großen Fest
veranstaltungen im Landkreis Landsleuten 
und Einheimischen nahezubringen. So konn
ten sie z. B. in der Grafinger Festwoche im 
Jahre 1953 mit einem umfangreichen Pro
gramm ein breites Publikum erreichen. Es 
wurde ein großer Querschnitt aus dem Le
ben in der alten Heimat gezeigt: Heimatlie
der aus allen Teilen des deutschen Ostens 
wurden zu Gehör gebracht; Volkstänze, 
Mundartgedichte und Vorlesungen von Hei
matdichtern wechselten in bunter Folge, 
und auch ein Heimatspiel der Sudetendeut
schen stand auf dem Programm. [19] 
Der Vorsitzende der Arbeitsgemeinschaft 
der Landsmannschaften für den Kreis Ebers
berg faßte den Sinn und Z w e c k aller Akt iv i
täten so zusammen: 
„Unsere Kulturarbeit sollte sich als Ziel set
zen die Erhaltungdes heimatlichen Kulturgu
tes, das Vertrautwerden mit der Kultur der 
neuen Heimat und den gegenseitigen Kultur-
und Gedankenaustausch mit dem Ziel einer 
fruchtbaren Synthese. ( . . . ) Diese Tätigkeit 
muß auf das Ziel ausgerichtet sein, Einheimi
sche und Vertriebene als Hörer zu erfassen, 
Es w i rd als wesentlich erachtet, den Vertrie
benen durch die Teilnahme an Vorträgen 
auch Einblick in die Heimatkultur der boden
ständigen Bevölkerung zu gewähren. ( . . . ) 
Ein positiver Erfolg ist nur denkbar im Z u 
sammenwirken von Alt- und Neubür
gern." [20] 
Eine Gelegenheit für diese Zusammenarbeit 
im Rahmen des Brauchtums bot den Vertrie
benen die Grafinger Leonhardifahrt, die bis 
1967 am 6. November stattfand und seit 1968 
auf den darauffolgenden Sonntag verlegt 
wurde . Nach und nach machten sie auch von 
dieser Möglichkeit Gebrauch und beteiligten 
sich mit ihren Beiträgen. Bei der 250. Leon
hardifahrt im Jahre 1949 stellte die Sudeten
deutsche Landsmannschaft den Wagen 
Nr. 31, und die Schlesier nahmen mit dem 
Wagen Nr. 33 teil, auf dem ein Rübezahl an 
ihre Heimat erinnerte. [21] 
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Leonhardifahrt 1967 (Bildnachweis: Franz Penz, 
Alxing). 
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Die Darstellung des Ackermanns bezieht sich auf die 
erste bedeutende Dichtung des deutschen Frühhu
manismus, eben den „Ackermann aus Böhmen", der 
um 1400 entstanden ist und Johannes von Tepl zum 
Verfasser hat. Darin handelt es sich um ein Streitge
spräch des Ackermannes mit dem Tod, der ihm seine 
Frau auf dem Kindbett entrissen hat. Dieser Beitrag 
der Heimatvertriebenen zur Grafinger Leonhardi
fahrt soll auf ihre bedeutende kulturelle Tradition 
hinweisen und eignet sich wegen seines religiösen In
haltes auch gut für diesen Anlaß (Bildnachweis: 
Franz Penz, Alxing). 

Als man im Jahre I953 eine zweite Leonhar-
ditruhe in Ebersberg aufgestöbert hatte und 
diese erstmalig bei dem Umzug mitfahren 
ließ, wurde sie von der Eger länderGmoi be
gleitet. [22] Z w e i Jahre später machten zum 
ersten Mal auch die Südostdeutschen in ihrer 
heimatlichen Tracht mit und statteten einen 
eigenen Wagen aus. [23] Und bald bereicher
ten die Sudetendeutschen die Leonhardi
fahrt mit einem Wagen, auf dem der Acker
mann aus Böhmen dargestellt war. Gerade 
anderTe i lnahmeane inem so alten und orts
eigenen Brauch läßt sich die beginnende und 
zunehmende Eingliederung der Ausgewie
senen gut ablesen. 
Auf dergesellschaftlichen Ebene hatte die In
tegration knapp zehn Jahre nach der Vertrei
bung im Bezirk Ebersberg schon so gute Er
folge gezeitigt, daß der Landrat im Jahr I955 
folgendes an die Regierung von Oberbayern 
berichten konnte: 
„Die wei ter fortgeschrittene Eingliederung 
der Heimatvertr iebenen macht sich neben 
der guten Beschäftigten läge vor allem darin 
bemerkbar, daß an kulturellen und geselli
gen Veranstaltungen, gleichgültig, ob diese 
von alteingesessenen Verbänden oder von 
Organisationen der Heimatvertr iebenen 
durchgeführt we rden , alle Bevölkerungs
schichten tei lnehmen. Der wesentliche U n 
terschied zwischen Einheimischen und Hei
matvertr iebenen besteht eigentlich nur 
noch in der wohnungsmäßigen Unterbr in
gung." [24] 
Neben den geistigen Erfolgen hatte die Kul
turarbeit der Ausgewiesenen auch sichtbare 
Zeugnisse im Landkreis Ebersberg hinterlas
sen. Eines der bekanntesten dürfte wohl das 
Eichendorff-Denkmal am Ebersberger Aus
sichtsturm sein, das am 19. Juli I959 enthüllt 
wurde . Errichtet hatte es die Schlesische 
Landsmannschaft und dann der Stadt über

eignet. In der Schenkungsurkunde wurde 
hervorgehoben, daß mit diesem Denkmal 
die Heimatvertr iebenen der einheimischen 
Bevölkerung auch gleichzeitig Dank für die 
gute Aufnahme im Landkreis abstatten woll
ten. [25] 
Es gab aber auch Einzelpersonen, die in auf
opfernder und nahezu rührender Weise 
ihre Liebe zur neuen Heimat bewiesen und 
sich ihrer zusammen mit Einheimischen an
nahmen. In Markt Schwaben hatten zwei äl
tere Heimatvertr iebene Tag für Tag die recht 
verwahrloste Mutter-Gottes-Kapelle in 
mühsamer Arbeit wieder hergerichtet und 
die gesamten Materialkosten von ihrer nicht 
sehr hohen Rente übernommen; bei den 
Maurer- und Schreinerarbeiten unterstütz
ten sie zwei ortsansässige Handwerker. [26] 
Manchen Ausgewiesenen war es auch ein 
großes Anliegen, Gedenksteine für ihre To
ten zu errichten, w ie zum Beispiel etwa in 
Oberpframmern , w o auf dem neuen Ge
meindefriedhof ein solcher aufgestellt und 
eingeweiht wurde . [27] Auch der Friedhof in 
Markt Schwaben erhielt I952 einen Gedenk
stein und ein Holzkreuz zum Gedenken an 
die Toten der Heimat. Auf dem Moosacher 
Kirchhof entstand durch die Zusammenar
beit der Vertriebenen im November des Jah
res I957 ein Mahnmal, das in der Form eines 
Kreuzes für diese eine Zufluchtsstätte sein 
und alle auffordern sollte, die verlorene Hei
mat nie zu vergessen. Desgleichen war in 
Grafing schon vier Jahre früher ein Ehrenmal 
der Ausgewiesenen zum Gedenken ihrer 
.Toten in ferner Heimat" seiner Bestimmung 
übergeben worden . [28] 
Neben solche eher besinnliche Aktivitäten 
gesellten sich ebenso auch fröhliche und far
benprächtige wie e twa Fahnenweihen, die 
das Interesse und die Antei lnahme der ein
heimischen Bevölkerung m e h r z u erwecken 
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vermochten. Es brauchen hier nicht alle er
wähnt zu werden , man denke nur an die su
detendeutsche Ortsgruppe von Grafing, die 
ihre schwarz-rot-schwarze Fahne schon im 
Jahre 1954 weihen ließ, oder an die Fahnen
weihe der Poinger sudetendeutschen Orts
gruppe von 1955, die dieses Fest zusammen 
mit vielen einheimischen Vereinen feierte 
und an dem fast die ganze Gemeinde teil
nahm, oder aber auch an die Fahnenweihe 
der „Eghalanda Gmoi zGraf ing" im Jahr 1957, 
die diese mit ihrem fünfjährigen Gründungs
fest verband und bei der traut vereint 35 
Veremeder Alt- und Neubürgereinen glanz
vollen Festzug zusammenstel lten. [29] 
Abgesehen von diesen landsmannschaft-
lichen Tätigkeiten nahmen und nehmen 
auch viele Ausgewiesene am übrigen Ver
einsleben der Gemeinden teil. In Ober
pframmern waren sogar sie es, die schon im 

Volksschullehrer auch den Musikunterricht 
an der Realschule gab. 1953 wurde er zum 
Oberlehrer befördert und erhielt ein Di
plom des Erzbischofs für seine Verdienste 
um die Kirchenchor-Arbeit. Seit 1952 war er 
Mitglied des Grafinger Stadtrates und er
warb sich als Vertreter des BHE dort auf 
kommunalpolitischem Gebiet große Ver
dienste. Von 1956 bis 1966 gehörte er auch 
dem Kreistag an. Walter Schlachta darf mit 
Fug und Recht als eine Galionsfigur der Ein
gliederung von Ausgewiesenen und Flücht
lingen im Landkreis Ebersberg bezeichnet 
werden , denn er vertrat „keineswegs nur die 
Sache seiner heimatvertriebenen Schicksals
gefährten, sondern mit gleichem Verständ
nis auch die Interessen der alteingesessenen 
Bevölkerung, deren Heimat den aus Schle
sien stammenden Mann aufgenommen hat". 
[31] 

„Schutzmantelmadonna", geschaffen von dem 
sudetendeutschen akademischen Kunstmaler 
Franz Grusz (Bildnachweis: Dr. A. Schunda). 

Links: Leonhardifahrt 1977. Festwagen der Orts
gruppe Grafing der Sudetendeutschen Landsmann
schaft mit der „Schutzmantelmadonna" (Bildnach
weis: Rudi Kasper, Grafing). 

Unten: Mahnmal für Heimatvertriebene in Moos
ach, entstanden 1957 (Bildnachweis: Hans Span
holz, Ebersberg). 

Jahr I949 zur Gründungsversammlung für 
den Sportverein einluden und auch für den 
TSV einen Sportplatz pachteten. Bei solcher 
Aktivität n immt es dann auch nicht wunder , 
wenn sowohl die Fahnen des Soldaten- und 
Kriegervereins als auch die der Schützenge
sellschaft von Oberpframmern Erinnerungs
bänder der Sudetendeutschen Landsmann
schafttragen. [30] Eine ähnliche Aufgeschlos
senheit für das öffentliche Leben ist in allen 
Gemeinden des Landkreises zu beobachten. 
— Oberpframmern ist hier nur ein willkürlich 
ausgewähltes Beispiel. 
Bei der regen Antei lnahme der Heimatver
triebenen am öffentlichen Leben n immt es 
nicht wunder, wenn einige Persönlichkeiten 
unter ihnen im Landkreisgrößeren Bekannt-
heitsgrad erreichten. Einer von ihnen w a r 
der aus Brieg in Schlesien stammende Ober
lehrer Walter Schlachta. Er kam I947 nach 
Grafing, w o er neben seiner Tätigkeit als 

Vielen Schülern des Landkreises dürfte auch 
noch der aus Bilin im Sudetenland stam
mende Dr. Karl Wi lhe lm Fischer bekannt 
sein, der von Oktober I952 bis Apri l I958 die 
Realschule in Grafing leitete, die unter ihm 
verstaatlicht und zu einem Gymnasium aus
gebaut wurde . [32] 
Auf dem kirchlichen Gebiet e rwarb sich im 
Landkreis Prälat Richard Popp besondere 
Verdienste. Er wurde in Oberdörfel bei 
Zwickau in Mähren geboren und fand nach 
der Vertreibung eine Zuflucht in Steinhöring. 
Seit I946 arbeitete er als Heimgeistlicher im 
Kinderkrankenhaus. Anläßlich seines 40jah-
rigen Priesterjubiläums verlieh ihm I950der 
Gemeinderat von Steinhöring für seine Lei
stungen bei der Eingliederung der Heimat
vertriebenen das Ehrenbürgerrecht. [33] 
Eine noch größere Ehrung erfuhr Dr. Fritz 
Preihs, dem am I. März I969 das Bundesver
dienstkreuz I. Klasse durch den Landrat 



Dr. Remigius Streibl ausgehändigt wurde . 
Dr. Preihs stammte aus Zwickau im Sude
tenland. 1946 kam er nach Grafing, w o er 
zunächst bei der Genossenschaftsbrauerei 
beschäftigt und ab 1949 für den erwei terten 
landwirtschaftlichen Beratungsdienst tätig 
war. Ein Jahr später wurde er als Landwirt
schaftsrat in den Lehrbetrieb der Landwirt
schaftsschule übernommen. 1952 wu rde er 
in den damaligen Marktgemeinderat Grafing 
gewählt und gleichzeitig auch zum Stellver
treter des Landrates im Kreistag, der er 
zwanzigjahre lang bleiben sollte. Abgesehen 
davon, daß er auch dem Kreisausschuß ange
hörte, w a r er ebensowenig w ie aus dem 
kommunalen Leben aus der Arbeit der Su
detendeutschen Landsmannschaft wegzu
denken, d a e r z u ihren führenden Köpfen ge
hörte. [34] 
Ebenfalls eine Bundesehrung bekam der in 
Grafing wohnende Dr. Fritz Peter Habel, 
dem am 26. Januar 1973 das Verdienstkreuz 
am Bande des Verdienstordens der Bundes
republik Deutschland mit Urkunde durch 
Landrat Dr. Streibl ausgehändigt wu rde . [35] 
Habel war durch seine Veröffentlichungen 
über Vertr iebenenthemen hervorgetreten, 
wie durch sein Buch „Historische, politische 
und soziale Voraussetzungen des Zusam
mentreffens zwischen Bayern und Sudeten
deutschen nach 1945", das 1968 in München 
erschien. 
Mitunter zeigten sich auch die Gemeinden 
für die Bemühungen solcher Männer um 
eine sinnvolle Integration und auch für ihre 
Antei lnahme am kommunalen Leben er
kenntlich, w ie aus dem Beispiel Steinhörings 
zu sehen ist. Dort wurde dem aus Gras-
litz stammenden Mediziner Dr. Gerhard 
Chrastny „in dankbarer Anerkennung seiner 
großen Verdienste um die Gemeinde als 
A rz t und langjähriger Gemeinderat sowie 
um die Förderung des Sports und der Ju
gend das Ehrenbürgerrecht" ver l iehen. Dr. 
Chrastny w a r nämlich vom I. Mai 1948 bis 
zum 30. Juni 1972 ununterbrochen Mitglied 
des Gemeinderats von Steinhöring gewe
sen, und die Errichtung einer Anlage für ver
schiedene Sportmöglichkeiten w a r „in der 
Hauptsache" auf sein Verdienst zurückzu
führen. [36] 
Dr. Chrastny w a r nicht der einzige unter den 
Vertr iebenen, der sich auch des Sports an
nahm. So kann zum Beispiel auf das Bestehen 
einer sudetendeutschen Fußballmannschaft 
im TSV Grafing hingewiesen we rden . Die 
Gemeinde Markt Schwaben darf sich sogar 
eines aus Ostpreußen vertr iebenen Sport
lers rühmen, der als einziger im Landkreis 
i960 vom Bayerischen Leichtathletik-Ver
band anläßlich seiner 25jährigen aktiven Be
tätigung als Leichtathlet ein Diplom erhielt : 
Gustl Pauls. [37] 
Gerne feierten auch die Einheimischen mit, 

wenn einem ihrer vertr iebenen Mitbürger 
Ehrungen zuteil wurden . Als zum Beispiel in 
Poing der Vertriebene Anton Schmid, der 
lange Jahre in der Freiwilligen Feuerwehr 
Dienst getan hatte, seinen hundertsten G e 
burtstag feierte, wurde ihm von der ganzen 
Dorfgemeinschaft mit all ihren Vereinen ein 
Fest bereitet. Bei der Übergabe des Ge
schenkkorbes sagte der damalige Landrat 
Dr. Streibl: „Wir wollen in Anton Schmid alle 
ehren, die als Heimatvertr iebene in unseren 
Kreis kamen und ihnen danken für ihre tätige 
Mitarbeit zum Wohle des Ganzen." [38] 
Nun beteiligten sich allerdings am gesell
schaftlichen und kulturellen Leben nicht alle 
Flüchtlinge und Vertriebenen gleicherma
ßen. Wenn auch hier vor Verallgemeinerun
gen gewarnt werden muß, so darf man doch 
sagen, daß vor allem die Ostpreußen eher 
dazu neigten sich zurückzuziehen, um sich 
allein auf die Pflege ihres eigenen Brauch
tums zu konzentr ieren. Diese Zurückhal
tung zeigte sich schon bei der Gründung ih
rer Ebersberger Kreisgruppe, als der Haupt
redner eindringlich davor warnte , die Spra
che und Tracht der Einheimischen nachzu
ahmen. [39] 

Es war aber auch für die Ostpreußen w e 
sentlich schwieriger, gesellschaftliche Brük-
ken zu den Einheimischen zu schlagen, als es 
für die Sudetendeutschen war. Während die 
einen ihrer Tradition und Wesensart nach 
sich in Bayern nicht so leicht heimisch fühlen 
konnten, gereichte es den anderen zum Vor
teil, daß sie, die aus Böhmen, Mähren und 
Österreich kamen, ein Gefühl verband, 
das in der „gemeinsamen" Tradition von ba
rocker Kultur und süddeutscher Aufklärung 
gründete und einen verwandten Lebensstil 
hervorbrachte. Es war wohl diese Geme in
samkeit, die den Sudetendeutschen nach 
1945 die E inwurzelung in Bayern so sehr er
leichterte, „ja bei ihnen rasch ein spontanes 
Heimatgefühl erzeugte", wie Friedrich Prinz 
schreibt. [40] 
Daß es allen Vertr iebenen und Flüchtlingen 
mehr oder weniger gelungen ist, einerseits 
ihre eigene Kultur und ihr Brauchtum zu be
wahren und andererseits sich gesellschaft
lich einzugliedern, bedeutete und bedeutet 
immer noch für die altansässige Tradition 
e i n e große Bereicherung; ihr Erscheinungs
bild ist dadurch noch vielfältiger und bunter 
geworden, ebenso wurde durch die neuen 
Anreize der gesellschaftliche Umgang ange
regter und lebhafter. 

Aktivitäten Heimatvertriebener 
am Beispiel der Gemeinde Poing 

Stellvertretend für die vielen Verbände und 
Vereinigungen der Heimatvertr iebenen im 
Landkreis Ebersberg und für die Einsatz

freude einzelner Persönlichkeiten soll am 
Beispiel derGemeinde Poing aufgezeigt wer 
den, welcher Ar t die Aktivitäten sein konn
ten, die die Vertriebenen in ihrer neuen Hei
mat entfalteten. [41] 

1. Die Pfarrjugendgruppe 
Schon zu Ostern des Jahres I947 w u rde auf 
die Initiative einiger Heimatvertr iebenen hin 
eine Pfarrjugendgruppe gegründet, die den 
Namen „Edelweiß" erhielt. Ziel und Bestre
ben dieser Organisation war, einheimische 
und vertr iebene Jugendliche beider Konfes
sionen zusammenzufassen und über die Ju
gend auch eine Verbindung unter den Er
wachsenen zu schaffen. Einheimische und 
Vertriebene sollten in gemeinsamer Arbeit 
ihr kulturelles Erbe einander näher bringen 
und gegenseitig ihr Brauchtum und Liedgut 
pflegen und damit das kulturelle und kirch
liche Leben d e r G e m e i n d e bereichern. Um 
dieses Ziel zu erreichen, wurden von der ju-
gendgruppe gesellschaftliche Veranstaltun
gen wie „Bunte Abende" und Muttertags
feiern, Weih nachtsspiele und Maiandachten 
organisiert oder mitgestaltet. 
Noch im Dezember des Gründungsjahres 
wurde von der Jugendgruppe das soge
nannte „Kleine Krippenspiel" von Wolfgang 
Koller „Es kann in einer Kammer der ganze 
Himmel sein" aufgeführt, das als echtes 
Volksspiel der Weckung und Pflege wahre r 
Gemeinschaft dienen sollte. Damit wu rde 
auch unterschwellig für die gesellschaftliche 
Anerkennung der Heimatvertr iebenen ge
worben , und dies nicht ohne Erfolg, denn 
bald bahnten sich die ersten Heiraten zw i 
schen Einheimischen und Vertriebenen an. 
Charakteristisch für die Arbeit der Jugend
gruppe und ihre Absicht, Zeichen der Hilfs
bereitschaft und Gemeinsamkeit zu setzen, 
scheint auch zu sein, daß sie im Advent I948 
zusammen mit den Schulkindern von Poing 
ein Kind aus dem Flüchtlingslager Hof-Mo
schendorf beschenkte. 
Besonders ereignisreich wurde für die Ju
gendgruppe das Jahr I952. Nun trugen alle 
Mädchen eine einheitliche Tracht, die sie sich 
selbst zusammengestellt und genäht hatten. 
Sie bestand aus einem schwarzen Faltenrock 
mit Edelweißborte, schwarzem Samtmieder, 
Leinenbluse mit Klöppelspitze, grüner Bro
katschürze und Tuch. In dieser Tracht hielt 
die Jugendgruppe auch die Ehrenwache in 
derTheat inerk i rche in München am Sargdes 
am 12.Juni verstorbenen Kardinals Michael v. 
Faulhaber. Im gleichen Jahr nahm die Jugend
gruppe außerdem am Landesjugendsingen 
in Wasserburg am Inn teil , begleitet von der 
neu gegründeten Kindergruppe, die eben
falls mit einer eigenen Tracht ausgestattet 
wurde : einem gestickten, blauen Leinenrock 
mit Bolero und einer weißen Bluse. Beide 
Gruppen sangen unter anderem auch Lieder 
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Jugendgruppe Poing bei der Auffuhrung des S/ng-
und Tonzspiels „Frau Holles Spinnabend" am 
1. Dezember 1952 anläßlich der Bannerweihe der 

Jugendgruppe. Die einheitliche Tracht wurde selbst 
entworfen und hergestellt, sie besteht aus schwar
zem Faltenrock mit Edelweißborte, schwarzem 
Samtmieder, Leinenbluse mit Kloppelspitze, grüner 
brokatschürze und einem Tuch (Bildnachweis: Anni 
Picken, Poing). 

der Heimatvertr iebenen, so das Erzgebirgs-
lied „s ist Feieromd" und das Riesengebirgler 
Heimatl ied „Blaue Berge, grüne Täler". A m 7 
Dezember wurde das Banner der Jugend
gruppe geweiht. Dabei beteiligten sich alle 
Or tsvere ine und der Gemeinderat von 
Poing. D e m feierlichen Gottesdienst mit 
dem „Deutschen Hochamt" von Franz Schu
bert, das gerade von den Heimatvertr iebe
nen gerne gesungen wi rd , folgte eine Fest
feier mit dem Gesang- und Tanzspiel „Frau 
Holles Spinnabend", das von der Jugend
gruppe aufgeführt wurde . 
Seit I952 stellte die Jugendgruppe bei vielen 
Fahnenweihen die Festjungfrauen, zum Bei
spiel bei der Doppelfahnenweihe des Män
nergesangsvereins „Fidelitas" und des Bur
schenvereins „Immergrün", oder bei den 
Fahnenweihen der Sudetendeutschen 
Landsmannschaft und des Roten Kreuzes. 
Auch die Feier zum I00. Geburtstag von A n 
ton Schmid, einem Heimatvertr iebenen aus 

Pürkau, wurde zum großen Teil unter Mit
wirkung der Ortsvere ine von der Jugend ge
staltet. Sie fand im Januar I954 statt. 
Ebenfalls im Jahre I954 stiftete die weibliche 
Pfarrjugend von Poing mit Unterstützung 
einiger edler Spender für die erweiterte und 
neu gestaltete Kirche eine Schutzmantelma
donna, die sie in der Christnacht feierlich in 
das Gotteshaus eintrug. 
Großer Erfolg wurde der Schule und der Ju
gendgruppe im Jahre I959 beschieden, als sie 
Wolfgang Kollers großes „Schönauer Krip-
penspiel" aufführten und damit das ganze 
Dorf begeisterten. Die Verbundenheit zwi
schen Alt- und Neubürgern zeigte sich in 
diesem Spiel auch dadurch, daß die herausra
gende Rolle der M a r i a von einer Heimatver
triebenen dargestellt wurde , deren Leistung 
tief beeindruckte. 
Die Pfarrjugendgruppe „Edelweiß", die viel 
zur Integration der Heimatvertr iebenen in 
die Gemeinde Poing beigetragen hatte, 

setzte ihre Tätigkeit bis in das Jahr I963 fort. 
Dann löste sie sich auf, 

2. Die Ortsgruppe Poing der Sudetendeutschen 
Landsmannschaft 
Die Ortsgruppe Poing der Sudetendeut
schen Landsmannschaft wurde im Jahre I950 
gegründet. Als ihre Aufgaben und Ziele 
setzte sie sich damals folgende Punkte in ihr 
Programm: Hilfe bei der Eingliederung der 
Heimatvertr iebenen in die neue Heimat zu 
geben, einen Beitrag zum Wiederaufbau zu 
leisten, das Brauchtum und Kulturgut der al
ten Heimat zu wahren und das Recht auf die 
angestammte Heimat geltend zu machen. 
Damit hielt sie sich getreu an die Richtlinien 
der Landsmannschaft. 
Anfang juni I955 konnte die Ortsgruppe un
ter der Beteiligung aller Ortsvereine ihre 
Fahnenweihe feiern. Die Anschaffung der 
Fahne war nur durch große finanzielle Opfer 
und den tatkräftigen Einsatz einiger Mitglie-
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Fahnenweihe der Ortsgruppe Poing der Sudeten
deutschen Landsmannschaft im Jahre 1955 durch 
Pfarrer Remhold Fischer. 
Pfarrer Fischer und Fahne mit den sudetendeut
schen Farben Schwarz-Rot-Schwarz, auf der Vorder
seite das Malteserkreuz mit halbem Adler und dem 
Wappen von Eger, auf der Ruckseite ebenfalls das 
Malteserkreuz und der Spruch: „Fest stehen zum 
Volk, der Heimat treu." (bildnachweis: Anni Picken, 
Poing). 

Fahnenmutler Anni Picken in historischer Egerlan-
der Tracht mit den Fahnenjungfrauen. 

der möglich gewesen. Die Fahne ist in den 
sudetendeutschen Farben Schwarz-Rot-
Schwarz gehalten und zeigt auf der Vorder
seite ein Malteserkreuz mit halbem Adler 
und das Wappen von Eger, auf der Rückseite 
befinden sich ebenfalls ein Malteserkreuz 
und der Fahnenspruch „Fest stehen zum 
Volk, der Heimat treu". Fahnenmutter w a r 
die heimatvertr iebene Lehrerin Ann i Pickert 
in historischer Egerländer Tracht, die Fah-
nenjungfrauen stellten sowohl einheimische 
wie vertr iebene Mädchen. Die Weihe voll
zog der sudetendeutsche Geistliche aus dem 
Egerland, Pfarrer Reinhold Fischer, der seit 
I946 Ortsseelsorger an der Filialkirche Poing, 
Pfarrei Anzing, war. Pfarrer Fischer wu rde 
übrigens der erste selbständige Pfarrer von 
Poing, als am I. Mai I956 die Kirche in Poing 
zur Pfarrkuratie und am I.Juli i960 schließlich 
zur „Ordentl ichen Pfarrei" erhoben wurde . 

Nach seinem Wegzug im Jahre I967 über
nahm er die Pfarrei Anzing und w urd e I976 
zu seinem 40jährigen Priesterjubiläum von 
der Gemeinde Anzing in Würdigung seiner 
Verdienste zum Ehrenbürger ernannt. 
Nach Heinrich Wondra und Karl Ziffer über
nahm im Jahre I96I Wilfr ied Kirsch das A m t 
des Obmannes der Ortsgruppe, das er bis 
heute innehat. Unter dem Vorsitz dieser 
Männer nahm der Ortsverband Poing seit 
seinem Bestehen an mannigfaltigen Veran
staltungen teil , w ie e twa am „Sudeten
deutschen Tag", „Südmährer-Treffen", Tag 
der Heimat" oder an Kultur- und Volkstums-
abenden. Es fehlte aber auch nicht an eige
nen Initiativen, denn der Ortsverband orga
nisierte Weihnachtsfeiern, Faschingsbälle, 
Ausflüge, Muttertagsfeiern, F i lmvorführun
gen und Brathendlessen zum I. Mai. Neben 
der Pflege des heimatlichen Brauchtums 

widmete er sich auch der Mitbetreuung ei
nes Kindergartens der Südtiroler Ortschaft 
Moos im Passeiertal. 
Z u den verdienten Mitgliedern der Poinger 
Ortsgruppe gehören Gustav Stiller, der von 
I952 bis i960 und von I966 bis I972 dem 
Kreistag angehörte, Robert Österreicher, der 
sich als Helfer beim Beantragen des Lasten
ausgleichs hervorgetan hat, Heinz Schuster, 
der in der Gemeinde als 2. Bürgermeister 
von I952 bis I953 wirkte , und Rainer Lauter
bach, der seit I982 das A m t des I. Bürgermei
sters versieht. 
Unter den heimatvertriebenen Frauen der 
Gemeinde Poing verdienen eine Würdigung 
die Oberlehrer in Irene Kredatus aus Brünn 
in Mähren, die in Poing den ersten Ortsver
ein des Katholischen Deutschen Frauenbun
des gründete, der inzwischen auf I30 Mitglie
der angewachsen ist, vor allem aber die Rek-
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tor in i. R. Anni Pickert, die seit 1984 Ehren
bürgerin der Gemeinde ist und 1985 die Ver
dienstmedaille des Verdienstordens der 
Bundesrepublik Deutschland erhielt. Die aus 
Grasl itz stammende Lehrerin wi rkte seit 
1947 an der G rund- und Hauptschule Poing, 
deren Leitung sie im Jahre 1967 als erste Rek
torin im Landkreis übernahm und bis 1981 in
nehatte. Seit 1972 beteiligte sie sich auch als 
Gemeinderatsmitglied der „Freien Wähler
gemeinschaft" sechs Jahre lang an der Ge
meindepolitik. Die Gründung der Pfarrju
gendgruppe, die sie bis zu deren Auflösung 
leitete, ist ebenso ihrVerdienst wie das erste 
Jugendrotkreuz im Landkreis, das sie ge
meinsam mit Dr. Hansel ins Leben rief. 
Solchen Heimatvertr iebenen ist es zu ver
danken, wenn nicht nur die Eingliederung 
der Ausgewiesenen in die Gemeinde gelin
gen konnte, sondern auch das gesellschaft
liche, kulturelle, politische und kirchliche Le
ben der Kommune entscheidend bereichert 
w u r d e . 
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Eheschließungen zwischen Einheimischen 
und Vertriebenen 

„Am liebsten hätte er seinen Schwiegersohn 
erschlagen!" Das wird von einem Bauern aus 
der Umgebung Ebersbergs erzählt, dessen 
einzige Tochter einen Flüchtling geheiratet 
hatte: 
„Das war also furchtbar, das w a r schon ein 
bißchen ein Verbrechen auch, eine halbe 
Blutschande; bei dem Vater nur, bei der Ge
samtbevölkerung nicht, aber bei dem Vater. 
Und dann w a r das aber so ein guter Hand
werker nebenbei, so ein guter Maurer. Und 
der hat nach und nach vom alten Hof alles 
weggerissen und alles neu gebaut, und das ist 
jetzt ein Prachtbau. Und dann hat der Vater 
mit seinem Schwiegersohn recht angegeben, 
und zuerst hätt' er ihn am liebsten umge
bracht! Dadurch, daß er selber eben hand
werklich gut ausgebildet war, hat er das, was 
er nicht an Geld eingebracht hat, so w ieder 
eingebracht." [ I ] 
In dieser Geschichte steckt viel von der Pro
blematik, die vor allem in den Anfangsjahren 
der Eingliederung eine eheliche Verbindung 
zwischen Einheimischen und Vertr iebenen 
erschwerte und mitunter auch unmöglich 
machte. Besitzerstolz der Alteingesessenen, 
Vorurteile gegenüber den fremden Habe
nichtsen und noch manche - sehr mensch
liche, aber auch leicht verständliche — Ge
fühlsregungen mehr spielten hier zwangs
läufig eine wichtige Rolle. Ebenso aber 
konnte sich auch ein tüchtiger Flüchtling 
oder Vertr iebener durch seine Leistungen 
die verdiente Anerkennung verschaffen und 
durch eine Einheirat sich am intensivsten 
und wirkungsvollsten in die neue Heimat 
eingliedern. 
Da nun eine Heirat wohl die engste und posi
tivste Beziehung zwischen Vertr iebenen 
und Einheimischen bedeutet, w i rd als Maß
stab für die Intensität der Eingliederung 
gerne der sogenannte „Konnuptionalindex" 
herangezogen, also die Verschwägerungs-
häufigkeit. Dabei darf allerdings nicht über
sehen werden , daß diese nur für eine relativ 
eng begrenzte Bevölkerungsgruppe, eben 
die Heiratsfähigen, gilt und sich auch nur auf 
die intensivste Form der Verbindung be
zieht. [2] 

Unter diesen Umständen ist es doch er
staunlich, daß es im Landkreis Ebersberg 
schon sehr früh und auch recht häufig zu 
Eheschließungen zwischen Vertr iebenen 
und Einheimischen kam. Wie die nachste
hende Tabelle zeigt, waren zum Beispiel in 
der Gemeinde Steinhöring im Jahr 1946 ein 
Fünftel aller geschlossenen Ehen solche 
„Mischehen". In späteren Jahren machten sie 
sogar mehr als die Hälfte aus und pendelten 
sich in den Jahren 1946 bis 1984 insgesamt auf 
knapp ein Drittel ein. 

Eheschließungen pro Jahr zwischen Flücht
lingen bzw. Heimatvertr iebenen und Einhei
mischen im Standesamtsbezirk Steinhöring 

Jahr Ehen davon Jahr Ehen davon Jahr 
zus. 

Jahr 
zus. 

946 25 5 1966 17 8 
1947 21 3 1967 17 4 
1948 17 6 1968 31 10 
1949 21 5 1969 15 7 
1950 26 9 1970 16 5 
1951 18 5 1971 5 
1952 15 6 1972 16 6 
1953 21 4 1973 15 6 
1954 17 10 1974 18 8 
1955 12 — 1975 20 4 
1956 14 3 1976 13 3 
1957 15 7 1977 19 3 
1958 17 5 1978 1 1 2 
1959 15 10 1979 19 6 
i960 18 4 1980 16 6 
1961 17 4 1981 14 3 
1962 16 7 1982 18 4 
1963 17 4 1983 16 4 
1964 15 3 1984 17 3 
1965 18 5 674 202 

Die Angaben ab etwa 1970 beziehen sich in 
der Hauptsache auf Kinder von Flüchtlingen 
bzw. Heimatvertr iebenen [3] 

In den einzelnen Jahren schwankte die A n 
zahl der Mischehen mitunter beträchtlich. 
Den ersten erheblichen Anstieg auf das e twa 
Doppelte brachten die Jahre 1949 und 1950. 
Sicherlich hat sich hier der ökonomische 

Aufschwung niedergeschlagen, der nach der 
Währungsreform von 1948 einsetzte, aber 
auch die zahlreichen gesetzlichen Maßnah
men, die zur raschen gesellschaftlichen Ein
gliederung der Vertr iebenen beitragen soll
ten, wie zum Beispiel das Soforthilfegesetz 
vom 8. August 1949. Bis 1961 zeigt der statisti
sche Durchschnitt trotz einiger Schwankun
gen eine steigende Tendenz, um dann end
gültig abzufallen, w ie aus der nebenstehen
den Grafik [4] zu ersehen ist (siehe Seite 53 
rechts). 
Daß noch zehn Jahre nach der Vertreibung 
und des Einlebens in der neuen Heimat sich 
die Anzahl der Eheschließungen zwischen 
Einheimischen und Vertriebenen steigern 
konnte, lag vor allem an den inzwischen her
angewachsenen Kindern. Diese hatten sich 
nicht nur schneller als die Erwachsenen an 
die neue Umgebung anpassen können und 
den bayerischen Dialekt erlernt, sondern 
hatten auch in der Schule Kontakte knüpfen 
und engere Bekanntschaft mit den einheimi
schen Kindern zwangsläufig schließen müs
sen. Sie waren schon mehr als ihre Eltern 
durch Gemeinsamkeiten mit ihrem gesell
schaftlichen Umfeld verbunden und konn
ten problemloser in dasselbe hineinwach
sen. Dies machte sich letztlich auch in der 
vermehrten Bereitschaft zu Mischehen be
merkbar. 
W ie aus einer detaillierten Untersuchung 
(Franz Penz: Aufnahme und Eingliederung 
der Flüchtlinge und Vertriebenen in der Ge
meinde Bruck) hervorgeht, zeigt sich am Bei
spiel der Gemeinde Bruck, daß sich auffal
lend häufig bayerisch-sudetendeutsche, be
ziehungsweise sudetendeutsch-bayerische 
Verbindungen ergaben: 
Von 107 Vertriebenen-Haushaltungen waren 
nach dem Stand von 1978 folgende Kombina
tionen festzustellen: [5] 

nicht verheiratet 21 
Herkunft unbekannt 8 
suddtsch./bayer. 13 
bayer./suddtsch. II 
suddtsch7suddtsch. 19 
suddtsch./ungarndtsch. I 

52 



I M M E R M E H R E H E N 
ZWISCHEN V E R T R I E B E N E N UND A L T A N S Ä S S I G E N IN B A Y E R N 

Von 1 0 0 V e r t r i e b e n e n 
MÄNNERN I FRAUEN 

heirateten A l tansäss ige 
1948 1949 1950 1951 1952 1953 I 1948 1949 1950 1951 1952 1953 

L a n d e s d u r c h s c h n i 

F S P j 

n d e n L a n d k r e i s e n „ Ä 

so 

{ho 

10 

I I 1 • 

i n d e n k r e i s t 
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(Bayerisches Statistisches Landesamt: Bayern in 
Zahlen, Heft 2, Februar 1955.) 

suddtsch./schlesisch I 
schlesisch/bayer. 4 
bayer./schlesisch 4 
schlesisch/schlesisch I 
mitteldtsch./mitteldtsch. 3 
mitteldtsch./suddtsch. I 
mitteldtsch./schlesisch I 
mitteldtsch./bayer. I 
ungarndtsch./ungarndtsch. 6 
ungarndtsch./bayer. I 
ostpreuß./bayer. 2 
ostpreuß./ostpreuß. 2 
pommer./pommer. 
westdtsch./suddtsch. I 
rumändtsch./bayer. I 
jugosldtsch./bayer. 2 
jugosldtsch./jugosldtsch. I 
sächs./sch lesisch I 

(suddtsch./bayer. = Sudetendeutscher hei
ratet Bayerin, bayer./suddtsch. = Bayer hei
ratet Sudetendeutsche). 

Diese Fallstudie zeigt deutlich, daß die 
Flüchtlinge nach den Ehen mit den Einheimi
schen (38) solche mit Personen der gleichen 
Herkunft (34) bevorzugten, aber nur sehr 
selten (6) einen Partner aus einem anderen 

Land fanden; das gemeinsam erlittene 
Schicksal der Vertreibung genügte offen
sichtlich nur selten für eine Eheschließung. 
Dieses Beispiel aus dem Landkreis Ebersberg 
entspricht in e twa auch dem Bild, das das Sta
tistische Landesamt für ganz Bayern heraus
gefunden hat (siehe Abb. oben). 
Das gegenseitige Interesse der heiratswilli
gen Vertriebenen und Altansässigen anein
ander hatte allerdings für manche auch seine 
Schattenseiten, denn mitunter blieben Riva
litäten nicht aus. So soll es zum Beispiel in 
Grafing in den Jahren vor I950 zu einer Pro
testkundgebung der einheimischen Mäd
chen gekommen sein, die sich darüber be
schwerten, daß „die ganzen einheimischen 
Söhne nur Flüchtlingsmädchen geheiratet 
hätten, daß das nicht soweitergehen könne, 
und was denn aus ihnen werden sol le . . . " . [6] 
Tatsächlich hatten sich unter anderen gerne 
junge Wi r te und andere Bürgersöhne mit 
den Töchtern von Flüchtlingen verbunden. 
Einer von ihnen meinte scherzhaft und nicht 
zu unrecht: „Mehr konnte ich ja nicht für sie 
tun, als daß ich mir eine Flüchtlingsfrau ge
sucht habe." 
Wenn aus diesen „Mischehen" Kinder her-

1 1 1 1 - i 1 
1945 1950 1955 1960 1965 1970 

Entwicklungskurve: Eheschließungen zwischen 
Flüchtlingen und Einheimischen, 
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vorgingen, dann hatte dies auch zur Folge, 
daß die Anzahl derer, die sich als .Vertrie
bene" bezeichnen durften, statistisch absolut 
und relativ ständig zunahm, nachdem das 
Bundesverwaltungsgericht 1973 aufgrund 
der Gleichberechtigung von Mann und Frau 
entschieden hatte, daß die Vertr iebenenei-
genschaft nicht nur durch den Vater vererbt 
wi rd . [7] 
Weitaus bedeutsamer aber sind die Auswi r 
kungen solcher Eheschließungen, die sich 
zahlenmäßig nicht erfassen lassen. In diesem 
Zusammenhang wird oft von einer Blutauf
frischung gesprochen, die sich vor allem in 
ländlichen Gemeinden wohltuend aus
wirkte , w o bis dahin vorwiegend unterein
ander geheiratet wurde . Der breitere Hori
zont, der durch die Verbindung von Ange
hörigen verschiedener Volksgruppen ge
schaffen wurde , kam besonders den Kindern 
zugute. Sie seien, wie eine Lehrer in meint, 
aufgeweckter als die anderen gewesen: „Ich 
hab's bei den Kindern immer gesehen, daß 
sich diese Mischung gut gemacht hat." [8] 
Den vertr iebenen Frauen und Männern, die 
eine Ehe mit Einheimischen eingegangen 
waren , erleichterte diese die Schwierigkei
ten der sozialen Anpassung und stellte en
gere gesellschaftliche Kontakte zwischen 
den beiden Gruppen her, die sich doch durch 
Herkunft und Tradition mitunter sehr unter
schieden. Zudem dürften solche Mischehen 
viel dazu beigetragen haben, daß sich die 
Heimatvertr iebenen und Flüchtlinge nicht 
als separater Block für sich absonderten und 
damit ein Fremdkörper im Gemeindeleben 
blieben. Die „Heiraten zwischen Einheimi
schen und Vertriebenen haben der Integra
tion zusätzlich und auf sehr menschliche 
Weise Vorschub geleistet". [9] 

A n m e r k u n g e n 

[ I ] Interv iew Frau R. 
[2] Vgl. W a l d m a n n , Peter : Die Eingl iederung der 
ostdeutschen Ver t r i ebenen ; in : Becker/Stammen/ 
Wa ldmann (Hrsg . ) : Vorgeschichte de r Bundesre
publik Deutschland, München 1979, S. 184 f. 
[3] Nach den Unter lagen des Standesamtes de r 
G e m e i n d e Steinhöring. 
[4] Die Zah len w u r d e n aus den Unter lagen der 
Standesämter Anz ing , Aß l ing , Emmer ing , Forst in
ning, Frauenneuhart ing , K i rchseeon, Loitersdorf , 
Poing, Steinhör ing ermitte l t . 
[5] Zusammengeste l l t nach den Unter lagen in : 
Penz, Franz : Au fnahme und Eingl iederung der 
Flüchtlinge und Vert r iebenen in de r G e m e i n d e 
Bruck nach d e m II. Wel tkr ieg . Ungedrucktes Ma
nuskript . 
[6] Interv iew Frau R. 
[7] Schlau, Wi l f r i ed : Die Eingl iederung in gesell
schaftlicher Hinsicht ; in : v. Merkatz , Hans joach im 
(Hrsg . ) : Aus T r ü m m e r n w u r d e n Fundamente , 
Düsseldorf 1979, S. 158. 
[81 Interv iew Frau R. 

Eheschließungen zwischen Einheimischen und Vertriebenen im Landkreis Ebersberg [10] 

Zeitraum insgesamt Einh/Vertr . Prozente 

Gemeinde Anzing: 
1946:4 1951:2 1956:3 1961:0 1966:5 1971:1 
1947:3 1952:2 1957:4 1962:0 1967:1 1972:0 
1948:1 1953:7 1958:3 1963:3 1968:2 1973:0 
1949:6 1954:5 1959:4 1964:4 1969:2 1974:0 
1950:4 1955:2 1960:3 1965:2 1970:0 1975:0 

insgesamt: 73 

Gemeinde Aßl ing: 
1946:3 1951:0 1956:3 1961 I I 1966 1 1971:2 1976: 1 
1947:4 1952:7 1957:3 1962 8 1967 2 1972:4 1977:0 
1948:4 1953:5 1958:9 1963 6 1968 7 1973:2 1978:0 
1949:5 1954:8 1959:5 1964 6 1969 1974:0 1979:4 
1950:4 1955:7 1960:5 1965 3 1970 0 1975:0 1980:0 

insgesamt: 130 

Gemeinde Baiern: 
1946-1985: 17 

Gemeinde Bruck: 
1946-1985 :37 

Gemeinde Egmating: 
1946-1985 :57 

Gemeinde Emmering (Schalldorf): 
1946: 1 1951:2 1956: 1 1961 3 1966 1 1971 4 1976:0 
1947:4 1952:8 1957: 1 1962:2 1967 1 1972:0 1977:0 
1948:0 1953:4 1958:2 1963 2 1968 0 1973 0 1978:0 
1949:1 1954:0 1959:2 1964 2 1969 0 1974 3 1979:0 
1950:4 1955:7 1960:2 1965 3 1970 1 1975 1 1980:0 

insgesamt: 62 

Gemeinde Forstinning: 
1946:0 1951:5 1956:3 1961:3 1966:3 1971:2 
1947: 1 1952:0 1957:5 1962:3 1967:5 1972: 1 
1948:4 1953:1 1958:2 1963:4 1968:2 1973:0 
1949:5 1954:4 1959:0 1964:2 1969:2 1974:0 
1950:3 1955:1 i 9 6 0 : 1 1965:3 1970:0 1975:0 

insgesamt: 65 

Gemeinde Frauenneuhartin 
1946:0 1951:3 1956: 1 1961: 1 1966:0 1971:0 
1947:3 1952:3 1957:5 1962:2 1967:3 1972: 3 
1948: 1 1953:0 1958:3 1963:1 1968: 1 1973:0 
1949:1 1954:3 1959:2 1964:2 1969:2 1974:0 
1950:3 1955:0 1960:2 1965: 1 1970:0 1975:0 

insgesamt: 46 

Gemeinde G lonn : 
1946-1985: 137 

Gemeinde Hohenl inden: 
1946-1950 81 1 1 13,58 
1951-1955 64 8 12,50 
1956-1960 71 14 17,71 
1961-1965 88 16 18,18 
1966-1970 73 6 10,95 
1971-1975 58 6 10,34 
1976-1980 31 1 3,22 

1946-1980 466 64 13,73 
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Eheschließungen zwischen Einheimischen und Vertriebenen im Landkreis Ebersberg [10] 

Zeit raum insgesamt Einh/Vertr . Prozente 

Gemeinde Kirchseeon: 
1946:4 1951:7 1956:5 1961:9 1966:4 1971: 1 1976:0 
1947:6 1952:6 1957 :2 1962:4 1967:2 1972:0 1977: 1 
1948:4 1953:8 1958:8 1963:5 1968:2 1973:0 1978:0 
1949:3 1954:6 1959:3 1964:3 1969:8 1979:0 
1950:6 1955:3 1960:2 1965:0 1970:2 1975:3 1980:0 

insgesamt: 1 18 

Gemeinde Moosach: 
1946-1950 40 13 32,50 
1951-1955 44 16 36,36 
1956-1960 41 22 53,66 
1961-1965 46 14 30,43 
1966-1970 -12 10 23,80 
1971-1975 27 1 14,81 
1976-1980 30 6 20,00 

1946-1980 270 85 31.48 

Gemeinde Oberpf rammern : 
1946-1950 37 13 35,15 
1951-1955 37 1 1 29,73 
1956-1960 36 9 25,00 
1961-1965 42 16 38,09 
1966-1970 40 9 22,50 
1971-1975 31 7 22,58 
1976-1980 27 0 0,00 

1946-1980 250 65 26,00 

Gemeinde Pliening: 
1946-1950 92 22 23,91 
1951-1955 80 21 26,25 
1956-1960 86 21 24,42 
1961-1965 DD 2-1 36,36 
1966-1970 8S 17 20,00 
1971-1975 78 8 10,26 
1976-1980 88 6 6,82 

1946-1980 575 119 20,69 

Gemeinde Poing: 
1946:4 1951:4 1956:8 1961: 12 1966:2 1971:3 1976:3 
1947:1 1952:6 1957:6 1962: 4 1967:9 1972:3 1977:4 
1948:3 1953:3 1958:5 1963: 7 1968:6 1973:7 1978:3 
1949:6 1954:5 1959:3 1964: 8 1969: 1 1974:4 1979:2 
1950:8 1955:3 1960:9 1965:10 1970:4 1975:2 1980: 1 

insgesamt: 169 

Gemeinde Steinhöring: 
1946-1950 1 10 28 25,45 
1951-1955 83 2S 30,12 
1956-1960 79 29 36,70 
1961-1965 63 23 27,71 
1966-1970 96 3-1 35,41 
1971-1975 80 29 26,25 
1976-1980 78 20 25,64 

1946-1980 609 188 30,87 

[9] Pr inz , Fr iedr ich : W i r verz ichten auf Rache und 
Vergeltung; in : gehört , gelesen. Manuskr iptaus
lese des Bayerischen Rundfunks , Heft 4, München 
1980. S. 40. 

[10] Die Angaben beruhen auf schrift l ichen Aus 
künften der e inzelnen Gemeindeämter . W e i t e r e 
Angaben konnten nicht ermitte l t w e r d e n . 



Politische Aktivitäten der Vertriebenen innerhalb des 
Landkreises Ebersberg 

Auch die A r t und Weise, wie eine neu hinzu
gekommene Bevölkerungsgruppe am politi
schen Leben einer Gemeinschaft tei lnimmt 
- und tei lnehmen darf—, kann als Gradmes
ser für die Intensität ihrer Eingliederung an
gesehen werden . Denn zum einen zeigt sich 
darin die Aufnahmebereitschaft und das Ent
gegenkommen der Alteingesessenen, und 
zum anderen spiegelt sich darin auch der 
Wille der „Ortsfremden" wider, sich in der 
neuen Gesellschaft sozial e inzuordnen. Poli
tische Aktivität ist ein Teil des Weges vom 
Neubürger zum integrierten Vollbürger. 
Wie nicht anders zu erwarten , war in der 
Nach kriegszeit dieser Weg m it Schwierigkei
ten gepflastert. Denn die einheimische Be
völkerung befürchtete die Gefahr einer poli
tischen Dominanz der Zugewanderten , 
auch wenn diese in der Minderheit blieben: 
„Die bestehende Uneinigkeit zwischen den 
politischen Parteien und ( . . . ) auch innerhalb 
der einheimischen Bauernschaft, und dem
gegenüber der geschlossene Zusammenhalt 
unter den Flüchtlingen, den man bezeich
nenderweise glaubte gewärtigen zu müssen, 
konnten, so das düstere Orakel , durchaus 
dazu verführen, ,daß die Flüchtlinge einen 
Einfluß auf die künftige Gemeindeverwa l 
tung bekommen, der weit über ihre zahlen
mäßige Stärke hinausgeht'." [ I ] 
Diese Besorgnis des Bayerischen Bauernver
bandes teilten auch Kreise der Bevölkerung 
des Bezirkes Ebersberg, denn stellvertre
tend für andere teilte am 28. November 1945 
der Landpohzeiposten von Glonn in seinem 
Stimmungsbericht dem Landratsamt folgen
des mit: „Die hiesige Landbevölkerung ist da
für, daß Evakuierte und Flüchtlinge nicht an 
den kommenden Wahlen tei lnehmen dür
fen, da das Wahlergebnis ungünstig beein
flußt werden könnte." [2] 
Aber auch die Parteien machten sich ihre ei
genen Sorgen über den politischen Einfluß 
der Heimatvertr iebenen und Flüchtlinge im 
Landkreis Ebersberg. Dies stellte jedenfalls 
der Landrat im Jahre 1947 fest, als e r seinen 
Bericht an die amerikanische Militärregie
rung schrieb: 

„Die für Ende des Jahres zu erwartenden Ge

meindewahlen werden eine gesteigerte Par
teien-Tätigkeit wahrscheinlich werden las
sen. In einzelnen Gemeinden bestehen 
kleine Differenzen zwischen den Fraktionen 
der C S U und der SPD, die nach Ansicht des 
Bez.-Amtes durch eine gewisse Nervosität 
vorden kommenden Wahlen zu erklären ist. 
Die in der englischen Zone durchgeführten 
Wahlen haben gezeigt, daß eine Verschie
bung zugunsten der SPD und KPD zu erwar
ten ist. Vermutlich wird durch das Einströ
men der Flüchtlinge eine ähnliche Verschie
bung auch hier im Ebersberger Bezirk eintre
ten." [3] 
Angesichts des Elends der Ausgewiesenen 
und der chaotischen Zustände, die damals 
im Lande herrschten, hatten solche Befürch
tungen durchaus ihre Berechtigung. Und 
dennoch erwiesen sie sich im Laufe der Zeit 
als unbegründet. Denn zunächst hatten die 
Vertriebenen zu sehr mit ihren Alltagssor
gen und dem Kampf um das Über leben zu 
tun, als daß sie noch viel Zeit und Kraft für die 
Politik aufgebracht hätten. Für die meisten 
von ihnen galt, was im November 1947 dies
bezüglich der Landrat über sie berichtete: 
„Es ist unter den Flüchtlingen eine größere 
politische Passivität festzustellen, als unter 
der einheimischen Bevölkerung." [4] 
Diese Beurteilung gewinnt an Bedeutung, 
wenn man berücksichtigt, daß sie sich auf die 
Wahl der Flüchtlingsvertrauensleute in den 
einzelnen Gemeinden des Landkreises be
zieht. Obwoh l es in diesem Falle um ihre ur
eigensten Belange ging, zeigten die Vertr ie
benen damals noch geringes Interesse an der 
— übrigens auch ungewohnten — demokra
tischen Mitarbeit, denn nur in einer einzigen 
Gemeinde des Bezirkes beteiligten sie sich 
an der Wahl mit 65 Prozent der Abst im
mungsberechtigten; in den übrigen dagegen 
waren es lediglich zehn bis 30 Prozent der 
Flüchtlinge, die zur Wahl gingen. Damit er
gab sich insgesamt der geringe Durchschnitt 
von 20 bis 22 Prozent an Wahlbeteiligung. [5] 
So ein Ergebnis zeugte nun gewiß nicht von 
einer regen politischen Aktivität. Doch w a r 
kurz nach dem Kriege ganz allgemein die A n 
teilnahme an der Politik und allem, was mit 

ihr zu tun hatte, sehr gering. Ähnlich war das 
Verhalten der Einheimischen, wie aus einem 
Bericht des Landratsamtes hervorgeht: „Die 
Bevölkerung zeigt nach wie vor an der Tätig
keit der Parteien wenig Interesse, da die 
Nachwirkungen des letzten Krieges nur 
schwer geändert oder beseitigt werden kön
nen." [6] 
Doch bis zu den Gemeindewahlen des Jah
res 1948 sollte sich diese Einstellung gründ
lich ändern. Denn nun hatten sowohl die 
Einheimischen wie auch die Vertriebenen 
erkannt, w ie wichtig diese für jeden von ih
nen waren . Bei beiden Seiten, die sich damals 
noch durchaus als politische Gegner sahen, 
fehlte es nicht an reger Antei lnahme am 
Wahlkampf. Dementsprechend gab es auch 
genügend Aufregung, wie aus einer Wahl
analyse des Landrats von Ebersberg hervor
geht: 
„Die Zahl der ungültigen Stimmen ist bei der 
Gemeinderatswahl wesentlich höher als bei 
der Kreistagswahl. Dies hat seinen Grund 
darin, daß in den Gemeinden die Gemeinde
ratskandidaten besser bekannt waren und 
somit auch öfters von dem Recht des Strei
chens und Häufeins Gebrauch gemacht 
wurde . Vornehmlich in Gemeinden, in de
nen Flüchtlinge und Einheimische sich zu ei
ner sogenannten Einheitsliste bereit fanden, 
sind unerwartete Resultate eingetreten. 
Es ist entweder vorgekommen, daß in die
sen Fällen die Einheimischen die Flüchtlings
kandidaten von der gemeinsamen Liste stri
chen und die Einheimischen (Kandidaten; 
der Verf.) häufelten, oder umgekehrt. 
Auf diese Weise hat es sich ereignet, daß in 
manchen Gemeinden nur Einheimische und 
in anderen Gemeinden fast nur Flüchtlinge 
als Gemeinderäte gewählt wurden . Dieser 
Zustand hat bei der jeweils benachteiligten 
Bevölkerungsschicht Entrüstung hervorge
rufen. 
Während dort, w o die Flüchtlinge im Nach
teil waren , sich die Einheimischen bereit 
fanden, so viele Kandidaten auf ihr Gemein
deratsrecht verzichten zu lassen, daß Flücht
linge nachrücken können, hat es sich in der 
Gemeinde Poing ereignet, daß sechs Flücht-



Imge die ersten Stellen und die vier Einheimi
schen die letzten Stellen im Gemeinderat be
setzen. 
Sowohl der einheimische Bürgermeister wie 
auch die vier einheimischen Gemeinderäte 
wollen unter diesen Umständen ihre Kandi
datur zurückziehen und sind der Anschau
ung, daß, wenn schon eine Flüchtlingsmehr
heit im Gemeinderat vorhanden sei, diese 
auch den Bürgermeister stellen und somit 
ihre Fähigkeit, eine Gemeinde zu verwalten, 
unter Beweis stellen soll. 
In der Gemeinde Poing ist also für die näch
sten Wochen mit scharfen Auseinanderset
zungen zwischen Einheimischen und Flücht
lingen zu rechnen." [7] 
Bei diesen Wahlen waren also offensichtlich 
beide Parteien aufeinandergeprallt. Doch ge
rade das Beispiel de rGemeinde Poing, in der 
die Auseinandersetzungen das größte Aus
maß angenommen hatten, zeigt, daß sich die 
Wogen der Aufregung auch wieder glätten 
konnten, denn es blieb hier schließlich nicht 
nur bei der Zusammensetzung des Gemein
derates, wie sie durch die Wahl festgelegt 
worden war, sondern es sollten sogarfürdie 
nächste Amtsper iode von 1952 bis 1956 die 
Vertriebenen auch den zweiten Bürgermei
ster stellen. 
Innerhalb des gesamten Landkreises stellte 
die Gemeinde Poing mit einem Wahlergeb
nis, bei dem von insgesamt elf Gemeinde
ratssitzen ganze sechs von Vertretern der 
Ausgewiesenen eingenommen werden 
konnten, den Ausnahmefall dar. Nur in den 
wenigsten Gemeinden des Bezirkes gelang 
es den Vertr iebenen, auch nur annähernd 
die Mehrheit zu erreichen. [8] Dabei war es 
auch kaum ausschlaggebend, daß einige Ge
meinden die Anzahl der Gemeinderäte auf
gestockt hatten. 
Auch im Hinblick auf die Bürgermeister, die 
im Jahre 1948 gewählt wu rden , bewirkten 
die Vertriebenen keine besonderen Verän
derungen. Denn von den 24 Bürgermei
stern, die aus dem ersten Wahlgang hervor
gingen, wurden immerhin 20 in ihrem A m t 
bestätigt. Für die Ausgewiesenen galt damals 
noch die Feststellungdes Landrats: „In keiner 
Gemeinde hatte ein Flüchtling als Burger
meisterkandidat Aussicht auf Erfolg." [9] 
Auch bei den nächsten Wahlen im Jahre 1952 
blieb die Lage ähnlich, es kam nur zu gering
fügigen Verschiebungen. Dabei lassen sich in 
diesen beiden Wahlperioden insgesamt 
noch am meisten Gemeinderäte aus Vertrie
benen- und Flüchtlingskreisen feststellen, 
denn in den darauffolgenden sinkt ihre A n 
zahl langsam, aber stetig. Abgesehen von der 
Gemeinde Poing, in der die Ausgewiesenen 
bis I960die absolute Mehrheit behielten, w a r 
also die Angst der Einheimischen vor einer 
politischen Überlegenheit der Vertr iebenen 
unbegründet gewesen. 

Ebenso wie in den meisten Gemeinden des 
Landkreises Ebersberg erreichten auch im 
Kreistag die Vertriebenen nie die absolute 
Mehrheit; der höchste Antei l , den sie je er
langen konnten, betrug in der Wahlperiode 
von 1952 bis 1956 aber immerhin 45,16 Pro
zent. Von diesem Zeitpunkt an stellten sie 20 
Jahre lang den stellvertretenden Land rat. 
Ähnlich wie bei den Gemeindeparlamenten 
verringerte sich auch im Kreistag beginnend 
mit den Wahlen von 1956 der Anteil der Ver
triebenen unter den Ratsmitgliedern immer 
mehr. 
Auch die schon erwähnten Befürchtungen 
vor den Wahlen von 1948, daß die Vertriebe
nen die Machtverhältnisse nach links verla
gern würden , erwiesen sich als unnötig. Dies 
geht eindeutig aus den Kreistagswahlen von 
1948 und 1952 hervor, bei denen die KPD kei
nen einzigen zusätzlichen Sitz erhielt und die 
SPD gegenüber 1946 Einbußen hinnehmen 
mußte: 

1946 1948 1952 
33 
10 

n.v. 

17 15 

12 
0 

I 

Sitze im Kreistag Ebersberg: 

C S U 
SPD 
KPD 
Bayernpartei 
Unabhäng. Wahlgemeins. n.v. 7 n.v. 
BHE n.v. n.v. 10 

Bevor der Block der Heimatvertr iebenen, 
Kriegsgeschädigten und Entrechteten ( B H E ) 
am 20. August 1950 gegründet wurde , setz
ten sich die Kreisräte der Vertr iebenen des 
Landkreises Ebersberg nur aus den Vertre
tern der sogenannten „Unparteilichen Wahl
gemeinschaft" ( U P W ) zusammen. Das hatte 
seinen Grund darin, daß bis zum Jahre 1950 
die alliierten Militärregierungen eigene 
Flüchtlings- oder Vertriebenenparteien ab
lehnten, da sie befürchteten, diese würden 
die Eingliederung der Neubürger in die 
westdeutsche Gesellschaft hemmen. So blie
ben den Ausgewiesenen nur noch zwei 
Möglichkeiten als Ausweg; sie konnten sich 
entweder unter die Reihen der schon exi
stierenden und lizenzierten Parteien mi
schen — was dem Wunsch der Besatzungs
mächte entsprochen hätte — oder sie bilde
ten Tarnorganisationen, die mit Bezeichnun
gen wie „Unabhängige", „Notgemeinschaf
ten" oder „Wählergemeinschaften" ihre wah
ren Absichten verhüllten. Diese wurden auf 
lokaler Ebene von den Alli ierten in ihrer Ar
beit auch meist nicht gehindert. [10] 
N immt man die Parteizugehörigkeit der 
Kreisräte als Kriterium, dann fanden zu
nächst (1948-1952) die Parteien wenig A n 
hänger unter den Vertr iebenen des Land
kreises. Dies gilt auch für die „Wirtschaftliche 
Aufbauvereinigung" (WAV) , obwohl diese 
sich „von Anfang an entschieden für die Be

lange der Flüchtlinge" stark gemacht hatte. 
[ I I ] Im Kreis Ebersberg trat sie erstmals im 
August 1946 öffentlich in Erscheinung, 
konnte aber kaum überzeugend w i rken . [ 12] 
Somit wurde in den Wahlen von 1948 die 
U P W zur drittstärksten „Partei" im Kreistag. 
Dieses Ergebnis war aber nun keineswegs 
außergewöhnlich, denn in Süddeutschland 
erreichten in den meisten Kommunen die 
Flüchtlingsgruppen die gleiche Position. [13] 
Bis zu den nächsten Wahlen von 1952 hatte 
sich der BHE schon etablieren können. Es 
kam zu gründlichen Veränderungen. Die Un
parteilichen verschwanden, und an deren 
Stelle zogen zehn Mitglieder des BHE in den 
Kreistag ein. In diesem neuen Kreistag hätte 
der BHE die größte Fraktion werden kön
nen, wenn alle Vertr iebenenvertreter ihm 
angehört hätten. Aber nun waren schon 
zwei von ihnen Mitglieder d e r C S U , einer der 
SPD und einer der FDP. Die Zeiten waren 
schon vorbei , in denen ein Flüchtlingsvertre
ter auch einer Flüchtlingsgruppierung ver
bunden sein mußte, um ein Mandat zu erhal
ten. Die Fronten zwischen den Einheimi
schen und Vertr iebenen waren aufgelockert, 
und die Eingliederung machte sich nun auch 
im politischen Leben bemerkbar. 
Mit dem Einstieg in die Parteien, die — zu
nächst — solche der Einheimischen waren , 
gewannen die Ausgewiesenen mit der Zeit 
auch Einfluß auf dieselben. Dabei ward iese r 
in den fünfziger Jahren ohnehin schon über
proportional groß, wenn man ihn zahlenmä
ßig erfassen möchte. Denn nach dem Stand 
vom 30. November 1953 betrug ihr Anteil an 
der Bevölkerung 28.5 Prozent, in den Kreis
tagen aber 45,16 Prozent (1952-1956), bezie
hungsweise 32,35 Prozent (1956-1960). [14] 
Im Regierungsbezirk Oberbayern blieb übri
gens der Landkreis Ebersberg bei einer Mit
gliederzahl von I 322 (nach dem Stand von 
1953) lange Zeit die Hochburg des BHE , ge
folgt von Bad Aibling mit 913 Mitgliedern. 
Dementsprechend stimmten auch bei der 
Bundestagswahl des Jahres 1953 von 9 5 0 0 
wahlberechtigten Vertriebenen 4 200 für 
den BHE . [15] 

Doch mit der fortschreitenden Eingliede
rung der Vertr iebenen verlor er auch hier 
nach und nach an Bedeutung. Der Öffent
lichkeit wurde das bekannt, als nach den 
Wahlen von 1956 die Ebersberger Zeitung 
meldete: „Prominente Mitglieder verlassen 
den BHE. In letzter Zeit mehren sich die Fälle, 
daß der Gesamtdeutsche Block/BHE von 
Mitgliedern verlassen wird . Den Anfang 
machte der Ortsvorsitzende und Stadtrat 
(von Grafing und zugleich Kreisrat, A n m . d. 
Verf.) Fritz Albrecht , seinem Beispiel folgten 
das Mitglied des Kreistags Franz Stutz und 
der Stadtrat Franz Wilhelm." [ 16] Als er nach 
den Gründen für seinen Austritt gefragt 
wurde , erklärte Franz Stutz, „daß der BHE 
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sich von seinen ursprünglichen Zielen so 
weit entfernt habe, daß er ihn nicht mehr un
terstützen könne: ,lch bin meinem Gewissen 
verantwortl ich und möchte zu den Einhei
mischen eine gute Brücke schlagen". [17] 
Stutz w a r am 16. November 1956 zur C S U 
und Albrecht selbigen Tages zur SPD überge
treten. 
Nun war solcher Frontenwechsel von Ver-
tr iebenenvertretern zu dieser Ze i t nicht un
gewöhnlich, sondern lag „im Zuge der au
genblicklichen Entwicklung, die sich nicht 
nur im Kreis, sondern im ganzen Bund" ab
zeichnete, wie dazu der Kreisrat Adametz , 
ein Vertriebener, der der SPD angehörte, 
feststellte. [18] Es war tatsächlich im ganzen 
Land zu einer Entwicklung gekommen, die 
einerseits zum langsamen Niedergang des 
BHE führte [19] und andererseits eine stär
kere Anpassungsbereitschaft der Heimat
vertr iebenen im Gefolge hatte. Dieses Ver
halten mancher Ausgewiesenen verhin
derte das psychologisch gefährliche Ausein
anderdriften zwischen ihnen und den Ein
heimischen. 
Gerade zu Beginn der fünfziger ]ahre w a r 
eine solche Gefahr auch im Landkreis Ebers
berg noch nicht ganz gebannt, denn nicht 
ohne Grund hob im Juli 1953 anläßlich einer 
kommunalpolitischen Arbeitstagung der 
Landrat Dr. Streibl hervor, „daß von Seiten 
seiner Behörde alles getan worden sei und 
auch fernerhin alles getan werde , um aus
gleichend zwischen der einheimischen Be
völkerung und den Vertr iebenen zu wir
ken"; dabei äußerte er sich auch anerken
nend über die Initiative der heimatvertriebe
nen Kreisräte. [20] Diese waren es nämlich 
gewesen, die den Landrat, die Bürgermeister 
des Kreises, den Flüchtlingsamtsleiter, die 
Vorstände der Landsmannschaften und 
Flüchtlingsvertrauensleute eingeladen hat
ten, um eine verständnisvolle Zusammenar
beit der Behörden mit den Vertr iebenen zu 
fördern. 
Es ist gewiß auch das Verdienst solcher hei
matvertr iebener Kommunalpolitiker, wenn 
ein paar Jahre später der Landrat bei einer 
Ansprache nicht ohne Befriedigung sagen 
konnte, „daß die personelle Eingliederung 
der Heimatvertr iebenen in den Landkreis als 
erfolgreich bezeichnet werden könne. Sein 
Stellvertreter sei Heimatvertriebener, im 
Kreistag seien nicht wenige Heimatvertr ie
bene, und auf den Ämtern besäßen sie eben
falls einen erheblichen Anteil am Stellenplan. 
( . . . ) Die Sudetendeutsche Landsmannschaft 
bildet mit den übrigen Heimatvertr iebenen 
einen Aktivposten für den Landkreis". [21] 
Nun ist es nicht leicht, festzustellen, in we l 
chem Maße dieser „Aktivposten" im Land
kreis politischen Einfluß ausübte und welche 
Zielsetzungen er verfolgte. Selbst die Proto
kolle der Kreistagssitzungen geben darüber 

wenig Aufschluß, da die Abst immungen 
meist ohne Namensnennung erfolgten. 
Doch dürften einige Beispiele wenigstens ei
nen Eindruck vermitteln. 
Wie es ihrem Wählerauftrag entsprach, setz
ten sich zunächst die heimatvertr iebenen 
Kreisräte, die in der Periode von 1948 bis 1952 
der U P W (Unparteil iche Wahlgemeinschaft) 
angehörten, vor allem für die Belange ihrer 
Schicksalsgenossen ein. So stellten sie schon 
in der 3.Sitzung des Kreistages einen Initiativ
antrag zur Bildung eines Personalausschus
ses, um eine gleichberechtigte Stellenbeset
zung mit Vertr iebenen zu erreichen. Der A n 
trag wurde abgelehnt, aber anschließend 
auch von den Antragstellern zurückgezo
gen, als der Landrat erklärte, daß bei den 
zum Bezirk gehörenden Gemeinden fast 
20 Prozent aller Angestellten und beim Be
zirksamt 40 Prozent aller Beschäftigten 
Flüchtlinge seien. [22] 
Als die U P W einen Antrag auf Erhöhung der 
Fürsorgerichtsätze stellte, wurde dieser vom 
Kreistag am I I.Juli 1949 einstimmiggenehmigt 
und die Unterstützung beträchtlich aufge
stockt; ein Haushaltsvorstand sollte nun zum 
Beispiel statt 3 5 - DM immerhin 45 - DM 
erhalten. Der Regierung von Oberbayern 
aber schienen die neuen Richtsätze zu hoch, 
und sie erhob Einwand, unter anderem mit 
der Begründung, daß dadurch die Arbeits
moral sinken müsse. Die Fraktion der U P W 
reagierte darauf mit einer fünfseitigen Erklä
rung. [23] 
Zu Beginn des Jahres 1950 plante der Land
kreis den Neubau einer Landwirtschafts
schule. Die Vertreter der Unparteil ichen 
Wahlgemeinschaft bekannten sich in der 
Frage zu diesem Projekt „bedingungslos zu 
einem Ja und gaben als Erklärung hierfür an, 
daß von ihnen jede Möglichkeit der Arbeits
beschaffung I00%ig unterstützt werde" , w ie 
das Protokoll der Kreistagssitzung vom 
14. Apri l 1950 vermerkt . So konnte mit ihrer 
Hilfe der Beschluß einstimmig gefaßt wer 
den. [24] 
In der folgenden Sitzungsperiode des Kreis
tages (1952—1956) manifestierte sich der ver
stärkte Einfluß der Heimatvertr iebenen auf 
die Politik des Landkreises vor allem in der 
Besetzung der Ausschüsse, in denen ja die 
entscheidende Arbeit geleistet w u rd e und 
geleistet w i rd . Jeder Ausschuß bestand aus 
acht Mitgliedern. Es wurden zum Beispiel für 
den Kreisausschuß vier Heimatvertr iebene 
benannt (Adametz , Benedikt, Peschke, Dr. 
Preihs), für den Finanzausschuß zwei (Dr. 
Priebsch, Dr. Szonell), für den Fürsorgeaus
schußdrei (Nack, Rehse, Strachotta), für den 
Personalausschuß drei (Adametz , Lauer, 
Peschke) und für den Planungsausschuß vier 
(Adametz , Nack, Schuster, Strachotta). [25] 
Eine der dringlichsten Aufgaben der fünfzi
ger Jahre w a r der Wohnungsbau. Gerade 

dieses Problems nahmen sich vor allem die 
heimatvertriebenen Kreisräte an und ver
suchten Druck auf vermehrte Vergabe von 
Wohnungsbaudarlehen auszuüben. Bei ei
ner der diesbezüglichen Debatten führte am 
2. September 1953 Kreisrat Peschke aus, daß 
„die Lösung des Wohnungsproblems am 
vordringlichsten sei. Die Gewährung weite
rer Wohnbaudarlehen könne wesentlich zu 
einer Entspannung zwischen Einheimischen 
und Vertriebenen beitragen". [26] Anzumer
ken ist, daß gleichzeitig auch eine Verbesse-
rungdes Straßenzustandes und ein Kranken
hausneubau als dringend notwendig erach
tet wurden . 
Nach den Neuwahlen zum Kreistag des Jah
res 1956 wurde die Arbeit des stellvertreten
den Landrates Dr. Preihs gebührend gewür
digt, denn er wurde von den Kreisräten mit 
39 bei nur vier Gegenstimmen wieder zum 
Stellvertreter des Landrates gewählt. Kreis
rat Frh. v. Feury hatte ihn mit der Begrün
dung vorgeschlagen, er „sei ohne Zweifel für 
diesen Posten der geeignete Mann und habe 
dies in den letzten vier Jahren bereits bewie
sen. Er sei Heimatvertriebener, habe sich 
aber so gut in der neuen Heimat eingelebt, 
daß er wohl in der Lage sei, die Interessen 
der Heimatvertr iebenen und der Einheimi
schen gleichermaßen zu vertreten". [27] Üb
rigens konnte Dr. Preihs auch in den näch
sten Wahlperioden ähnlich gute Ergebnisse 
erzielen ( i960 :37 Stimmen bei sieben ungül
tigen und zwei Gegenst immen, 1966: 42 
Stimmen bei zwei ungültigen und einer Ge
genstimme). [28] 
Die Äußerung des Kreisrates Frh. v. Feury, 
daß Dr. Preihs Einheimische und Vertriebene 
gleichermaßen vertrete, wie auch das Stim
menverhältnis bei seinen Wahlen zum stell
vertretenden Landrat bestätigen das, was 
auch aus den Sitzungsprotokollen des Kreis
tages hervorgeht: Von einer „Flüchtlingspoli
tik" der heimatvertr iebenen Kreisräte kann 
bestenfalls in den ersten Jahren gesprochen 
werden und auch das nur mit Einschränkun
gen, denn diese Politik wurde auch von Ein
heimischen unterstützt. Doch schon Mitte 
der fünfziger Jahre läßt sich anhand der Ziel
setzung eines Antrags oder der A r t der Ar
gumente kaum mehr feststellen, ob sie nun 
von einem Heimatvertr iebenen oder einem 
Einheimischen stammen. Die gemeinsamen 
Aufgaben hatten die Grenzen verwischt. 

Heimatvertriebene im Kreistag Ebersberg 

1948-1952 
1. Rösner, Martha ( U P W ) 
2. Strachotta, Herbert ( U P W ) 
3. Losleben, Franz ( U P W ) , (ab 13. 12. 1950: 

Jahnke, Karl) 
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4. Giehl , Hans ( U P W ) , (ab II . 7. 1949: 
Hoppe, Rudolf) 

5. Rehse, Gerhard ( U P W ) 
6. Knauer, Rudolf ( U P W ) 
7 Sauer, Hermann ( U P W ) 
U P W = Unparteiliche Wahlgemeinschaft 
Z u m Vergleich: Einheimische: C S U (17), 
SPD (8) , KPD ( I ) , Bayernpartei (12) 

1952-1956 
1. Adametz , Rudolf (SPD) 
2. Preihs, Fritz (CSU) , Stel lvertreter des 

Landrats 
3. Nack, Adolf Gerald ( C S U ) 
4. Benedikt, Rudolf ( BHE ) , 

(ab 15.8.1955: Pompe, Wal ter ) 
5. Priebsch, Hans ( B H E ) 
6. Peschke, Günter (BHE ) , 

(ab 8.6.1954: Meinl, Heinrich) 
7. Go ld , Otto (BHE ) 
8. Schuster, Heinz (BHE ) 
9. Stiller, Gustav (BHE) 
10. Strachotta, Herbert ( B H E ) 
11. Rehse, Gerhard ( B H E ) 

12. Lauer, Johann (BHE) , 
(ab 22.10.1954: Berger, Ot to ) 

13. Richter, Josef (BHE) 
14. Szonell, Werner (FDP) 
BHE — Block der Heimatvertr iebenen und 
Entrechteten 
Z u m Vergleich: Einheimische: C S U (13), SPD 
(7) , KPD (0) , FDP (0) , Bayernpartei ( I I ) 

1956-1960 
1. Preihs, Fritz (CSU) , Stel lvertreter des 

Landrats 
2. Adametz , Rudolf (SPD) 
3. Schuster, Heinz (GDB/BHE ) 
4. Schlachta, Walter (GDB/BHE ) 
5. Stutz, Franz (GDB/BHE) , 

(ab 16. II. 1956: C S U ) 
6. Richter, Josef (GDB/BHE) 
7. Stiller, Gustav (GDB/BHE ) 
8. Albrecht , Friedrich (GDB/BHE ) , 

(ab 16. II. 1956: SPD) 
9. Go ld , Ot to (GDB/BHE) , 

(ab 13.11.1959: Nather, Adolf ) 
10. Knauer, Rudolf (GDB/BHE ) 
11. Schattauer, Günther ( Ü P W ) 

G D B = Gesamtdeutscher Block 
Ü P W - Überparteil iche Wählergemein

schaft 
Z u m Vergleich: Einheimische: C S U (15), SPD 
(8) , KPD (0) , FDP (0) , Bayern partei (8 ) , Über
parteiliche Wählergem. (3) 

1960-1966 
1. Preihs, Fritz (CSU) , Stel lvertreter des 

Landrats 
2. Adametz , Rudolf (SPD) 
3. Schuster, Heinz (GDB/BHE ) 
4. Knauer, Rudolf (GDB/BHE ) 
5. Go ld , Otto (GDB/BHE) 
6. Schlachta, Walter (GDB/BHE ) 

7. Richter, Josef (GDB/BHE ) , 
(ab 27. 3.1961: Schwarz, Emil) 

Z u m Vergleich: Einheimische: C S U (19), SPD 
(12), Wahlgemeinschaft (7) 

1966-1972 
1. Preihs, Fritz (CSU) , Stel lvertreter des 

Landrats 
2. Adametz , Rudolf (SPD) 
3. Schuster, Heinz (GDP/BHE) 
4. Stiller, Gustav (GDP/BHE) 
5. Sponholz, Hans (Überparteil iche Wahlge

meinschaft/Bayernpartei) 

Wahlper iode E inheimische 

1948-1952 38 
1952-1956 31 
1956-1960 34 
1960-1966 38 
1966-1972 69 

6. v. Arndt , Heinz ( N P D ) 
G D P = Gesamtdeutsche Partei 
Z u m Vergleich: Einheimische: C S U (20) , 
SPD (14), FDP/Freie Wahlgemeinschaft (2 ) , 
Bayernpartei/Überparteiliche Wahlgemein
schaft (3) 
(Diese Liste wurde zusammengestellt aus 
den Unterlagen in: Penz, Franz: Aufnahme 
und Eingliederung der Flüchtlinge und Ver
triebenen in der Gemeinde Bruck, unge
drucktes Manuskript und: Archiv L R A Ebe 
(ohne Signatur, Handakten) : Wahlen des 
Kreistages in Ebersberg 1946 ff.) 

Vert r iebene Ante i l der Ver t r iebenen in % 

7 18,42 
14 45,16 
I I 32,35 
7 18,42 
6 8,69 

D e r A n t e i l de r Ve r t r i ebenen im K r e i s t a g Ebe r sbe rg in P r o z e n t e n : 
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H e i m a t v e r t r i e b e n e und Flücht l inge in den G e m e i n d e p a r l a m e n t e n des Landkre i ses Ebersberg 

Geme inde Wahlper iode Gemeinderä te davon Vert r iebene Bürgermeister 

Anz ing 1946 948 10 0 0 
1948-•1952 10 1 0 
1952-•1956 10 1 0 
1956-- i960 10 0 
1960--1966 10 0 
1966--1972 •1 0 
1972--1978 6 0 
1978--1984 16 0 
984 16 0 0 

Aßl ing 1946- 1948 10 3 0 
1948--1952 10 3 Dr i t ter BM 
1952--1956 10 2 Dr i t ter BM 
1956- i960 10 4 0 
1960- 1966 10 4 0 
1966- 1972 10 0 0 
1972- 1978 14 1 0 
1978- 1984 16 3 0 
1984- 16 3 0 

Baiern keine Angaben 

Bruct 946 1948 8 0 0 
1948- 1952 8 2 c 
1952- 1956 8 2 0 
1956- i960 8 3 0 
1960- 1966 8 2 0 
1966- 1972 8 2 Z w e i t e r BM 
1972- 1978 8 Z w e i t e r BM 
1978- 1984 8 Z w e i t e r BM 
1984- 8 1 0 

Ebersberg keine Angaben 

Egmating 1946 1948 7 3 0 
1948- 1952 8 3 0 
1952 1956 8 3 0 
1956- i960 8 3 0 
1960- 1966 8 0 0 
1966- 1972 12 0 0 
1972- 1978 12 2 0 
1978- 1984 12 2 0 
1984- 12 1 0 

Emmer ing 1946- 1948 10 0 0 
1948- 1952 10 4 0 
1952- 1956 10 3 0 
1956- i960 10 0 
1960- 1966 10 0 0 
1 9 6 6 - 1972 10 0 0 
1 9 7 2 - 1978 12 0 0 
1 9 7 8 - 1984 12 0 0 
1984— 12 0 0 

Forst inning 1 946 948 / 1 0 
948 1952 1 2 0 

1 9 5 2 - 1956 10 2 0 
1956— i960 10 2 0 
i960— 1966 10 3 0 
1966— 1972 10 2 0 
1 9 7 2 - 1978 l-t 1 0 
1 9 7 8 - 1984 14 0 0 
984 14 0 Ers ter BM 

Frauenneuhart ing 1946— 1948 10 0 0 
1 9 4 8 - 1952 10 4 0 
1 9 5 2 - 1956 10 6 0 
1956— i960 10 4 0 
1 9 6 0 - 1966 10 0 
1966— 1972 10 0 0 
1 9 7 2 - 1978 12 0 0 
1978— 1984 12 0 0 
1984— : 0 0 



G e m e i n d e Wah lpe r iode Gemeinderä te davon Ver t r iebene Bürgermeis ter 

Ge l t ing 1946--1948 6 0 0 
bis 3 1 . 12. 1974 1948--1952 6 3 0 
selbständig 1952--1956 6 2 0 

1956-- i 9 6 0 6 1 0 
1960--1966 6 0 0 
1966--1972 6 0 0 
1972--1974 8 0 0 

G l o n n 1946--1948 10 0 
1948--1952 10 0 
1952--1956 10 0 
1956-- i 9 6 0 10 insgesamt 0 
1960--1966 10 •1 0 
1966--1972 6 0 
1972--1978 16 0 
1978--1984 16 0 
1984- 16 0 

Gra f ing 946 -1948 0 0 
1948--1952 0 0 
1952--1956 5 0 
1956-- i 9 6 0 5 0 
1960- 966 3 0 
1966--1972 3 0 
1972--1978 2 0 
1978--1984 1 0 

Hohen l inden 1948--1952 10 3 0 
1952--1956 10 0 0 
1956-- i 9 6 0 10 2 0 
1960--1966 10 1 0 
1966--1972 10 1 0 
1972--1978 n 2 0 
1978--1984 14 2 0 
1984- 4 2 0 

K i rchseeon 1946--1948 9 0 0 
1948--1952 16 0 
1952--1956 16 t 0 
1956-- i960 16 3 0 
1960--1963 16 3 0 
1963- -1966 16 3 0 
1966--1969 16 4 0 
1969-•1972 16 4 0 
19/2 --1975 20 2 0 
1975- -1978 20 2 0 
1978- -1984 20 1 0 
1984- 20 2 E rs te r BM 

Markt Schwaben 1946- -1948 2 0 
1948- 1952 5 0 
1952- 1956 3 0 
1956- i960 3 0 
1960- •1966 2 0 
1966- 1972 2 0 
1972- 1978 2 0 
1978- 1984 •i 0 
1984- 2 0 

Moosach 1946- 1948 8 0 0 
1948- 1952 2 4 0 
1952- 1956 12 3 0 
1956- i960 12 i 0 
1 9 6 0 - 1966 12 3 0 
1 9 6 6 - 1972 12 3 0 
1 9 7 2 - 1978 2 2 0 
1 9 7 8 - 9S4 12 2 0 

O b e r p f r a m m e r n 1 9 4 6 - 1948 9 0 0 
1 9 4 8 - 1952 9 2 0 
1 9 5 2 - 1956 9 0 
1 9 5 6 - i960 9 2 0 
1960— 1966 9 3 0 



G e m e i n d e Wah lpe r iode Geme inderä te davon Ver t r iebene Bürgermeister 

O b e r p f r a m m e r n 1978-1984 13 0 
Fortsetzung 1 9 8 4 - 13 2 0 

Pliening 1946-1948 9 0 0 
1948-1952 10 4 0 
1952-1956 10 3 0 
1956-1960 10 3 0 
1960-1966 iO 2 0 
1966-1972 10 0 0 
1972-1974 12 0 0 
1975-1978 14 0 0 
1978-1984 14 0 0 
1 9 8 4 - 16 0 0 

Poing 1946-1948 9 0 0 
1948-1952 11 6 0 
1952-1956 11 7 Z w e i t e r BM 
1956-1960 11 6 0 
1960-1966 11 3 0 
1966-1972 17 5 0 
1972-1978 17 2 0 
1978-1982 21 Z w e i t e r BM 
1 9 8 2 - 21 0 Ers ter BM 

Steinhöring 1946-1948 10 0 0 
1948-1952 10 2 0 
1952-1956 10 3 0 
1956-1960 10 2 0 
1960-1966 10 3 0 
1966-1972 10 2 0 
1972-1978 14 5 0 
1978-1984 14 3 Ers ter BM 
1 9 8 4 - 14 2 Ers ter BM 

Vaterstetten 1946-1948 16 2 0 
1948-1952 16 2 0 
1952-1956 16 4 0 
1956-1960 16 4 0 
1960-1966 16 2 0 
1966-1972 16 1 0 
1972-1978 20 0 
1978-1984 24 4 0 
1 9 8 4 - 24 3 0 

Zorned ing keine Angaben 

(Die Angaben über Markt Schwaben beruhen auf: Z o p p , E r h a r d : Ber icht über die Geme inde Markt 
Schwaben , ungedrucktes Manuskript der Sudetendeutschen Landsmannschaft , Graf ing 1986; die Anga
ben über Bruck : Penz, Franz : A u f n a h m e und Eingl iederung der Flüchtlinge und Ver t r iebenen in de r G e 
meinde Bruck , ungedrucktes Manuskr ipt ; die Angaben über die restl ichen Geme inden beruhen auf 
schrift l ichen Auskün f ten der entsprechenden Geme indeämte r , die Angaben über Poing stellte Frau 
Ann i P ickert auf W u n s c h der G e m e i n d e Poing zusammen . ) 
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Wahlplakate für heimatvertriebene Wähler 

Die großen politischen Parteien wurden sich 
bald des Wählerpotentials der Ausgewiese
nen bewußt und versuchten mit speziell auf 
sie zugeschnittenen Wahlkampfaktionen 
ihre St immen zu gewinnen. Obwoh l auch 
die SPD schon sehr früh diese Bevölkerungs
gruppe für sich aktivieren wollte, indem sie 
deren Probleme direkt ansprach, fanden die 
Vertriebenen hren politischen Standort 
mehr bei den großen konservativen Par
teien, die nach de rG ründungde r Bundesre
publik die Regierungsgewalt übernahmen 
und bald auf ihre Leistungen verweisen 
konnten, die vielen Vertr iebenen den Neu
anfang ermöglicht oder erleichtert hatten. 
Das erste der beiden Beispiele „Heimatlose! 
Für eure Rechte kämpft die SPD" stammt aus 
dem Jahre 1947 und spielt auf die damalige 
große Wohnungsnot an. Das zweite Plakat, 
das die C S U im Wahlkampf des Jahres 1953 
anschlug, bezieht sich auf die Verdienste der 
Bonner Regierungsparteien um die Vertrie
benen. [ I ] 

A n m e r k u n g 

[I] A r n o l d , Fr iedrich (Hrsg . ) : Anschläge. Deut
sche Politik an der Litfaßsäule 1900-1971, Eben
hausen 1972. 
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Betriebsgründungen von Vertriebenen und Flüchtlingen 

I. Die allgemeine Lage 

Die Eingliederung der Heimatvertr iebenen 
in das Wirtschaftsleben der neuen Heimat 
war von großen Schwierigkeiten begleitet. 
Wenn auch die Landesregierung von Anfang 
an bestrebt war, die Neuankömmlinge nach 
arbeitseinsatzmäßigen und wirtschaftlichen 
Gesichtspunkten unterzubringen, so mach
ten doch sehr schnell das Tempo und die 
Rücksichtslosigkeit, mit der die Ausweisung 
durchgeführt wurde , eine geordnete Pla
nung unmöglich, und die unglückliche Ver
teilung der Vertriebenen erschwerte ihre 
Einbindung in das Wirtschaftsleben des Auf
nahmelandes beträchtlich. Von verschwin
denden Ausnahmen abgesehen fehlte ihnen 
alles, waszu einer Wiederaufnahme der Pro
duktion notwendig war : Gebäude, Maschi
nen, Rohstoffe, Werkzeuge und Bargeld. Als 
Unternehmer und Facharbeiter brachten sie 
lediglich reiche Erfahrungen und Kenntnisse 
mit, die sie das Wagnis eines Neubeginns ein
gehen lassen konnten. [ I ] 
Die bayerische Staatsregierung w a r sich des 
„wertvollen Kräftepotentials vollauf be
wußt" und sorgte auch mit e inem Erlaß vom 
18. Apr i l 1947 für ein beschleunigtes Lizenzie
rungsverfahren bei Neugründungen von 
Vertriebenenbetrieben. [2] Dies geschah 
ganz im Sinne des Flüchtlingsgesetzes vom 
19. Februar 1947 nach dem die zuständigen 
Behörden verpflichtet waren , „die Eingliede
rung der Flüchtlinge mit allen Mitteln zu för
dern , insbesondere ( . . . ) bei der Erteilung 
von Handels- und Gewerbegenehmigun
gen, bei der Zulassung zur Ausübung freibe
ruflicher Tätigkeit und bei der Errichtung 
selbständiger landwirtschaftlicher Betriebe 
sie als der einheimischen Bevölkerung unter 
den gleichen Voraussetzungen gleichberech
tigt zu behandeln". [3] Auße rdem sollten 
nach den Ausführungsbestimmungen zum 
Flüchtlingsgesetz in jedem Landkreis den 
Vertr iebenen sowohl im Handwerk und 
in der Industrie wie auch im Handel und 
sonstigem Gewerbe eine Zulassungsquote 
für selbständige Betriebsgründungen ge
währt werden , die mindestens dem Anteil 

der Flüchtlinge an der Gesamtbevölkerung 
entsprach. [4] 
Damit stand vom Gesetz her den Gründun
gen von Vertriebenenfirmen nichts mehr im 
Wege. Abe r die Hauptschwierigkeit lag für 
sie in der allgemeinen Knappheit an allen 
notwendigen Dingen. Viele Zulassungsan
träge scheiterten an der sogenannten „Be
wirtschaftung von Rohstoffen und Mangel
waren" . Ein geplanter Betrieb konnte nur 
dann eine Lizenz bekommen, wenn seine 
Rohstoffversorgung gesichert war. Den 
Nachweis hatte der Antragsteller zu brin
gen. Die Rohstoffbewirtschaftung unter
stand seit dem 25. Oktober 1945 dem Lan
deswirtschaftsamt und seinen einzelnen 
Landesstellen; diese gaben zu den Anträgen 
ihre Stellungnahme ab, und in den meisten 
Fällen (Betriebe bis zu zehn Beschäftigte) 
entschied dann das Regierungswirtschafts
amt. [5] 
Trotz solcher Hindernisse wurden in ganz 
Bayern noch v o r d e r Währungsreform vom 
20. Juni 1948 und vor der Einführung der Ge-
werbefreiheit 2900 Industriebetriebe, 1000 
Großhandelsbetriebe, 3 700 Einzelhandels
betriebe und I 300 Betriebe für Handelsver
tretungen von Vertr iebenen gegründet, das 
entsprach etwa 26,4 Prozent aller neu zuge
lassenen Unternehmen. In der gleichen Zeit 
erhielten rund 14 500 Handwerksbetr iebe 
ihre Lizenz. [6] 
Während vor der Währungsreform die 
größten Probleme bei der Errichtung von 
Vertriebenenbetrieben durch die allge
meine Mangellage geschaffen wurden , ent
standen nach ihr neue und noch bedroh
lichere Schwierigkeiten durch den Kapital
mangel und die Deflationserscheinungen. 
Diese gefährdeten nicht nurd ie Existenz der 
bereits bestehenden Flüchtlingsunterneh
men und brachten eine nicht unerhebliche 
Anzahl von ihnen zum Erliegen, sondern sie 
verhinderten auch häufig die Gründung 
neuer F irmen. [7] 
U m die Entstehung neuer Vertr iebenenbe-
triebe zu fördern und die bereits existieren
den zu erhalten, wurden staatlicherseits Kre
dithilfen gegeben. Dies geschah allerdings 

erst nach der Währungsreform; bis dahin 
waren die Unternehmer ausschließlich auf 
die Banken angewiesen, wenn sie keinen pri
vaten Geldgeber finden konnten. Speziell für 
die Geldsorgen der Vertriebenenbetriebe 
wurde in Bayern die sogenannte Flüchtlings-
produktivkreditaktion gestartet. Diese funk
tionierte folgendermaßen: Da in der Regel 
den Flüchtlingsbetrieben die von den Ban
ken geforderten Sicherheiten fehlten, über
nahm der Staat für sie die Ausfallbürgschaft 
in der Höhe von 80 bis 90 Prozent der Kredit
summe. [8] 
Im großen und ganzen darf der Flüchtlings-
produktivkreditaktion keine besondere Be
deutung zugemessen werden . Bis zum I.Juli 
1951 waren für den Landkreis Ebersberg ins
gesamt 29 Anträge auf solche staatsverbürg
ten Kredite genehmigt worden ; darunter 
befanden sich drei Kleindarlehen mit zusam
men 7 000 DM, 19 aus der Gruppe bis 5 000 
DM mit zusammen 51000 DM, sechs aus der 
Gruppe 5 0 0 0 - 2 0 000 DM mit zusammen 
44500 DM und einer mit 25 000 D M ; nur 
sehr wenige Vertr iebenenunternehmer hat
ten also davon Gebrauch gemacht. [9] 
Weitere Kredite boten die sogenannte Refi
nanzierungshilfe, die die Auswirkungen der 
Währungsreform und der von der Militärre
gierung verordneten Kreditrestriktion auf
fangen sollte, das Adenauer-Sofortpro
gramm, der ERP-Sonderfonds und schließ
lich die Aufbaudarlehen, die von allen staat
lichen Maßnahmen zur wirtschaftlichen Ein
gliederung der Vertriebenen wohl die be
deutendsten waren . Sie stammten aus den 
Mitteln des Soforthilfegesetzes und des 
Lastenausgleichs. 
Den Aufbaudarlehen lag die Überlegung zu
grunde, daß eine große Mehrzahl der Ver
tr iebenen, die ehedem selbständig gewesen 
waren , ohne die Hilfe des Staates nicht mehr 
in ihre alten Berufe zurückkehren oder gar 
wieder selbständig werden könnten. Sie soll
ten durch die Aufbaudarlehen einen guten 
Start haben und im Geschäftsleben wieder 
Fuß fassen können. Dabei gewährten die 
Ausgleichsbehörden die Kredite selbst. 
Während der Laufzeit des Soforthilfegeset-
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zes standen Aufbaudarlehen bis zu einem 
Höchstbetrag von 8000 bis 12000 D M zur 
Verfügung. Das Lastenausgleichsgesetz sah 
dann Förderungsmaßnahmen bis zu einer 
H ö h e von 35 000 DM vor, die an bestimmte 
Voraussetzungen geknüpft wa ren , die alle 
die Forderung nach Selbständigkeit stellten. 
[10] 

2. Vertriebenenbetriebe 
im Landkreis Ebersberg 

A u c h im Landkreis Ebersberg hatten sich er
staunlich früh einige heimatvertr iebene Un
t e r n e h m e r und Handwerker mit der Tatsa
che der Vertreibung und ihrer Folgen abge
funden und bald wieder versucht , sich von 
neuem einen eigenen Betr iebaufzubauen. In 
de r Form von Anträgen auf „Wiederanlaufs
genehmigung" oder „Neuzulassung von Be
t r ieben in die gewerbliche Wirtschaft" hatte 
sich bereits im Jahr 1946 eine ungebrochene 
unternehmerische Initiative in den Akten 
niedergeschlagen, wie e twa eine Eingabe aus 
Markt Schwaben zeigt, die am 23. September 
1946 um „Erte i lungzurEr laubniszurHerste l-
lung von Strickwaren, Strickereien und Näh
art ikeln" ersucht; erstaunlich ist dabei aber 
de r Umstand, daß der Antragsteller schon 
den Besitz der notwendigen Maschinen 
nachweisen konnte und der Betrieb bereits 
mit 24 Angestellten arbeitete. [ I I ] Das war 
immerh in zu einem Zeitpunkt , als man von 
e iner „allgemeinen Mangellage" sprechen 
mußte und es „überall an geeigneten Gebäu
den , Maschinen, Werkzeugen und Rohstof
fen fehlte". [12] 
A n den fehlenden Rohstoffen sollte es dann 
auch liegen, daß diesem Unternehmen nie 
die Lizenz erteilt wurde , obwohl es offen
sichtlich von guten Voraussetzungen ausge
hen konnte und seine Zulassung sowohl von 
Bürgermeister und Landrat w ie auch vom 
Hauptausschuß der Flüchtlinge befürwortet 
w o r d e n war. Der Betrieb scheint auch ohne 
die behördliche Genehmigung unverdros
sen weitergearbeitet zu haben, bis er am 
30. Januar 1950 den Bescheid erhielt, daß das 
Gesetz Nr. 42 (Gesetz über die Errichtung 
gewerbl icher Unternehmen vom 23. Sep
tember 1946) nunmehr aufgehoben und 
daher „sein Antrag gegenstandslos gewor
den sei". [13] 
Dieser Betrieb mußte also dreieinhalb Jahre 
auf seine Zulassung war ten . Das hatte aller
dings auch den Vorteil , daß er, da das Verfah
ren noch in der Schwebe lag, auch nicht ver
boten werden konnte. Doch so lange Warte
zeiten waren mehr die Ausnahme als die 
Regel, es gab auch Anträge, die innerhalb 
zwe ie r Monate genehmigt wurden , doch für 
viele Unternehmer waren die Behörden 
eine schwer zu nehmende Hürde, wobei sie 

allerdings im Landkreis auf der Ebene der 
Bürgermeister und des Landrates in der 
Regel auf wohlwol lendes Entgegenkommen 
stießen, wie aus den vielen Befürwortungen 
der Anträge zu ersehen ist. Bei günstigen 
Voraussetzungen konnten das Landes- und 
das Regierungswirtschaftsamt aber auch 
sehr schnell ihre Zust immung ertei len, w ie 
aus den folgenden Beispielen hervorgeht: 
A m 10. März 1947 wurde in Grafing ein A n 
trag für eine Tuchfabrik und Spinnerei zur 
Herstellung von Herrenoberbekleidungs
stoffen, Wintermantelstoffen und Wol l- und 
Mischgarnen gestellt. 
Genehmigt wurde dieser Antrag schon am 
29. Mai 1947 [14] 
In Ebersberg wurde am 26. August 1947 ein 
Antrag für Werkstätten zur Fabrikation ei
nes „neuartigen, holzsparenden Kinderbet
tes aus nicht bewirtschafteten Furnierabfäl
len" eingereicht. Dazu sollten noch kunstge
werbl iche Kleinmöbel und holzsparende Be
helfsmöbel hergestellt we rden . 
Auch diese Eingabe wurde schon kurze Zeit 
später am 13. November positiv beantwor
tet. [15] 
Daß diese beiden und ähnlich gelagerte Be
triebsgründungen schnell vonstatten gingen, 
lag daran, daß sie einerseits eine gesicherte 
Rohstoffversorgung nachweisen konnten 
und andererseits aber auch dringend benö
tigte Bedarfsprodukte herstellen wollten. 
Ebenso war es sehr von Vortei l , wenn für 
den Export gearbeitet wurde , da dieser von 
größter wirtschaftlicher Bedeutung war. So 
gesehen waren die Voraussetzungen gera
dezu ideal, w ie sie eine böhmische Familie 
erfüllen konnte, der im Sommer 1946 vom 
Landratsamt im Schloß Falkenberg bei Moos
ach verschiedene Arbeitsräume zur Verfü
gunggestellt wurden . Die Familie stellte böh
mische Webstoffe für Röcke, Blusen und 
Mäntel her, die in erster Linie nach Amer ika 
export iert wurden . Die Fabrikation lag im 
Rahmen der amerikanischen Baumwollak
tion, das hieß, daß die Baumwolle aus Ame
rika eingeführt und mit Fertigfabrikaten be
zahlt wurde . [16] 
D e m damaligen Landrat Dr. Alois Keßler lag 
übrigens viel daran, im Rahmen der gegebe
nen Möglichkeiten „Handels- und Erzeu
gungsunternehmungen in den Landkreis 
hineinzubringen", wie er in seinem „Intelli
genz-Bericht" an die amerikanische Militär
regierung schreibt. Dies geschah vor allem 
dadurch, daß geeignete Räumlichkeiten an
geboten wurden . Mit dieser Wirtschaftspla
nungsollte vor allem „der ländlich ausgerich
tete Landkreis in vert retbarem Ausmaße 
mit Handel und Kleinindustrie durchsetzt 
werden" , wobei er dabei auch an die Arbeits
beschaffung dachte, die besonders für die 
zahlreichen Flüchtlinge notwendig war. [17] 
Nach übereinstimmenden Aussagen waren 

die meisten Bürgermeister des Landkreises 
mit dieser Wirtschaftspolitik einverstanden 
und unterstützten sie nach besten Kräften. 
Lediglich von einem Gemeindeoberhaupt 
wird berichtet, daß es dazu sinngemäß ge
meint habe, „wenn ma a Industrie hab'n, 
dann krieg'n ma bloß Preuß'n und Flücht
linge". Damit hatte der Bürgermeister aller
dings gar nicht so unrecht, es w a r nur etwas 
engstirnig gedacht, aber auch w iederum zu 
verstehen, wenn man bedenkt, daß er einer 
Kommune vorstand, die nicht nur eine vor
wiegend ländliche Struktur aufwies, sondern 
auch noch verhältnismäßig viele Vertr iebe
nen hatte aufnehmen müssen. [18] 
Nun w a r aber gerade für solche Gemein
den die Ansiedlung von Industrie- und Ge
werbebetr ieben besonders notwendig, 
denn abgesehen von dem Steueraufkom
men, das sie diesen einbrachten, halfen sie 
auch, die Arbeitslosigkeit zu verr ingern, die 
nicht nur unter den Vertr iebenen, sondern 
auch unter den Einheimischen herrschte. 
So wurde denn auch von der großen Mehr
heit der Bevölkerung die erste Flüchtlings-
Leistungs-Schau mit wohlwol lendem Inter
esse aufgenommen. Diese fand im März 1949 
in Ebersberg statt und gab den Vertr iebenen 
die Gelegenheit, einer breiteren Öffentlich
keit zu zeigen, welche Bereicherungen 
Handwerk und Gewerbe des Landkreises 
durch sie erfahren hatten. Dementspre
chend war dann auch bei der Ausstellungs
eröffnung die Begeisterung bei den Vertre
tern der Regierung wie auch das Echo in der 
Presse, die unter der Schlagzeile „Erstaun
licher Leistungsstand der Flüchtlingsbe
triebe" darüber folgendes schrieb: 
„Der Ausstellungskatalog weist die Besucher 
darauf hin, daß die Betriebe, die auf der 
Schau vertreten sind, fast völlig aus dem 
Nichts geschaffen wurden — und das in gu 
drei oder noch weniger Jahren ( . . . ) . Mar 
muß sich einmal vor Augen halten, was es 
bedeutet, von heute auf morgen aus einem 
blühenden Betrieb hinaus zu müssen, hei-
mat- und mittellos in eine f remde Umge
bung versetzt zu werden und vor der völli
gen Resignation und Verzweif lung oder ei
nem neuen Anfang zu stehen. Es zeugt für 
den unbeugsamen Lebenswil len, die ebenso 
ungestüme wie besonnene Tatkraft und den 
unerschütterlichen Fleiß der Ausgewiese
nen, daß sie sich entschlossen an ein neues 
Beginnen wagten und damit bewiesen, daß 
sie beim W e r k des Wiederaufbaues ihren 
sehr wesentl ichen und wertvol len Beitragzu 
liefern gewillt sind. ( . . . ) . " [ 19] 
Angesichts der Vielfalt der ausgestellten Pro
dukte, die zum Teil wirkl iche Innovationen 
darstellten, dürfte der Beifall durchaus ge
rechtfertigt gewesen sein. Es wurde tatsäch
lich allerhand geboten: Öfen und Herde, 
Wohn- , Büro- und Mehrzweckmöbel , sämt-
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licher Schreibtischbedarf aus Holz, Borten
röcke mit in Deutschland einmaliger Bordü-
rungstechnik, Spezialkleidungaus Leder und 
wasserdichten Stoffen, SpezialStickereien, 
handgeklöppelte Erzgebirgsspitzen, Pro
dukte aus der Pelzveredelungsindustrie, 
kunstgewerbliche Knöpfe, dazu Schuhe, Da
menhandtaschen, pharmazeutische Erzeug
nisse, Eierlikör, Nährmittel , Kunstwerke und 
Kunsthandwerk wurden dem staunenden 
Publikum vorgeführt. [20] 
Diese Aufzählung zeigt, mit welcher Vielsei
tigkeit und mit welchem Erfindungsgeist die 
Ausgewiesenen die Aufbauarbeit angepackt 
hatten, aber auch daß sie — w ie dazu ein Mi
nisterialdirigent aus dem Staatssekretariat 
für das Flüchtlingswesen meinte — .etwas zu 
bieten hatten, nämlich ein hohes Maß von 
Können, Fleiß und Leistungsfähigkeit". Alles 
in allem wurde der Ausstellung zuerkannt, 
daß sie „reich an starken Impulsen" war, „de
nen sich niemand entziehen" konnte. [21] 
Die meisten der F i rmen, die hier ausgestellt 
hatten, gehörten zu den Klein- und Mittelbe
tr ieben. Nach einer Untersuchung vom I. 
August 1949 konnte der Landkreis Ebersberg 
lediglich sechs Flüchtlingsunternehmen auf
weisen, die mehr als fünf Beschäftigten Ar
beit gaben; alle zusammen hatten 92 Mitar
beiter eingestellt. Dazu kamen noch zwei so
genannte „flüchtlingsverwandte" Betriebe, 
das sind solche, die zwar nicht im Besitz von 
Vertriebenen waren, deren Belegschaft aber 
zu mindestens 70 Prozent aus Flüchtlingen 
bestand; diese beiden beschäftigten zum 
Zeitpunkt der oben erwähnten Erhebung 
insgesamt 95 Personen. Was die größeren 
Vertr iebenenunternehmen betrifft, erreich
te der Landkreis Ebersberg nicht einmal die 
Hälfte des oberbayerischen Durchschnitts. In 
Oberbayern wurden 419 Flüchtlingsfirmen 
dieser Größenordnung gezählt. [22] 
Ein Jahr später, im Juli 1950, gab es im Land
kreis Ebersberg keinen Flüchtlingsbetrieb 
mehr, der noch aus der Ze i t vor der Wäh
rungsreform stammte und mindestens fünf 
Beschäftigte anführen konnte. Sie waren alle 
stillgelegt worden oder unter dieses Limit 
geschrumpft. Dafür w a r aber in diesem Jahr 
ein neues Unternehmen gegründet worden , 
das 17 Vertriebene in der Fabrik und zwei als 
Heimarbeiter eingestellt hatte. [23] 
Wenn es auch im Landkreis weitgehend an 
Großbetr ieben fehlte, ergab doch die Ar
beitsstättenzählung vom Herbst 1950 insge
samt 446 Flüchtlingsbetriebe, die den ver
schiedensten Bereichen angehörten und zu
sammen I 134 Personen Arbei t und Lohn ga
ben, darunter auch 331 Einheimischen. [24] 
Die meisten dieser Firmen waren von Sude
tendeutschen gegründet worden . Diese ver
anstalteten auch im August 1951 eine Lei
stungsschau in Grafing, die von der Ebers-
berger Zeitung sehr positiv beurteilt wurde : 

„Die Ausstellung war in hohem Maße geeig
net, die leider oft so vernehmbare Ansicht zu 
zerstreuen, daß die Heimatvertr iebenen im
mer nur forderten und immer nur die Neh
menden seien. Im Gegenteil , hier wurde of
fenbar, wie sehr sie auch die Gebenden sind 
und w ie stark sie die heimische Wirtschaft 
mit ihren hervorragenden Leistungen be
fruchten." [25] 
Betrachtet man nun einige dieser Unterneh
men genauer, dann scheint dieses Lob nicht 
im geringsten übertrieben. Z u den Ausstel
lern gehörte eine Lederwarenfabrik in Gra
fing, die zwar nicht von einem Vertr iebenen 
gegründet worden war, aber fast ausschließ
lich sudetendeutsche Arbeitskräfte beschäf
tigte; sie hatte seit der Währungsreform bis 
Juni 1951 ganze 289672,42 DM an Nettolöh
nen und Gehältern ausbezahlt, dazu 
50042,69 DM an Sozialversicherungen ent
richtet, an Steuern und öffentlichen Ausga
ben 45 181,38 DM und an Mitteln für den so
zialen Wohnungsbau auch noch 65082,42 
DM ausgegeben. Die Produktion bestand 
aus Handtaschen, aber auch aus Schonbezü
gen und Kühlerhauben. Die nächstgrößere 
Firma kam aus Ebersberg und w a r am 18. Mai 
1950 von einem Sudetendeutschen gegrün
det worden und gab als jährliche Lohnaus
zahlung für 35 Beschäftigte und 35 Heimar
beiter 144 000 DM an, mit 20 Maschinen 
stellte sie pro Jahr 57000 Paar Handschuhe 
her und erzielte einen Umsatz von 350000 
DM, wovon acht Prozent auf den Export fie
len. [26] 
Z u diesen Großbetr ieben gesellten sich in 
der Leistungsschau auch noch einige klei
nere, die sich in ihrer Produktion ebenfalls 
von der einheimischen unterschieden, w ie 
zum Beispiel ein Vertreter der Gablonzer 
Schmuckindustrie, eine Firma aus Moosach, 
die Presto-Reißverschlüsse herstellte, oder 
eine Maschinen-, Waagen- und Widderbau
firma aus Grafing und zwei Betriebe mit Fi
let- und Klöppelarbeiten. [27] 
Als im Jahr 1950 ein Branchen-Adreßbuch 
nur für die Neubürger erschien, waren darin 
auch 40 Betriebe aus dem Landkreis Ebers
berg verzeichnet. Das waren natürlich nicht 
alle, die es damals dort schon gab, doch spie
geln sie einen repräsentativen Querschnitt 
der verschiedenen Gewerbezweige wider ; 
den größten Anteil haben die Bereiche 
Schuhe und Textil ien, und dann folgen Pro
duktionszweige, die bis dahin im Landkreis 
nicht vorhanden waren , wie beispielsweise 
Erzgebirgsspitzen, Pelz- und Lederwaren 
oder eine Vulkanisieranstalt. [28] 

Ebersberg 

1. Backwaren: Herbert Bednorz 
2. Buchhandlung: Skasa 

3. Chemisch-technische Erzeugnisse: 
Josef Krautsdorfer 

4. Öfen und Herde: Johann Behr 
5. Öfen und Herde: Kurt Niemeyer 
6. Handgeklöppelte Erzgebirgsspitzen: 

Martinitz & Leibelt 
7. Kfz.-Reparatur: Rudolf Eichhorn 
8. Kunststoffe: Preßstoff-Mechanik 

R. Dürrmann & Sohn 
9. Möbel : Ebersberger Werkstätten für 

Innenausstattung 
10. Radiohandel und -reparatur: 

Fischer & Müller 
11. Schuhe: Andreas Haselsteiner 
12. Schuhe: August Pietsch 
13. Schuhe: Franz Ratei 
14. Werbeunternehmen: 

Ekkehard Gudowius 

Emmering 

15. Holzwaren : 
Holzindustrie Hirschbichl P. Schulze 

Englmeng 

16. Schuhe: Josef Bräutigam 

Forstinning 

17. Knöpfe: Wi lhelm Lindenthal 

Grafing 
18. Architekt : Gerhard Ferche 
19. Backwaren: Keks- und Waffelfabrik 

G m b H 
20. Handgeklöppelte Erzgebirgsspitzen: 

Ernst Schwager 
2 1 . Lederwaren : 

Wiener-Lederwaren-Fabrik E. H. Glaß 
22. Pelze: Pelzveredelung Hans Busch 
23. Texti l ien: Textilgroßhandlung H. Kindl 
24. Texti l ien: Tuchfabrik Hawran & Müller 

G m b H 

25. Vulkanisieranstalt: Klaus Ferber 

Hohenlinden 
26. Handgeklöppelte Erzgebirgsspitzen: 

J. W. Zumpf 
27. Stepp- und Daunendeckenfabrikation: 

Ströbele G m b H 
Kirchseeon 

28. Sattler und Tapezierer: Franz Kowarz 
29. Schneiderei : Katharina Sigmund 

Markt Schwaben 

30. Metallwaren: Georg Schmidt' 
3 1 . Zeitschriften: Sepp Leitner 
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Moosach 

32. Kunstgewerbliche Erzeugnisse: 
Falkenberg-Werkstätten 

33. Pharmazeutische Produkte : Rutanol KG 
34. Tischlerei : Richard Bartsch 

Steinhöring 

35. Schuhe: Josef T i tz (Hausschuhe) 

Vaterstetten 
36. Architekt : Hanns Wissmann 
37. Bildhauer: Herta v. Aschoff 

Wagenreith 

38. Holzwaren : 
Holzwarenfabrik Erich Fischer 

Zorneding 

39. Texti l ien: Hartmann & C o , 
Spezialbekleidung aus Leder und 
wasserdichten Stoffen 

40. Schuhe: Josef Huber 

All diese Betriebe und auch diejenigen, die 
sich nicht in das Branchen-Adreßbuch ein
tragen ließen, trugen ihren Anteil dazu bei, 
daß nicht nur die Wirtschaft des Landkreises 
angekurbelt wurde , sondern daß sie auch 
eine Strukturänderung erlebte. Für sie alle 
galt in wirtschaftspolitischer Hinsicht, was 
der Vertr iebenen-Anzeiger über die Flücht
lingsbetriebe im Landkreis Ebersberg schrieb: 
„Die Nähe verschiedener Industriezentren, 
besonders die Nachbarschaft Münchens, 
machte die Ansiedlung kleiner und darum 
vielfach nicht konkurrenzfähiger Firmen sol
cher Wirtschaftszweige, die bereits durch 
Großbetr iebe in den nahen Industrie
schwerpunkten vert reten waren , unmög
lich. Darüber war man sich von allem Anfang 
an im Kreis Ebersberg im klaren. Man wußte 
auch, daß solide und nicht standortgebun
dene Firmen gegründet werden mußten, die 
bei einem nicht zu hohen Aufwand mög
lichst viele Arbeitskräfte beschäftigen konn
ten. All diese Voraussetzungen mußten be
dacht, ihnen mußte Rechnunggetragen wer
den, bevor man an die Gründung einzelner 
Unternehmen denken konnte. Denn auch 
mit Hilfe staatlicher Förderung mußten Un
ternehmungen zum Scheitern verurteilt 
sein, bei denen all diese Voraussetzungen 
nicht gegeben waren . 
Es war ein glücklicher Umstand, daß in den 
Kreis Ebersberg gerade solche Heimatver
triebene verschlagen wurden , die diesen be
grenzten Möglichkeiten Rechnung trugen 
und darüber hinaus ihr Können, ihre ge
schäftlichen Beziehungen aus der alten Hei

mat und viel Privatinitiative mitbrachten. 
Nur dadurch war es möglich, all die neuen 
Unternehmen ins Leben zu rufen, die Ebers
berg inzwischen in Wirtschaftskreisen zu ei
nem guten Namen verholfen haben." [29] 
Der Verfasser dieses Artikels hatte bei seiner 
Beurteilung der wirtschaftlichen Gegeben
heiten gewiß recht, doch w a r ihm entgan
gen, daß durchaus einige Flüchtlingsbetriebe 
sich nicht an all diese Überlegungen hielten 
oder halten konnten. Dies gilt vo r allem für 
die Zeit vor 1950, in der manchem Unter
nehmer gar nichts anderes übrig blieb, als 
wirtschaftspolitische Bedenken in den Wind 
zu schlagen. So mancher mußte dann später 
seinen Betrieb in andere Or te verlegen oder 
ihn gar schließen. W ie eine Stichprobe ergab, 
waren von 73 Betrieben, die vor 1950 ge
gründetworden waren , im Branchenteil des 
Ebersberger Kreisadreßbuches von 1980 nur 
noch ganze vier unter dem alten Namen 
wiederzufinden. Selbst wenn man berück
sichtigt, daß manchesGeschäftdurch Einhei
rat seine Firmenbezeichnung änderte oder 
von den Gründern verkauft wurde , bleibt 
dennoch eine hohe Verlustziffer, die aller
dings auch aufdiegesamtwirtschaftl iche Ent
wicklung der letzten 20 Jahre zurückzufüh
ren ist, die so vielen Klein- und Mittelbetrie
ben das Überleben schwer, wenn nicht un
möglich machte. [30] 

Es w a r und ist gewiß für den Landkreis 
Ebersberg bedauerlich, daß so mancher der 
Vertriebenenbetriebe, die mit viel Initiative 
und Unternehmungsgeist aus dem Nichts 
erschaffen wurden , heute nicht mehr exi
stiert. W i e solche Firmengründungen da
mals vor sich gingen, sollen hier einige Bei
spiele aufzeigen. 
In Ebersberg entstand eine Webere i auf fol
gende Weise : Ein Heimatvertr iebener stellte 
zunächst mit zwei selbstgebauten Hand
webstühlen Läufer, Fleckerlteppiche und 
Tischtücher her. Später konnte er sich von 
ausgebombten Webere ien defekte Maschi
nenwebstühle besorgen und wieder in
standsetzen. Damit w a r er im Jahre 1950 in 
der Lage, Wäsche- und Blusenstoffe, Frot
teehandtücher und sogar Anzugstoffe erster 
Qualität herzustellen. [31] 
Manche Vertriebene bauten sich ihren Be
trieb mitunter auch ohne die Zulassungsge
nehmigung der Behörden auf, w ie zum Bei
spiel in Markt Schwaben. Dort hatten zwei 
sudetendeutsche Textil ingenieure schon im 
Jahre 1946 beim Regierungswirtschaftsamt 
einen Antrag auf die Gewerbezulassung ein
gereicht, aber von dort keine Genehmigung 
erhalten. Dennoch machten sie sich, ohne 
überhaupt auf dieselbe zu war ten , sofort an 
die Arbeit und legten den Grundstein für 
eine Strumpffabrik, die bald florieren sollte. 
Ohne Flüchtlingskredit err ichteten sie dann 
1947 auf einem gepachteten Grundstück ei

genhändig ein Wohn- und Bürogebäude, in 
dem sie gleichzeitig die Fertigung von Garn
strümpfen aufnahmen. Im Jahre 1948 nah
men sie dann einen Massivbau in Angriff, der 
gerade zu dem Zeitpunkt, nämlich 1950, fer
tiggestellt w u rde, als das Gesetz „über d ie Er-
richtung gewerblicher Unternehmen" , auf
grund dessen ihnen bis dahin eine behörd
liche Erlaubnis nicht erteilt worden war, 
keine Geltung mehr hatte. 1951 beschäftigten 
sie schon 18 Mitarbeiter und stellten in grö
ßerem Umfang Socken und Kinderstrümpfe 
her; gleichzeitig begannen sie mit der Pro
duktion der damals sehr begehrten Perlon
strümpfe. 1952 arbeiteten auf einer Fläche 
von 1685 Quadratmetern für ihre F i rma ins
gesamt 45 Beschäftigte. [32] 
Weniger dynamisch, aber dafür um so mehr 
der Tradition verbunden, begann ein ande
rer Sudetendeutscher im Landkreis Ebers
berg von neuem. Er war der Erbe einer der 
bekanntesten und größten Oblatenbäcke
reien in Karlsbad, die ihre Erzeugnisse in die 
meisten europäischen Staaten und auch 
nach Übersee geliefert hatte und sogar bis 
zum Hoflieferanten des schwedischen Kö
nigs avanciert war. 1946 w a r er in seiner 
neuen Heimat angekommen und hatte sich 
in Zorneding in einer kleinen Schreiner
werkstatt niedergelassen, w o er sein frü
heres G e w e r b e wieder auf nahm. Z e h n Jahre 
später beschäftigte er wieder sieben Mitar
beiterinnen, war auch Hoflieferant des 
schwedischen Königs geblieben und konnte 
sogar wieder in das Exportgeschäft einstei
gen. Auch hier handelt es sich gewiß um ei
nen Flüchtlingsbetrieb, der sich von den be
reits ansässigen in jeder Hinsicht unter
schied. [33] 

So unterschiedlich die einzelnen Flüchtlings
betriebe in ihren diversen Produktionszwei
gen auch waren , eines hatten alle gemein
sam: sie mußten sich aus kleinsten Anfängen 
und unter großen Schwierigkeiten heraus 
entwickeln. U m so erfreulicher ist es dann, 
wenn es einigen gelang, we i t über die G ren
zen des Landkreises hinaus bekannt zu wer
den und eine ansehnliche G röße zu errei
chen, wie zum Beispiel eine Grafinger Reiß
verschlußfabrik, die sich w ie so manche an
dere auch aus einer Baracke heraus entfaltet 
hatte, w o ursprünglich in nur drei Räumen 
die Produktion aufgenommen worden war. 
Erst 1954 w a r es dann soweit , daß ein solides 
Fabrikgebäude mit einigen hundert Qua
dratmetern Betriebsfläche gebaut werden 
konnte. Ein Jahr später beschäftigte der Be
trieb schon einschließlich der Heimarbeite
rinnen an die 50 Arbeitskräfte und lieferte in 
das ganze Bundesgebiet eine Jahresproduk
tion von 450000 Metern Reißverschlüssen. 
[34] 
Es waren nicht immer nur Vertr iebene der 
„ersten Stunde", die sich im Landkreis eine 
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neue Existenz verschaffen konnten. Auch 
noch später, als die organisierte Massen Ver
treibung schon abgeschlossen war , kamen 
Leute aus dem Osten nach, um hier in müh
samer Aufbauarbeit von neuem zu begin
nen. A ls im Jahre I950 in Plauen (Vogtland, 
D D R ) die traditionsreiche Hauptlieferfirma 
aller deutschen Verbandstoff-Fabriken in ei
nen volkseigenen Betrieb umgewandelt 
wurde , wanderte der Erbe dieses Unterneh
mens aus und ließ sich im Landkreis Ebers
berg nieder. Vor allem mit Hilfe des damali-

ä^yefJsc/tesSraf/srisc^esi&naesärrtr 

gen Landrates gelang es ihm in kurzer Zei t , 
einen für den Landkreis neuen Industrie
zweigaufzubauen und sich hauptsächlich aus 
Kreisen der Vertriebenen einen Stamm von 
Fachkräften heranzuziehen. Schon zwe i 
Jahre später konnte der Verbandmull aus 
Steinhöring nicht nur in der ganzen Bundes-
repbulik verkauft, sondern auch in das Aus
land export iert werden . [35] 
Kurz nach der Währungsreform begannen 
mit I60DM Betriebskapital zwei Vertr iebene, 
Vater und Sohn, mit zäher Ausdauer den 
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Aufbau einer Preßstoff-Mechanik-Fabrik in 
Ebersberg . Normalerweise wä re für so ein 
Unte rnehmen ein kostspieliger Maschinen
park notwendig gewesen, doch die beiden 
bauten sich in mühsamer, wochenlanger 
Handarbeit eine Handpresse mit 20 Tonnen 
Arbei tsdruck und produzierten mit ihr zu
nächst Salbendosen. Im Jahre 1953 konnten 
sie schon 28 Arbeiter in drei Schichten be
schäftigen, die vor allem Verpackungen für 
den pharmazeutischen Bedarf herstellten. 
[36] Diese Firma existiert heute immer noch 
und liefert einen wichtigen Beitrag zum 
Ebersberger Wirtschaftsleben. 
D e r zwe i te größere Vertr iebenenbetrieb in 
der Gemeinde Ebersberg, der ebenfalls bis 
heute weiterbestehen konnte, wurde zu Be
ginn des Jahres 1950 ins Leben gerufen. Zwe i 
Abe r thamer Handschuhfabrikanten, die es 
nach Ebersberg verschlagen hatte, nahmen 
dort mit ihren Familien die alte Arbeit wie
der auf, und zwar auf der Veranda eines 
Gasthauses . Nach und nach konnten neue 
Arbeitskräfte eingestellt und alte Geschäfts
verbindungen wieder aufgenommen wer
den . Z w e i Jahre später schon wurde ein neu 
err ichtetes Betriebsgebäude bezogen und 
m e h r als 70 Personen beschäftigt. [37] 
So mancher Heimatvertr iebene mußte mit
unter auch zu etwas abenteuerlichen Me
thoden greifen, wie zum Beispiel ein Grafin
ger Zahnarzt . Als dieser seine Praxis eröff
nen wollte, bekam er von den Banken kei
nen Kredit, da er keine Sicherheiten vorzu
we isen hatte. So kaufte er sich für seine Pra
x is das teuerste Gerät , das es auf dem Markt 
gab, allerdings unter der Voraussetzung, daß 
die Lieferfirma auf ihren Eigentumsvorbe
halt verzichtete. Somit konnte er diesen Ap
parat bei der Bank als Sicherheit angeben 
u nd erst dann das benötigte Auf baudarlehen 
bekommen , das es dann eben abzustottern 
galt. [38] 

A l le diese Firmengründungen haben eines 
gemeinsam: sie zeugen von dem ungebro
chenen Lebenswillen und der unermüd
lichen Schaffenskraft einiger Heimatvertrie
bener, die damit auch dafür gesorgt haben, 
daß die Eingliederung der Ausgewiesenen in 
den Landkreis nicht nur gelingen konnte, 
sondern letztlich diesem auch großen öko
nomischen Vorteil brachte, so daß der Land
rat im Jahre 1959 sagen konnte, daß der Kreis 
seinen wirtschaftlichen Aufschwung der 
letzten Jahre nicht zuletzt der Tatkraft sude
tendeutscher Betriebsinhaber verdanke. 
[39] 
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Die Vertriebenen erhalten „ihre" Straßennamen 

U m das Gefühl zu haben, auch wirkl ich ein
gegliedert zu sein, brauchten die Vertriebe
nen unter anderem die Möglichkeit, ihr 
Selbstverständnis der Herkunft und die da
mit verbundenen kulturellen Leitbilder öf
fentlich zu demonstr ieren. Die „ostdeut
schen Straßen- und Siedlungsnamen doku
mentieren dieses Bestreben und dürften 
so gesehen durchaus eine Ventil-Funktion' 
erfüllt haben", wie Prof. Wilfr ied Schlau 
meint. [ I ] 
Da nun — abgesehen von Poing — in keinem 
Gemeinderatskollegium des Landkreises 
Ebersberg die Ausgewiesenen je die Mehr
heiterringen konnten, läßt s i ch ,da jaderGe-
meinderat über die Namensgebung von 
Straßen abstimmt, an der Häufigkeit von sol
chen Straßennamen auch die Bereitschaft 
der Einheimischen ablesen, wie sehr sie auf 
die Bedürfnisse der Neubürger einzugehen 
vermochten. Dies gilt in der Regel aber nur 
für neu entstandene Siedlungen oder Sied
lungsteile. 
Untersucht man die .Vertriebenenstraßen" 
in den größeren Ortschaften des Landkrei
ses etwas genauer, dann wi rd man feststel
len, daß durchgehend zwei Kategorien ver
wendet werden : Die eine weist auf die Her
kunft der Ausgewiesenen hin und die an
dere auf ihren kulturellen Hintergrund; in 

diesem Falle sind es Dichter, die denselben 
repräsentieren sollen, wobei aber auch diese 
wieder Rückschlüsse auf die Herkunft der 
Bewohner ermöglichen. 
Ohne Anspruch auf Vollständigkeit ergab 
sich bei der Durchsicht der Straßennamen 
im Landkreis Ebersberg folgende Liste: 

Ebersberg: 
Böhmerwaldstraße 
Schlesische Straße 
Sudetenstraße 

Forstinning: 
Adalbert-Stifter-Weg (Böhmerwald) 
Schlesierweg 
Sudetenweg 

Tilsiter Weg (Ostpreußen) 

G lonn : Schlesienstraße 
Siebenbürgenstraße 
Sudetenlandstraße 

Grafing: 
Adalbert-Stifter-Straße (Böhmerwald) 
Eichendorffstraße (Schlesien) 
Gerhart-Hauptmann-Straße (Schlesien) 
Müller-Guttenbrunn-Straße (Banat/Ungarn) 
Schlesierstraße 
Sudetenstraße 

Markt Schwaben: 

S 

Tilsiter Weg in Forstinning. 

Adalbert-Stifter-Weg (Böhmerwald) 
Böhmerwaldstraße 
Breslauer Straße (Schlesien) 
Gerhart-Hauptmann-Weg (Schlesien) 
Karlsbader Straße (Egerland) 
Königsberger Straße (Ostpreußen) 
Neusatzer Straße (Batschka/Jugoslawien) 
Nikolaus-Lenau-Weg (Ungarn) 
Ödenburger Straße (Ungarn) 
Paul-Keller-Weg (Schlesien) 
Von-Eichendorff-Straße (Schlesien) 

Poing: 
Schlesierweg 

Neben diesen typischen und auf den ersten 
Blick auf die Ansiedlung von Vertriebenen 
hinweisenden Straßennamen wurden häu
fig auch noch neutrale verwendet . Hierbei 
gebrauchte man gerne Begriffe aus der Na
tur, w ie Fichtenweg, Tannenweg und Wald
straße. Eine Ansammlung solcher Benen
nungen kann ebenso auf eine Vertriebenen-
siedlung hinweisen, wie das zum Beispiel in 
Pienzenau (Gemeinde Bruck) der Fall ist. A l 
lerdings geschah das hier zum Bedauern der 
Ausgewiesenen ohne deren Mitwirkung; sie 
hätten lieber Namen für ihre Straßen gehabt, 
die an ihre Geschichte oder die Gründung 
der Siedlung angeknüpft hätten. [2] 
Als in Grafing im Jahr 1953 drei Straßen nach 
den ostdeutschen Dichtern Hauptmann, 
Stifter und Müller-Guttenbrunn benannt 
wurden , geschah das in feierlichem Rahmen. 
Denn am Tag der Vertriebenen, der einen 
Teil der Grafinger Festwoche bildete, über
gab bei einer großen Kundgebung auf dem 
Marktplatz der Bürgermeister den Vorstän
den der Landsmannschaften die neuen Stra
ßenschilder. Damit wurde beispielhaft ein 
Stück Verbundenheit von Einheimischen 
und Vertr iebenen demonstriert. [3] 

A n m e r k u n g e n 

[ I ] Schlau, W i l f r i ed : Die Eingliederung in gesell
schaftlicher Hinsicht ; in : Merkatz , Hans Joachim: 
Aus T r ü m m e r n w u r d e n Fundamente , Düsseldorf 
1979, S. 159. 
[2] Penz, F ranz : Au fnahme und Eingliederung der 
Flüchtlinge und Ver t r iebenen in der G e m e i n d e 
Bruck, S. 19. 
[3] Ebersberger Ze i tung, Nr. 161 v o m 7. Juli 1953. 
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Powidldatschgerl und Mohnsemmeln — der Einfluß der 
Heimatvertriebenen auf die bayerische Küche 

Im Laufe der Ze i t bewirkte das Zusammen
leben von Einheimischen und Vertr iebenen 
in den kleinen Dingen des Alltags so manche 
Veränderungen, auch wenn solche nicht im
mer auf den ersten Blick zu erkennen sind. 
Denn sie gingen langsam und unauffällig vor 
sich, so daß sie heute kaum mehr im Be
wußtsein vor allem der jüngeren Bevölke
rung verankert sind. Vieles gilt nun als selbst
verständlich und erweckt-den Eindruck, als 
ob es „schon immer dagewesen" sei, und 
doch wu rde es erst von den Neubürgern mit 
in das Land gebracht. 
Gerade im Bereich der Eßgewohnheiten läßt 
sich diese Beobachtung häufig machen. Bei 
den vielen Eheschließungen zwischen Aus
gewiesenen und Einheimischen mußte es in
nerhalb solcher Familien zwangsläufig zu ei
nem Austausch von Kochrezepten kom
men; dazu arbeiteten aber auch etliche Ver
tr iebene in Gastwirtschaften, Metzgereien 
und Bäckereien, w o sie ihr Wissen einbrin
gen und das Angebot vari ieren und berei
chern konnten. 
Im Landkreis Ebersberg bildeten die größte 
Gruppe unter den aufgenommenen Hei
matvertr iebenen die Sudetendeutschen, die 
somit auch den größten Einfluß auf den ein
heimischen Speisezettel ausübten und dies 
aber auch deswegen, weil die Kochkünste ih
rer Frauen und Mädchen sich eines guten 
Rufes erfreuen konnten. Sie wa ren vor allem 
an der österreichischen Küche orientiert und 
brachten diese den Einheimischen näher. 
Damit wurden ihnen allmählich Gerichte 
wie Zwetschgenknödel , Powidldatschgerl 
und Palatschinken bekannt und vertraut. Ein 
regelrechter Austausch hat wohl mitunter 
auch stattgefunden, denn w ie berichtet 
w i rd , haben die Vertr iebenen zum Beispiel 
die bayerische Dampfnudel in ihre Re
zeptsammlung aufgenommen und dafür den 
Einheimischen gezeigt, daß man die Buchteln 
oder Rohrnudeln ganz gut mit Zwetschgen, 
Marmelade, Quark oder Mohn füllen 
konnte. 
Der Mohn war übrigens in den bayerischen 
Landen bis zum Eintreffen der Heimatver
tr iebenen weitgehend unbekannt gewesen. 

Ihnen ist es zu verdanken, wenn heute in je
der Bäckerei köstliche Mohngebäcke zu be
kommen sind. Z u solchen Bereicherungen 
auf dem Gebiet der Feinschmeckerei gehö
ren auch die schlesischen Streuselkuchen 
oder der eingemachte Kürbis. 
Die Qualität der böhmischen Küche wie
derum hat dafür gesorgt, daß mehr Ge
würze verwendet werden . Nebenbei be
merkt kommt es auch nicht von ungefähr, 
daß einer der größten deutschen Gewürz 
hersteller, der nunmehr seinen Sitz in Neu-
traubling bei Regensburg hat, aus Karlsbad 
stammt. [ I ] 
Z u Silvester des Jahres i960 interessierte sich 
auch die Ebersberger Zeitung für die Eßge
wohnheiten der Neubürger an e inem sol
chen Festtag und veröffentlichte darüber fol
genden Art ikel , der nicht nur wegen der 
darin enthaltenen Kochrezepte interessant 
ist, sondern auch schon einige Auswi rkun
gen widerspiegelt, die die Eingliederung der 
Vertr iebenen mit sich brachte: 
„ ( . . . ) Ein Handwerker und Kaufmann, der in 
Ebersberg Fuß gefaßt hat und mit der Stadt 
bereits verwachsen ist, erzählte uns vom 
schlesischen Silvesterbrauch. Dort , so wurde 
uns gesagt, sei der Punsch, bereitet aus Rot
we in , Nelken, Z imt und wenig Wasser, wohl 
im ganzen Landesbereich wesentl icher Be
standteil der Silvesterfeier gewesen. Dazu 
habe man Berliner Pfannkuchen verzehrt , 
die mit Konfitüre gefüllt und mit Zucker be
streut waren . Es handelt sich um ein 
Schmalzgebäck, das auch in unserer Gegend 
längst Eingang gefunden hat. 
Neu war uns jedoch eine Mohnspeise, die 
uns unser schlesischer Gewährsmann ver
riet: Semmeln werden in Würfe l geschnit
ten. Dann mahlt man Mohn sehr fein, ver
mengt ihn mit Zucker und Rosinen je nach 
Geschmack und gibt die brühheiße Masse 
über die Semmelwürfel . Das Ganze muß er
kalten und wird dann serviert. Die Speise soll 
von köstlichem Wohlgeschmack sein. 
Ein anderer Schlesier, in Markt Schwaben 
wohnhaft , erzählte uns vom .schlesischen 
Karpfen', der mit Vorliebe am Silvesterabend 
aufgetischt worden sei. Rezept: zwei gelbe 

Rüben, einige kleine Zwiebeln , eine Petersi
l ienwurzel , eine kleine Sellerieknolle und 
eine schwarze Brotrinde werden in halb 
Wasser, halb hellem Bier weichgekocht. 
Dazu gibt man etwas Thymian, zwei Lor
beerblätter, Senfkörner und ein paar zer
drückte Wacholderbeeren. Dieser Sud wird 
durchgeseiht und mit etwas braunem Pfef
ferkuchen sämiggemacht. Hinzu fügt man ei
nen Spritzer Essig, ein paar Rosinen, einige 
gespaltene Mandeln und etwas Salz. In die
sem Sud muß der in Stücke zerlegte Karpfen 
garziehen. Beim Anrichten setzt man einige 
Butterflöckchen drauf. 
Im Sudetenland, so wurde uns von einer im 
Erzgebirge beheimateten Ingenieursgattin 
erklärt, habe man am Silvesterabend ge
wöhnlich eine Bowle getrunken, bei der 
Ananas, Erdbeeren, Pfirsiche und sonstige 
Früchte verwendet worden seien. Als 
Abendgericht seien Bratwürstel auf den 
Tisch gebracht worden , aus Kalbfleisch be
reitet, zu denen Salzkartoffeln gereicht wur
den. Ein besonderes Gebäck sei — wenig
stens im Bereich ihrer engeren Heimat — 
nicht üblich gewesen. Man habe sich mi tdem 
weihnachtlichen Kleingebäck oder dem 
Christstollen begnügt. Im erzgebirgischen 
Raum hätte man auch vielfach in sehr be
scheidener Weise in Milch eingebrockte 
Semmeln verzehrt . 

Punsch und Berliner Pfannkuchen, so wurde 
uns in Grafing von einem gebürtigen Pom
mern gesagt, waren auch im Bereich derOst-
seeküste am Silvesterabend üblich. Z u m 
Abendessen gab es gewöhnlich Karpfen in 
Bier. Hier verwendete man jedoch im Ge
gensatz zu Schlesien kein helles, sondern so
genanntes Braunbier. 
Auch diese Frage richteten wi r an die Hei
matvertr iebenen : ob sie den Silvesterbrauch 
noch so üben w ie in der alten Heimat. Die 
Antwor t lautete unterschiedlich. Fast überall 
aber sind die silvesterlichen Speisezettel der 
alten mit denen der neuen Heimat eine Ver
bindung eingegangen. Das ist besonders bei 
jüngeren Ehepaaren der Fall. ( . . . ) . " [2] 
Wenn sich also sogar an den Festtagen die 
Bräuche und Eßgewohnheiten vermischt 
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Grundrezepte böhmischer Spezialitäten: 
Powidldatschgerl und Mohnstrudel. 

haben, dann auch mit Sicherheit um so mehr 
im Alltag. So kann man zum Beispiel feststel
len, daß heutzutage Fischgerichte in Bayern 
nicht mehr nur an Fastentagen zubereitet 
w e r d e n , sondern zu den alltäglichen Mahl
zeiten gehören. Mancher Fischteich, der in 
den letzten 40 Jahren angelegt wurde , ist 
mitunter auch durch die Nachfrage der Hei
matvertr iebenen angelegt worden . 
D e m Leser, der sich für Kochrezepte aus 
dem reichhaltigen Schatz der Heimatvertrie
benen interessiert, seien folgende Bücher 
empfohlen: 
Froidl , Ilse: Böhmische Küche, München 1979 
Grande l , Hanna: Schlesische Spezialitäten, 
München 1965 

Neuber, Wolf : Die k. und k. böhmische und 
ungarische Küche. Rezepte aus der guten al
ten Zeit , München 1980 
Pelz, Henriette: Schlesisches Kochbuch, 
München 1956 
Piepenstock, Marianne: Spezialitäten aus 
Ost- und Mitteldeutschland. Die guten alten 
Rezepte aus Sachsen, Thür ingen, Schlesien, 
Berlin, Mecklenburg-Pommern, Ost- und 
Westpreußen, Sudetenland, München 1967 
Tropschuh, Hedwig: Sudetendeutsches 
Kochbuch der einfach guten Küche, Mün
chen 1970 
Wittl ich, Boris: Aus böhmischen Küchen, 
München 1977 

A n m e r k u n g e n 

[ I ] Diese Informationen beruhen auf verschiede
nen Interv iews ; hauptsächlich aber auf solchen 
mit Frau Rotter, H e r r n Dr .Stre ibl und H e r r n Ignaz 
Z i t terbart . 
[2] Ebersberger Ze i tung, Nr. 314 v o m 31. D e z e m 
ber i960. 
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Die Vertriebenen des Landkreises in Zahlen 

I. Anzah l der Vertriebenen 

Statistisch betrachtet hatte der Landkreis 
Ebersberg überdurchschnittlich viel Flücht
linge und Vertriebene aufgenommen. Denn 
gemessen an seiner Gesamtbevölkerung be
trug am 27. Mai 1970 sein Antei l an Vertriebe
nen mehr als ein Viertel , nämlich 25,9 Pro
zent: dabei galt für ganz Bayern zur gleichen 
Zeit ein Durchschnittswert von 20,4 Pro
zent. Somit stand der Landkreis Ebersberg 
mit seinen 18 280 Ausgewiesenen und 
Flüchtlingen bei einer Gesamtbevölkerung 
von 71 140 Personen unter den Landkreisen 
Oberbayerns an fünfter Stelle; der ober
bayerische Durchschnitt lag 1970 ver
gleichsweise bei 21,96 Prozent, Mühldorf 
hatte 29,37 Prozent, Dachau 32,62 Prozent 
und Wolfratshausen 36,23 Prozent. [ I ] 
In all den Jahren bis zu dieser Erhebung war 
die Anzahl der Vertr iebenen im Landkreis 
nie gleich geblieben. Während bis e twa 1950 
ein steter Anstieg zu verzeichnen war, be
ginnt sie dann bis in die Mitte der fünfziger 
Jahre hinein abzusinken. Der Grund dafür 
liegt darin, daß nun viele Flüchtlinge und 
Ausgewiesene von derwirtschaft l ichen Kon
junktur angezogen wurden und abwander
ten, außerdem griffen nun die staatlichen 
Umsiedlungsmaßnahmen, die jährlich einige 
Hundert von ihnen in andere Bundesländer 
brachte. Der anschließende Anstieg läßt sich 
damit erklären, daß nunmehr viele Flücht
linge aus der D D R aufgenommen wurden , 
die ebenso wie die inzwischen herange
wachsenen Kinder der Ausgewiesenen ei
nen Flüchtlingsausweis erhielten. Diese Z u -
und Abnahme ist, soweit die entsprechen
den Zahlen vorlagen, aus der folgenden Ta
belle zu ersehen: 

I. I. 1946: 12468 [2] 
Juli 1947: 13400 [3] 
I. I. 1949: 15 377 [4] 
13.9. 1950: 15 369 (Gesamtbev. : 52194/ = 

29,44 % ) [5] 
1.4. 1953: 14735 (Gesamtbev. : 50891/ = 

28,95 % ) [6] 
I. 10. 1954: 14 285 [7] 

30. 9. 1955: 14500 (Gesamtbev. : 5 0 9 0 0 / = 
28,48 % ) [8] 

Ende 1956: 13 900 [9] 
Ende 1957: 14 300 (Gesamtbev. : 51975/ = 

2751 % [10] 
Ende 1958: 14600(11] 
1.1. 1961: 15 200 ( - 2 7 % ) [12] 
27 5. 1970: 18280 (Gesamtbev. : 71 140/ = 

25,69%) [13] 

Im gesamten Bayern wurden bei der Volks
und Berufszahlung von 1950 übrigens 
1937 297 Heimatvertr iebene und Flücht
linge unter einer Wohnbevölkerung von 
9184 466 Personen gezählt. [ 14] Im Jahr 1970 
waren es dann 2 0 5 6 4 3 0 Vertr iebene und 
Deutsche aus der D D R unter 10079 600 der 
gesamten Bevölkerung. [15] 

2. Die Herkunft der Vertriebenen 

Der Volks- und Berufszählung vom 13. Sep
tember 1950 ist es zu verdanken, wenn man 
heute noch Aufschluß über die Herkunft der 
Ausgewiesenen und Flüchtlinge des Land
kreises Ebersberg erhalten kann. In der fol
genden Tabelle sind die E inwohner des 
Landkreises nach dem Gebiet ihres Wohn
ortes am I. September 1939 aufgeschlüsselt. 
[16] 
(Die Zahlen in Klammern beziehen sich auf 
ganz Bayern) 
Bayern 34 857 (6773 021) 
Ausland 12320 ( 1386929 ) 
Tschechoslowakei 8 624 ( I 031 468) 
Deutsche Ostgebiete 3 320 (598422) 
Schlesien 2421 (461 158) 
Jugoslawien 1523 (71073) 
Ungarn 589 (57511) 
Sowj. Besatzungszone 581 (135 632) 
Ostpreußen 547 (88 593) 
Österreich • 441 (42952) 
Rumänien 343 (48024) 
Polen 329 (57 115) 
Pommern 225 (34830) 
Übriges Europa 210 (40512) 
Brandenburg 127 (13 841) 
Danzig 84 (11440) 
Baltische Staaten 70 (13 378) 

Bei den unter „Ausland" angeführten Perso
nen handelt es sich um sogenannte DP's 
(Displaced Persons), also um die während 
des Krieges von den Nationalsozialisten in 
das Reich verschleppte Arbeitskräfte. Un
ter „Deutsche Ostgebiete" sind die Regionen 
zu verstehen, die nach dem Stand vom 
31. Dezember 1937 unter fremder Verwal
tung standen. 
W i e aus dieser Tabelle hervorgeht, bildeten 
im Landkreis Ebersberg die Sudetendeut
schen mit 56,1 Prozent unter den Vertriebe
nen die weitaus größte Gruppe, gefolgt von 
den Schlesiern mit 15,75 Prozent; die Süd
ostdeutschen nahmen einen ähnlich großen 
Anteil ein. Weitaus in der Minderheit aber sa
hen sich demgegenüber die Ostpreußen mit 
3,55 Prozent und die Pommern mit 1,46 Pro
zent. 

3. Heimatvertriebene und 
Wohnbevölkerung nach der Religions
zugehörigkeit (13. September 1950) 

(Die Zahlen in Klammern verweisen auf die 
Gesamtbevölkerung) [17] 

Römisch-katholische Kirche 11965 
(45 986) 7 7 8 % 
Evangelische Landeskirche 3 228 
(5 526) 21,0 % 
Freireligiöse und Freidenker 76 
(378) 0,4 % 
Romfreie katholische Kirchen 35 
(51) 0 , 2 % 
Evangelische Freikirchen 33 
(116) 0 , 2 % 
Israelitische Religionsgemeinschaft 14 
(28) 
Morgenländisch-katholische Kirchen 9 
(65) 
Ohne Angabe 9 
(38) 

Aus dieser Tabelle geht hervor, daß mehr als 
drei Viertel der Vertriebenen, die der Land
kreis Ebersberg aufgenommen hatte, der 
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katholischen Konfession angehörten. Die 
Angehörigen der Evangelischen Landes
kirche machten zwar unter den Vertriebe
nen 21 Prozent aus, veränderten aber mit 
e inem Anteil von lediglich sechs Prozent an 
der Gesamtbevölkerung das Kräfteverhält
nis der Kirchen nur sehr geringfügig. Für die 

katholische Kirche allerdings bedeutete der 
Vertr iebenenzustrom eine beträchtliche 
Ausdehnung ihres Wirkungsbereiches, denn 
die heimatvertriebenen Katholiken allein 
konnten unter der gesamten Einwohner
schaft des Landkreises ganze 22 Prozent 
für sich buchen. 

(Aus: Die Vertriebenen in Westdeutschland, hrsg. 
von £ Lemberg/F. Edding, Kiel 1959) 
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Aus untenstehender Tabelle [18] läßt sich 
das Verhältnis der heimatvertr iebenen Er
werbspersonen zu den einheimischen Be
rufstätigen bezüglich ihres Berufsstandes er
rechnen. (Die Zahlen in Klammern beziehen 
sich auf die Erwerbspersonen insgesamt, die 
Prozentangaben geben den Anteil der Hei
matvertr iebenen wieder ) : 

Vertr iebene 
Selbständige: 342 (4 5 0 3 ) - 7 , 5 9 % 
Mithelf. Fam.-Ang.: 101 ( 5 3 6 5 ) = 1,80% 
Beamte: 128 ( 8 0 5 ) = 15 ,90% 
Angestellte: 737 (2 343) - 31,45 % 
Arbei ter : 4 680 ( I I 585) = 40,39 % 
W e n n man nun die Heimatvertr iebenen ab
zieht, ergibt sich für die Einheimischen fol
gendes Verhältnis: 

Einheimische 
Selbständige: 4 161 (4 503) - 92,40 % 
Mith. Fam.-Ang.: 5 2 6 4 (5 365) - 98,11 % 
Beamte: 677 (805) = 8 4 , 0 9 % 
Angestellte: I 606 (2 343) = 68,54 % 
Arbeiter : 6 905 (11 585) - 59,60 % 

Die Heimatvertr iebenen konnten sich also 
hauptsächlich als Arbei ter und Angestellte in 
das Berufsleben eingliedern. Daß es unter ih
nen vergleichsweise wenige mithelfende Fa
milienangehörige gab, liegt daran, daß diese 
vorwiegend als Einheimische (4 544) in den 
land- und forstwirtschaftlichen Betrieben 
(2535 ) der Altansässigen arbeiteten. 
Von den selbständigen Vertr iebenen waren 
die meisten im Handwerk (verarbeitendes 
G e w e r b e : 1420/Eisen- und Metallgewerbe: 
614) tätig. Außerdem fällt auf, daß immerhin 
schon 21 Vertriebene selbständig einen Bau
ernhof bewirtschafteten. 
Einige der erwerbstätigen Vertriebenen 
konnten oder wollten im Jahre 1950 keine 
Angaben zu ihrem Beruf machen, insgesamt 
waren es 524 Personen. Dazu kommen noch 
2 438 Ausgewiesene, die sich als selbständige 
Berufslose bezeichneten. W e n n man nun 
diese alle nicht berücksichtigt, dann ergeben 
sich unter den 15 369 Neubürgern des Land
kreises Ebersberg nur 5 988 Berufstätige, 
von denen mit Sicherheit gesagt werden 
kann, daß sie wirklich beschäftigt waren . Legt 
man diese Zahl zugrunde, so zeichnet sich 
unter den Vertriebenen selbst folgendes Be
rufsgruppenverhältnis ab: 

4. Die Erwerbstätigkeit der Vertriebenen im Verhältnis zur Gesamtbevölkerung 

Selbständige: 
Mithelf. Fam.-Ang.: 
Beamte: 
Angestellte: 
Arbei ter : 

(342) 5,71 % 
(101) 1,68% 
(128) 2 , 1 4 % 
(737) 12,31 % 

(4680 ) 78,16 % 

Bei den erwerbstätigen Einheimischen 
machten 507 Personen keine Angaben und 
3 950 stuften sich als selbständige Berufslose 
e in ; rechnet man nun diese und die erwerbs
tätigen Heimatvertr iebenen von der Ge-

Wirtschaftsabteilungen 
Stellung im Beruf 

Wohnbevölkerung 
überhaupt 

Erwerbspersonen 

Wirtschaftsabteilungen 
Stellung im Beruf 

Wohnbevölkerung 
überhaupt überhaupt 

darunter 
Heimat-

. e " 
triebene 

Wirtschaftsabteilungen 
Stellung im Beruf 

insgesamt männlich weiblich insgesamt männlich insgesamt 

Wirtschaftsabteilungen 
Stellung im Beruf 

1 2 3 4 5 6 

0 Land- und Forstwirtschaft 13 320 6 356 6 96-: 9o56 4 776 1 167 
Selbständige 4704 3 109 1595 2256 1 922 21 
Mith. Familienangehörige 4711 1 155 3 556 4 590 1 098 46 
Beamte 25 17 8 13 13 1 
Angestellte 1 10 59 51 53 42 14 
Arbeiter 3770 2016 1 754 2744 1 701 1085 

1 Gewerbl iche Urproduktion 498 269 229 214 181 73 
Selbständige 23 1 1 12 9 9 1 
Mith. Familienangehörige 4 2 2 4 2 -
Beamte - - - - - -Angestellte 78 36 42 30 20 6 
Arbeiter 393 220 173 171 150 66 

2 Eisen- und Metallgewerbe 2972 1 873 1 099 1 701 1 522 614 
Selbständige 570 317 253 217 215 21 
Mith. Familienangehörige 54 30 24 48 28 2 
Beamte - - - - - -Angestellte 280 35 145 141 93 58 
Arbeiter 2068 1 391 677 1 295 1 186 533 

3/4 Verarbeitendes Gewerbe 
(ohne Eisen- u. Metallgewerbe) 7032 3 363 3669 4219 2542 1 420 
Selbständige 1 557 756 801 754 533 120 
Mith. Familienangehörige 265 85 180 237 71 17 
Beamte 1 - 1 - - -
Angestellte 490 222 268 262 54 80 
Arbeiter 4719 2 300 2419 2966 1 784 1 203 

5 Bau- und Ausbaugewerbe 5269 3 158 2111 2390 2330 1 069 
Selbständige 592 333 259 217 213 26 
Mith. Familienangehörige 46 19 27 44 19 2 
Beamte - - - - -
Angestellte 150 84 66 79 61 28 
Arbeiter 4481 2722 1 759 2050 2037 1013 

6 Handel, Geld- U.Versicherungswesen 3054 1 365 1 689 1 816 974 454 
Selbständige 1 178 603 575 596 404 90 
Mith. Familienangehörige 267 44 223 255 39 25 
Beamte 6 4 2 3 3 -
Angestellte 982 421 561 613 309 184 
Arbeiter 621 293 328 349 219 155 

7 Dienstleistungen 1 830 518 1 312 1 381 355 352 
Selbständige 489 283 206 244 87 28 
Mith. Familienangehörige 163 25 138 154 23 5 
Beamte - - - - - -Angestellte 168 59 109 99 38 25 
Arbeiter 1010 151 859 884 107 294 

8 Verkehr 3450 1 816 1 634 1 299 1 201 241 
Selbständige 215 123 92 84 81 9 
Mith. Familienangehörige 15 6 7 14 8 1 
Beamte 984 5Ü9 475 348 339 44 
Angestellte 315 148 167 158 99 37 
Arbeiter 1 921 1 028 893 695 674 150 

9 Offentl . Dienst u. Dienstleistungen 
im öffentlichen Interesse 3710 1 691 2019 1 916 1 157 598 
Selbständige 305 162 143 126 102 2o 
Mith. Familienangehörige 14 1 13 14 1 3 
Beamte 1 043 535 508 437 360 8? 
Angestellte 1 455 533 922 908 390 3C5 
Arbeiter 893 460 433 431 304 18 

Ohne Angabe 1 615 702 913 1 031 S I 4 524 

Selbständige Berufslose 9 444 3 386 6058 6 388 2550 2438 

Insgesamt 52194 24497 27 697 3201 1 18 102 8950 
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samtbeschäftigtenzahl ab, verbleiben 18604 
im Berufsleben stehende Altansässige, de
ren Berufsgruppenverhältnis so aussieht: 

Selbständige: (4 161) 2 2 , 3 6 % 
Mithelf. Familienangeh.: (5 264) 28,28 % 
Beamte : (677) 3,63 % 
Angestel lte: ( 1606 ) 8,63 % 
Arbe i te r : ( 6905 ) 3 7 , 1 0 % 

Beim Vergleich dieser Zahlen läßt sich leicht 
feststellen, daß die Vertr iebenen in beruf
licher Hinsicht noch sehr benachteiligt wa
ren. Denn über 90 Prozent von ihnen waren 
Arbe i ter und Angestellte, während bei den 
Einheimischen nicht einmal die Hälftezu die
ser Gruppe gehörte: und als Selbständige la
gen sie weit hinter den Alteingesessenen zu
rück. Lediglich in der Berufsgruppe der Be
amten w a r e s ihnen gelungen, wenigstens ei
nigermaßen gleichzuziehen. 

Bis zur Arbeitsstättenzählung vom Herbst 
1950 waren im Landkreis Ebersberg 446 so

genannte Flüchtlingsbetriebe entstanden. 
Dabei muß allerdings nicht jeder Betrieb 
auch von einem Vertr iebenen gegründet 
oder geleitet worden sein, denn als solcher 
konnte auch einer gelten, wenn er minde
stens zu 70 Prozent Vertr iebene beschäf
tigte. Die meisten dieser Betriebe bewegten 
sich in einer geringen Größenordnung, wie 
aus einer Erhebung des vorhergehenden 
Jahres zu ersehen ist, nach der im Landkreis 
nur acht Firmen mit wenigstens fünf Mitar
beitern festgestellt wu rden . [20] Insgesamt 
gaben diese Betriebe im Jahre 1950 jedoch 
I 134 Personen Arbei t : mit Vorliebe beschäf

tigten sie vor allem Landsleute, nämlich 803 
Heimatvertr iebene. 
Die übrigen Ausgewiesenen fanden entwe
der im Landkreis Arbei t oder mußten außer
halb desselben ihren Unterhalt verdienen. 
Das waren im Jahre 1950 immerhin 1421; da
mit machten sie unter der Gesamtzahl der 
Auspendler des Landkreises 35,9 Prozent 
aus (siehe Tabelle 7 Seite 83). 
Mit den freien Gebieten sind in der Tabelle 8 
(auf Seite 83) solche gemeint, die nicht zu 
den einzelnen Gemeinden gehörten, wie 
z u m Beispiel Teile des Ebersberger Forstes, 
w o sich wilde Ansiedlungen gebildet hatten. 
Unte r diesen erreichten die Heimatvertrie
benen den weitaus höchsten Prozentsatz. 
Unte r den Ortschaften aber war es Strauß
dorf, das vergleichsweise die meisten Ausge
wiesenen aufgenommen hatte, gefolgt von 
Schalldorf, das durch das Lager Wagenreith 
zu seinem hohen Vertriebenenanteil kam. 
Den geringsten prozentualen Anteil hatten 
die Gemeinden Parsdorf und Glonn. 
Berechnet man aber die Anzahl der in den 
Gemeinden lebenden Vertr iebenen an sich, 
dann hatten die Gemeinden Markt Schwa
ben und Grafing die meisten von ihnen zu 

5. Die Wohnbevölkerung des Landkreises Ebersberg nach Erwerbstätigkeit 
und nach Wirtschaftsgruppen [19] (Stand: 13.9.1950) 

Erwerbspersonen 
darunter 

Wirtschaftsgruppen Wohnbevölkerung Heimat-
überhaupt überhaupt ve 

triebene 
insgesamt männlich weiblich • ge: in • männlich nsgesamt 

1 2 3 4 l 6 
03 Landwirtschaft und Tierzucht 12324 5 820 6 504 9 172 4 392 977 
04 Forst- und Jagdwirtschaft 800 432 368 358 304 53 
05 Gärtnerei 194 102 92 124 78 37 
08 See- und Küstenfischerei - - - - - -09 Binnenfischerei 2 2 - 2 2 
11 Steinkohlenbergbau - — - - - -
12 Braunkohlenbergbau 3 — 3 - — -13 Erzbergbau (auch Aufbereitung) 3 - 3 1 - l 
14 Salzbergbau und Salinen - — - - - -
15 Sonstiger Bergbau 7 3 4 4 3 4 
17 Industrie der Steine und Erden 339 181 158 150 26 
19 Energiewirtschaft 146 85 61 59 52 15 
21 Eisenschaffende Industrie 31 20 11 14 14 9 
22 NE-Metallerzeugung 24 14 10 13 12 6 
23 Stahl- und Waggonbau 102 6b 36 52 51 21 
24 Maschinen- und Apparatebau 605 380 225 333 306 126 
25 Schiffbau - - — - -26 Fahrzeugbau 679 454 225 399 381 1 26 
27 Elektrotechnik 491 298 193 277 229 103 
28 Feinmechanik und Optik 300 180 120 182 147 72 
29 Metallwarenfertigung 740 461 279 431 380 151 
31 Mineralölindustrie 6 3 3 5 3 2 
32 Chemische Grundindustrie 251 125 126 136 37 7Q 
34 Kunststoffverarbeitung 25 4 21 18 3 1 1 
35 Gummi- und Asbestverarbeitung 37 18 19 J' 13 15 
36 Feinkeramische und Glasindustrie 33 17 16 20 16 4 
37 Sagerei und Holzbearbeitung 901 478 423 412 352 1 10 
38 Holzverarbeitung 1 283 787 496 657 597 226 
39 Papiererzeugung, Druckereigewerbe 325 172 153 193 133 6 3 
41 Ledererzeugung und -Verarbeitung "53 410 343 408 32C 180 
42 Texti lgewerbe 479 138 341 336 63 155 
43 Bekleidungsgewerbe 1 396 3 2 3 1067 1051 237 34 
44 Musikinstrumente, Spielwaren 49 23 26 27 18 7 
45 Mühlen- und Bäckereigewerbe 545 324 221 396 273 92 
46 Fleisch-, Milch-, Zuckerindustrie 366 233 133 230 185 54 
47 Obstverwertung, Gewürzverarbeitg. 38 14 24 26 13 12 
48 Getränkeherstellung 515 28; 234 258 203 56 
49 Tabakwarenherstellung 30 7 23 23 6 13 
53 Architektur-, Vermessungsbüros 59 31 28 24 22 4 
54 Hoch- und Tiefbau 4005 2 359 1 646 1 740 710 85t 
55 Zimmerei und Dachdeckerei 394 255 139 205 202 57 
56 Bau- und Elektroinstallation 399 259 140 212 99 70 
57 Ausbaugewerbe 371 237 134 194 183 80 
59 Bauhilfsgewerbe 41 17 24 15 14 2 
65/66 Warenhandel u. Verlagsgewerbe 2 593 1 130 1 463 1 551 800 397 
67 Vermittlung und Werbung 72 36 36 32 24 6 
68 Geld-, Bank- und Börsenwesen 256 128 128 151 95 31 
69 Versicherungswesen 133 71 62 82 55 20 
71 Grundstücksverwaltung 7 4 3 4 4 1 
72 Gaststättenwesen 578 196 382 439 133 53 
73 Theaterwesen, private Forschung 252 30 122 121 92 25 
74 Sportpflege 8 3 5 4 2 2 
75 Nachrichten- und Schreibbüros 1 1 5 6 7 4 2 
76 Photographisches Gewerbe 49 19 30 34 16 11 
77 Friseurgewerbe 25c 123 133 154 9 44 
78 Reinigungs- und Bewachungsgew. 55 16 3 G 40 12 15 
79 Häusliche Dienste 614 22 592 578 3 199 
81 Deutsche Bundespost 467 231 236 212 162 53 
82 Deutsche Bundesbahn 2452 1 291 1 161 863 835 150 
83 Schienenbahnen 36 17 19 13 1 1 3 
84 Straßenverkehr 357 203 154 150 141 20 
85 Schiffahrts- und Wasserstraßenwes. 6 5 1 3 3 -86 Luftverkehr 5 3 2 3 3 -87 Verkehrsneben- und -hilfsgewerbe 127 66 61 55 46 15 
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beherbergen und am wenigsten die kleinen 
Kommunen Ölkofen und Gelting. 
Den größten Bevölkerungszuwachs dage
gen hatten die Gemeinden Zorneding und 
Pöring erfahren, deren Einwohnerschaft sich 
seit 1939 mehr als verdoppelt hatte. Den pro
zentual geringsten Zuwachs vermeldeten 
Forstinning und Lampferding. 

5. Die Wohnbevölkerung des Landkreises Ebersberg nach Erwerbstätigkeit 
und nach Wirtschaftsgruppen (Fortsetzung v. Seite 79) [19] (Stand: 13.9.1950) 

91 Öffentliche Verwaltung 1431 709 722 627 486 9z 
92 Besatzungsmächte 584 313 271 281 222 151 
93 Polit. und wirtschaftl. Organisationen 40 B 22 24 1 1 7 
94 Rechts- und Wirtschaftsberatung 131 55 76 73 36 19 
95 Kirchen, weltanschaul. Vereinig. 76 48 28 59 46 8 
96 Erziehung, Wissenschaft, Kultur 518 224 294 262 153 71 
97 Fürsorge und Wohlfahrtspflege 212 59 153 57 42 23 
98 Sozialversicherung 78 41 37 36 23 -
99 Gesundheitswesen und Hygiene 640 224 416 397 36 19 

Ohne Angabe 1 615 702 913 1031 514 524 
Insgesamt -2 750 21 111 21 639 25 623 15 552 6 5 1 2 

(Staatsarchiv München, LRA 67462. J 

Bevölkerung Bayerns 1970 

Flüchtlinge 
300 .000 

Ausländer 
Arbeitnehmer: 3 0 0 . 0 0 0 
Übrige: 2 0 0 . 0 0 0 

Vertriebene 
1,7 Millionen 

Einheimische usw. 
8,1 Mill ionen 

Entnommen aus : Landkreis Erding (Hrsg.): Flücht
linge und Heimatvertriebene im Landkreis Erding, 
Erding 1985, S. 199. 

Entnommen aus: Landkreis Erding (Hrsg.): Flücht
linge und Heimotvertriebene im Landkreis Erding, 
Erding 1985, S. 20. 

ZUNAHME DER GESAMTBEVÖLKERUNG IN BAYERN 

1945bis1950 M I L L I O N E N 
E I N W O H N E » 

1 9 4 - 5 194-6 1 9 4 - 7 1 9 4 Ö 1 9 4 9 1 9 5 0 

Vertriebene in Bayern 
n a c h H e r k u n f t s g e b i e t e n 

Osteuropa 

Sudosteuropa 

brige Gebiete 

Übriges Ost
deutschland J \J 

Sudetendeutsche 
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6. Arbeitsstätten und Beschäftigte im Landkreis Ebersberg [21 j (Stand: 1 3 . 9 . 1 9 5 0 ) 

Arbeitsstätten Beschäftigte Personen Flüchtl ingsbetriebe 

darunter 

darunter in Arbeits da runte r 
mit stätten mit Heimat beschäf Heimat

Gewerbeabte i lung , -gruppe insgesamt Schwer insgesamt weibl ich Schwer ver insgesamt tigte verGewerbeabte i lung , -gruppe 
punkt im 

H a n d w e r k 
punkt im 

Handwerk 
t r iebene Personen t r iebene 

[1] 

1 2 3 4 5 6 7 8 9 

G e s a m t s u m m e [2] 2 6 7 1 1 223 9 0 5 9 2 8 / 4 3 7 4 0 1 763 258 567 414 

Abte i lung 
0 Nichtlandwirtschaft l iche Gär tne re i , 

T ie rzucht und Fischerei [3] [4] 19 - 35 1 1 - 2 2 2 2 
1 Bergbau, G e w i n n u n g u. Vera rbe i tung 

von Steinen u. E r d e n ; Energ iewi r tsch . 32 5 189 33 4 53 2 6 5 
2 Eisen- und Metal lerzeugung 

und -Verarbeitung 223 212 697 65 612 152 19 75 -16 
3/4 Verarbei tende G e w e r b e (ohne Eisen-

und Metal lverarbeitung) 906 749 3 4 2 2 1 266 1 936 749 98 223 173 
5 Bau-, Ausbau- und Bauhi l fsgewerbe 202 187 1057 32 1 037 205 17 24 20 
6 Handel , Ge ld - u. Vers i cherungswesen 688 - 1 359 593 - 190 73 l/ l 10 
7 Dienstleistg. (ohne solche de r Abt . 9) 255 70 536 I I I 141 51 18 27 24 
8 Verkehrswi r tschaf t 143 - 759 57 - 98 8 9 6 
9 Öffent l icher Dienst und Dienst

leistungen im öffentl ichen Interesse [2] 203 - 1 005 538 - 263 21 30 26 

G r u p p e 1 
06 Nicht landwirtschaft l iche Gä r tne re i 

und Sämereiwirtschaft [3] 2 - 3 1 - - - - -
07 Nicht landwirtschaft l iche T i e r zuch t [3] 17 - 32 9 - 2 2 2 2 
09 Fischerei und Fischzucht [4] - - - - - - - -
1 1 Steinkohlenbergbau - - - - - - - - -

12 Braunkohlenbergbau - - - - - - - - -
13 Erzbergbau - - - - - - - - -

14 Salzbergbau und Salinen - - - - - - - - -15 Sonstiger Bergbau ( G e w i n n u n g von 
Graphi t , To r f usw. ) 1 - 1 - - - -

17 G e w i n n u n g und Vera rbe i tung 
von Steinen, E rden und 
grobkeramischen Erzeugnissen 17 5 139 14 51 2 6 5 

19 Energiewirtschaft 14 - 49 7 - 2 - - — 

21 E i sen-und Stahlindustrie 2 2 2 - 2 - - - -
22 NE-Metal l industr ie - - - - - - - - -

23 Stahlbau 2 1 8 6 4 1 2 : 
24 Maschinenbau 23 21 59 5 57 13 2 6 5 
25 Schiffbau - - - - - - - - -
26 Straßen- und Luftfahrzeugbau 77 76 261 13 259 47 4 19 6 
27 E lektrotechnik 16 14 44 6 26 8 2 6 3 
28 Feinmechanik und Opt i k 17 16 76 12 72 27 2 2 2 
29 Eisen-, Stahl-, Blech- u. Meta l lwaren

gewerbe 86 82 247 23 190 53 8 40 28 
31 Mineralölverarbeitung und 

Kohlenwertstoff industr ie - - - - - - - - -
32 Chemische Industrie 8 55 15 - 20 - - -

34 Kunststoffverarbeitung 1 10 5 - 7 1 10 
35 G u m m i - und Asbestvera rbe i tung 3 3 6 - 6 4 2 5 4 
36 Feinkeramische und Glas industr ie 1 l 8 3 B - - - -
37 Sägerei und Holzbearbe i tung 29 - 386 51 - 9C - - -

38 Holzverarbeitung 148 134 595 71 44 147 13 19 17 
39 Papiererzeugung, -Verarbeitung und 

Druckere igewerbe 7 2 87 32 4 21 - - -
41 Ledererzeugung und -Verarbeitung 138 133 317 59 213 99 20 4b 43 
42 Tex t i lgewerbe 31 24 279 208 63 86 8 22 19 
43 Bekle idungsgewerbe 287 276 663 479 532 153 51 99 74 

[ I ] O h n e Heimatver t r iebene de r zu den Betr ieben gehörenden Zweignieder lassungen. - [2] O h n e öffentliche Ve rwa l tung . - [3] N u r Arbe i tss tät ten ohne 
bewirtschaftete Bodenfläche. - [4] N u r Arbeitsstätten ohne bewirtschaftete Wasser f läche . 
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6. Arbeitsstätten und Beschäftigte im Landkreis Ebersberg (Fortsetzung v. Seite 81) 

Arbeitsstätten Beschäftig ;te Personen Flüchtl ingsbetriebe 

darunter 

darunter in Arbei ts da run te r 
mit stätten mit Heimat beschäf He imat

Gewerbeabte i lung , -gruppe insgesamt Schwer
punkt im 

H a n d w e r k 

insgesamt weib l ich Schwer
punkt im 

H a n d w e r k 

ver
t r iebene 

insgesamt tigte 
Personen 

ver
t r i ebene 

[1] 

1 2 3 4 5 6 7 8 9 

44 Herstel lung v, Mus ik inst rumenten , Spiel
w a r e n , Sportgeräten und Schmuckwaren 7 5 11 - 7 - - - -

45 Mühlen- , Bäckerei- und S ü ß w a r e n 
gewerbe : Herstel lung von Nähr
mitteln, Stärke- und Futtermit te ln 92 89 379 129 343 45 3 22 9 

46 Fleisch- und Fischverarbeitung, 
Mi lchverwertung ; Herste l lung von 
Speisefett und Zucke r 103 81 389 68 316 41 - - -

47 Verarbe i tung von Obs t , G e m ü s e , 
Kaffee und T e e , Herstel lung von 
G e w ü r z e n ; G e w i n n u n g von Eis - - - - - - - - -48 Herstel lung von Ge t r änken 51 1 237 46 3 36 - - -

49 Herstel lung von T a b a k w a r e n - - - - - - - - -
51 Hoch- , Tief- und Ingenieurbau 65 50 617 13 5 9 / 134 5 5 5 
55 Z i m m e r e i und Dachdeckere i 40 40 174 3 174 28 2 4 3 
56 Bauinstallation 46 46 142 9 142 23 2 4 3 
57 Ausbaugewerbe 47 47 112 7 112 19 8 11 9 
59 Bauhi l fsgewerbe 4 4 12 - 12 1 - - -
61 E i n - u n d Ausfuhrhandel 1 - 3 2 - - - - -

62/63 Binnengroßhandel u. Ver lagswesen 154 - 383 84 - 68 13 45 33 
64 Einzelhandel 435 - 824 482 - 97 41 79 58 
67 Handelsvert retung, Vermit t lung , 

W e r b u n g und Ver le ih 62 - 103 13 - 23 19 47 19. 
68 Ge ld- , Bank- und Börsenwesen 15 - 44 12 - 1 - - -
69 Vers icherungswesen (ohne Sozial

vers icherung) 1 - 2 - - 1 - - -71 W o h n u n g s - u n d G r u n d s t ü c k w e s e n ; 
Vermögensverwa l tung - - - - - - - - -

72 Gasts tä t tenwesen 119 - 276 177 - 1 1 2 3 2 
73 Kunst , private Forschung, Thea te r , 

F i lm, Rundfunk und Schaustel lung 47 - 94 26 - 10 4 4 4 
74 Sportpflege. Bade- u. Schwimmansta l ten 5 - 8 5 - - - - -
75 Korrespondenz- , Nachr ichten- und 

Übersetzungsbüros 5 - 5 2 - 1 1 
76 Fotografisches G e w e r b e 13 1 1 16 3 14 1 1 1 1 
77 Fr i seurgewerbe und Schönheitssalons 56 55 120 50 19 26 10 18 16 
78 Übrige Dienstleistungen (ohne A b t . 9 ) 10 4 17 12 8 2 - - -

81 Deutsche Bundespost 19 - 105 25 - 15 - - -
82 Deutsche Bundesbahn 23 - 478 20 - 70 - - -

83 Schienenbahnen (ohne Bundesbahn) - - - • - - - - - -
84 S t raßenverkehr 97 — 166 10 - 13 8 9 6 
85 Schiffahrt, Wasse r s t raßen- und 

Hafenwesen - - - - - - - - -
86 Lu f tve rkehr - - - - - - - - -
87 Ve rkeh r sneben- und -hi l fsgewerbe 4 - 10 2 - - - - -
91 Öffent l iche Ve rwa l tu ng [2] - - 470 81 - 121 - - -
93 Politische u. wirtschaft l . Organisat ionen - - - - - - - -
94 Rechts- und Wir tschaf tsberatung - 46 20 - 10 5 8 7 
95 Kirche, religiöse und weltanschaul iche 

Vereinigungen • - 70 15 - 3 - - -
96 Erz iehung, Wissenschaft und Kul tur 41 - 393 !86 - 142 - - -
97 Fürsorge und Wohlfahrtspf lege 8 - 108 66 - 11 - -
98 Sozia lvers icherung 2 - 14 5 - 1 - - — 
99 Gesundhe i t swesen und Hygiene 103 - 374 246 - 96 16 22 19 

[ I ] O h n e Heimatvertr iebene der zu den Betrieben gehörenden Zweigniederlassungen. [2] Für die G ruppe 91 sind nur die Beschäftigten angegeben (in der Gesamt
summe und in Abt . 9 nicht enthalten) . Die Zah l der Arbeitsstätten ist nicht aufgeführt, da die Auszählung hier nicht nach örtl ichen Einheiten erfolgte. 
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7. Pendler im Landkreis Ebersberg 1950 [22] 

Gebiet 

Im Gebiet 
wohnende 
(A) bzw. 
arbeiten

de (E) 
Erwerbs
personen 

Auspendler (A) 
bzw. 

Einpendler(E) 

darunter Von den Pendlern gehören zum Wirtschaftsbereich 

Gebiet 

Im Gebiet 
wohnende 
(A) bzw. 
arbeiten

de (E) 
Erwerbs
personen 

Auspendler (A) 
bzw. 

Einpendler(E) 
Heimat

vertriebene 
Land
wirte 

im 
Neben

beruf 

Land-
und 

Forst
wirt
schaft 

Gewerb
liche 
Ur

produk
tion 

Eisen-
und 

Metall
gewerbe 

Sonstiges 
verar

beitendes 
und Bau
gewerbe 

Handel, 
Geld, 

Verkehr 

Öffentl. 
Dienst u. 
Dienst

leistungen 
aller Art 

Gebiet 

Im Gebiet 
wohnende 
(A) bzw. 
arbeiten

de (E) 
Erwerbs
personen Zahl vH Zah vH 

Land
wirte 

im 
Neben

beruf 

Land-
und 

Forst
wirt
schaft 

Gewerb
liche 
Ur

produk
tion 

Eisen-
und 

Metall
gewerbe 

Sonstiges 
verar

beitendes 
und Bau
gewerbe 

Handel, 
Geld, 

Verkehr 

Öffentl. 
Dienst u. 
Dienst

leistungen 
aller Art 

Ebersberg A 25 623 4 6 5 4 18,2 1 699 36,5 44 78 83 825 6/0 1 204 794 
E 21 971 1002 4,6 351 35,0 14 56 13 168 461 190 1 14 

darunter über Kreis A 3 9 6 0 1 421 35.9 36 31 76 746 1 333 1065 709 
grenze pendelnd E 308 73 23,7 6 9 6 89 124 51 29 

8. Die Bevölkerung in den Gemeinden des Landkreises Ebersberg 
nach dem Stand von 1950 [23] 

Gesamt Zuwachs Heimat Haus
bevölkerung seit 1939 vertriebene haltungen 

Anzing 1 676 630 ( 6 0 , 2 % ) 451 (26,9 % ) 432 
Aßling 2087 827 ( 6 5 , 6 % ) 611 (29,3 % ) 559 
Baiern 1 222 keine Angabe 351 (28,7 % ) 215 
Bruck 1 016 397 ( 6 0 , 9 % ) 352 (34,6 % ) 242 
Ebersberg 4066 1734 ( 7 4 , 4 % ) 963 (23,7 % ) 1 370 
Egmating 1 109 469 (73,3 % ) 425 (38,3 % ) 30-1 
Forstinning 1 394 436 (45,5 % ) 325 (23,3 % ) 

449 (32,6 % ) 
382 

Frauenneuharting 1 379 502 ( 5 7 , 2 % ) 
325 (23,3 % ) 
449 (32,6 % ) 3-17 

Gelting 465 155 (55,3 % ) 1 4 4 ( 3 1 , 0 % ) 113 
Glonn 2990 keine Angabe 869(19 ,0 % ) 738 
Grafing 4 7 2 9 keine Angabe 1 332(28,1 % ) 1 543 
Hohenlinden 1 683 554 (55,3 % ) 496 (29,5 % ) 451 
Kirchseeon 3791 1 384 (57,5 % ) 775 (20,4 % ) 

258 (35,8 % ) 
1 224 

Lampferding 721 227 ( 4 6 , 0 % ) 
775 (20,4 % ) 
258 (35,8 % ) 195 

Loitersdorf 673 245 ( 5 7 , 2 % ) 200 (29,7 % ) 185 
Markt Schwaben 4 556 keine Angabe 1 367 (30,0 % ) 1 482 
Oberpframmern 849 386 ( 8 3 , 4 % ) 310(36 ,5 % ) 227 
Ölkofen 581 149 ( 7 5 , 0 % ) 155 ( 2 6 , 7 % ) 

934(17,1 % ) 
161 

Parsdorf 3 4 4 7 1611 ( 8 7 , 7 % ) 
155 ( 2 6 , 7 % ) 
934(17,1 % ) 1 001 

Pliening 1 427 710 ( 6 2 , 3 % ) 435 (30,5 % ) 
317(32,8 % ) 

362 
Pöring 966 486(101,3 % ) 

435 (30,5 % ) 
317(32,8 % ) 276 

Poing 1 589 687 ( 7 6 , 2 % ) 541 ( 3 4 , 0 % ) 
611 (40,1 % ) 

448 
Schalldorf 1 523 640 ( 7 1 , 5 % ) 

541 ( 3 4 , 0 % ) 
611 (40,1 % ) 431 

Steinhöring 2 3 1 7 959 ( 7 1 , 2 % ) 7 5 7 ( 3 2 , 7 % ) 
267(41 ,3 % ) 

578 
Straußdorf 647 260 ( 6 7 , 2 % ) 

7 5 7 ( 3 2 , 7 % ) 
267(41 ,3 % ) 166 

Zorneding 2 167 1 1 7 9 ( 1 1 9 , 3 % ) 708 (32,7 % ) 708 
Freie Gebiete 90 90(100 ,0 % ) 54 (60,0 % ) 2b 
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Die Verteilung der Flüchtlinge in Bayern« 

Vorbemerkung. 
Um die Entwicklung, die die Bevölkerung Bayerns seit dem zweiten Weltkrieg 
genommen hat, besser beurteilen zu können, ist es zweckmäßig, von diesem Zeit
punkt ab die Bevölkerungsentwicklung einige Jahrzehnte zurückzu verfolgen. 
Vor rund 80 Jahren, also etwa z. Zt. des deutsch-französischen Krieges, zählte 
das heutige Bayern eine Bevölkerung von 4,3 Millionen Personen. Seit dieser Zeit 
ist anhand der jeweiligen Volkszählungsergebnisse ein stetiges Wachstum fest
zustellen, das vor allem seit der Mitte der Neunzigerjahre bis zum Ausbruch des 
ersten Weltkrieges und schließlich von der Zeit von 1933 bis 1939 etwas lebhafter, 
aber doch im großen und ganzen gleichförmig war. Zu Beginn des zweiten Welt
krieges hatte Bayern eine Bevölkerung von rund 7 Millionen Einwohnern er
reicht. Im Verlauf von 68 Jahren war seine Bevölkerung somit um rund 2,7 Mil
lionen angewachsen. Ehesem Bevölkerungszuwachs steht nach weiteren 7 Jahren 
trotz der Verluste des zweiten Weltkrieges eine anläßlich der Volkszählung 1946 
festgestellte Bevölkerungszunahme von rund 2 Millionen Personen gegenüber. 
Diese Bevölkerungszunahme geht jedoch nur zu dem bedeutend kleineren Teil 
auf die Aufnahme der Evakuierten und der Ausländer während des Krieges 
zurück, sondern ist in der Hauptsache das Ergebnis der Ausweisung deutscher 
Bevölkerungsteile aus den Reichsgebieten östlich der Oder-Neisse und aus dem 
Ausland in den Jahren 194S und 1946. In diesen beiden Jahren wurden rund 
1,7 Millionen Flüchtlinge bzw. Heimat vertriebene in Bayern aufgenommen. 

Die erste umfassende Bestandsaufnahme der Bevölkerung nach dem zweiten 
Weltkrieg war die Volkszählung am 29. Oktober 1946. Angesichts der Bedeutung, 
die das Flüchtlingsproblem zu diesem Zeitpunkt schon gewonnen hatte, und die 
es wohl auch in absehbarer Zeit nicht verlieren wird, lag es nahe, die Flücht
linge sowohl in ihrer Gesamtzahl festzustellen als auch ihre Gliederung nach den 
wichtigsten Volks- und Berufszahlungsmerkmalen zu untersuchen. Aus dem 
Material dieser Volks- und Ben fszählung wurde deshalb — und zwar erstmals 
in Bayern — eine Sonderauszählung der Flüchtlinge vorgenommen. Als Flücht
linge galten hierbei alle Personen mit deutscher Muttersprache, die am I . Sep
tember 1939 ihren Wohnsitz in den ehemaligen Reichsgebieten östlich der Oder-
Neissa.oder im Ausland hatten. Bei Kindern, die nach dem 1. September 1939 
geboren wurden, war der Wohnsitz der Eltern — in Zweifels fällen derjenige der 
Mutter — für die Zuordnung entscheidend. 

In Abweichung hierzu wird von der Flüchtlings Verwaltung nach dem Flücht
lingsgesetz vom 19. Februar 1947 (Gesetz Nr. 59 über die Aufnahme und Ein
gliederung deutscher Flüchtlinge) für die Abgrenzung des Flüchtlingsbegriffes 
grundsätzlich der Wohnsitz am 1. Januar 1945 sowie die auf dieser Basis er
folgte Ausstellung der Flüchtlingspässe zugrundegelegt. Es war Jedoch anzu
nehmen, daß der statistisch erfaßte Personenkreis weitgehend mit dem auf
grund der gesetzlichen Bestimmungen festgelegten Kreis der Flüchtlinge über
einstimmen würde, da die am 1. Januar 1945 in den Herkunftsgebieten der 
Flüchtlinge beheimateten Personen im allgemeinen auch schon am 1. Sep
tember 1939 dort ihren Wohnsitz hatten und wesentliche Verschiebungen wäh
rend der Kriegsjahre nicht eingetreten waren. Die späteren Ergebnisse haben 
diese Annahme bestätigt. 

Die Flüchtlinge am 29. 10. 1946. 
Das Ergebnis der Sonderauszählung aus dem Material der Volks- und Berufs
zählung vom 29. Oktober 1946 schloß mit insgesamt 

1 657 765 Flüchtlingen •) 
Im Lande Bayern ab; davon waren 745 326 männlichen und 912 439 weiblichen 
Geschlechts. Zum gleichen Zeitpunkt war das Gebiet der vier Besatzungszonen 
einschließlich Groß-Berlin Aufnahmegebiet von rd. 9,6 Millionen, das Gebiet 
der gegenwärtigen Bundesrepublik von rd. 7,4 Millionen Flüchtlingen geworden. 
An der Bevölkerung der vier Besatzungszonen einschließlich Groß-Berlin hatten 
die Flüchtlinge einen Anteil von 14.9 vH, an der des Bundesgebietes einen sol
chen von 13,4 vH. Sie lagen in beiden Fällen unter dem Durchschnitt des Landes 
Bayern, von dessen Bevölkerung 18,9 v R Flüchtlinge waren. Innerhalb der Bun
desrepublik steht Bayern in der Reihe der deutschen Länder mit den größten 
Flüchtlingsanteilen nach Schleswig-Holstein und Niedersachsen an d r i t t e r 
Stelle. 

V e r t e i l u n g n a c h R e g i e r u n g s b e z i r k e n . 
Die Verteilung der Flüchtlinge auf die einzelnen Regierungsbezirke war sehr 
unterschiedlich; sie bewegte sich, wie die nachfolgende Ubersicht zeigt, innerhalb 
eines Bevölkerungsanteils von 14,4 vH im Regierungsbezirk Unterfranken und 
einem solchen von 24,0 vH im Regierungsbezirk Niederbayern. 

F l ü c h t l i n g e am 29. 10. 1946 
Regierungsbezirk mannt. weibl. zus. vH1) vH") 
Oberbayem 178 475 204 176 382 651 16,3 23,1 
Niederbayem 113 561 146 318 259 879 24,0 15.7 
Oberpfali 80 481 95 883 176 364 19,9 10,6 
Oberfranken 104 290 132 625 236 915 22,0 14.3 
Mittelfranken 85 302 100 594 185 896 15,4 11,2 
Unterfranken 64 403 77 718 142121 14,4 8.6 
Schwaben 118814 155 125 273 939 22,9 16,5 
B a y e r n 745 326 912 439 1 657 765 18,9 100 

') der Wohnbevölkerung 
*) der Flüchtlinge in Bayern 

Bei der Beurteilung dieser recht unterschiedlichen anteilmäßigen Belegung der 
Regierungsbezirke mit Flüchtlingen ist u. a. zu berücksichtigen, daß schon vor 
der Aufnahme der Flüchtlinge, d. h. während der Kriegsjahre in den einzelnen 
Regierungsbezirken Zunahmen der Bevölkerung durch Evakuierte, Ausländer 
sowie durch Betriebsverlegungen eingetreten waren. Da diese Zuzüge in den 
Regierungsbezirken ein verschiedenes Ausmaß angenommen hatten, war die nach 
Kriegsende verbliebene Aufnahmefähigkeit der Bezirke für Flüchtlinge äußerst 
unterschiedlich. So erklärt sirh u. a. der relativ geringe Flüchtlingsanteil Ober
bayerns, dessen Fremdenverkehrsgebiete während des Krieges ein besonderes 
Ziel zuziehender Evakuierter waren. 

V e r t e i l u n g n a c h S t a d t - und L a n d k r e i s e n . 
Innerhalb dar Regierungsbezirke waren durchweg die Landkreise bedeutend 
starker an der Aufnahme der Flüchtlinge beteiligt als die Stadtkreise, wie die 
nachfolgende Zusammenstellung zeigt: 

Von 100 Personen der Wohnbevölkerung waren Flüchtlinge 
• n in Ma-likr in I J I . I I k r in in - i- . i ikr in l-imlkr. 

22,0 Mittelfranken 7.4 20,9 
24,7 Unterfranken 4,4 16,0 
21.4 Schwaben 7,4 26,0 
23.5 B a y e r n 9.4 22,2 

Oberbayern 6,8 
Niederbayern 17,4 
Oberpfalz 14,7 
Oberfranken 17,9 

Die Urr.ache liegt grundsätzlich in der geringeren Aufnahmefähigkeit der bom
ben geschädigten Städte (München, Nürnberg, Augsburg, Würzburg usw.), wäh
rend die von Kriegsschäden größtenteils verschonten Landkreise und kleineren 
Stadtkreise Niederbayerns, der Oberpfalz und Oberfrankens für die wohnungs
mäßige Unterbringung der Flüchtlinge zunächst bessere Möglichkeiten boten. 

V e r t e i l u n g n a c h G e m e i n d e g r ö ß e n k l a s s e n . 
Stellt man ergänzend die Anteile der Flüchtlinge und der übrigen Bevölkerung 
einander nach Gemeindegrößenklassen gegenüber, so zeigt sich, daß die Unter
bringung der Flüchtlinge mit Schwergewicht in den kleineren Gemeinden er
folgt war. 

Gemeinden mit Flüchtlinge') Übr. BevöLkerung') 
Einwohnern Zahl vH Zahl vH 

weniger als 2 000 980 368 59,2 3 004 476 42,4 
2 000 bis unter 5 000 257 553 15,5 1 066 551 15.1 
5 000 bis unter 10 000 138 123 8,3 647 954 8,2 

10 000 bis unter 20 000 68 474 4,1 329 425 4.6 
20 000 bis unter 50 000 85 816 5.2 490 745 6,9 
50 000 bis unter 100 000 46 610 2,8 289 353 4,1 

100 000 und mehr 80 821 4.9 1 252 143 17,7 
B a y e r n 1 657 765 100 7 080 647 100 

Es ergibt sich somit die bemerkenswerte Tatsache, daß zum Zeitpunkt der Volks
zählung rund drei Viertel aller Flüchtlinge gegen 58 vH der übrigen Wohn
bevölkerung bei der Volkszählung in Gemeinden unter 5000 Einwohnern unter
gebracht waren. Diese Verteilung ist zweifellos als ein Nachteil anzusehen, da 
hierdurch den beruflichen Möglichkeiten der Flüchtlinge in erheblichem Maße 
Schranken gesetzt worden sind. 

Die Flüchtlinge am 1. 1. 1950. 
Die Ergebnisse der Volks- und Berufszählung vom Jahre 1946 bilden mit ihrer 
Vielfalt der verfügbaren Gliederungszahlen auch die Grundlage für die Be
urteilung der gegenwärtigen Struktur der Flüchtlinge. Die Zahlen werden ge
gebenenfalls als brauchbarer Anhaltspunkt für Schätzungen herangezogen wer
den, wenn es gilt, detaillierte Angaben über den gegenwärtigen Stand der Flücht
linge zu machen, deren Zahl sich seit der Volkszählung 1946 um rund 275 000 
Personen oder 16,6 vH aller 1946 gezählten Flüchtlinge bis zum 1. 1. 1950 haupt
sächlich durch weitere Zuwanderungen vermehrt hat. Zu diesem Zeitpunkt hat 
eine Zählung der Kreisflüchtlingsämter in Bayern 

1 932 551 Flüchtlinge 
ergeben. Im Durchschnitt ist gut jeder f ü n f t e Einwohner Bayerns Flüchtling. 
Die nunmehrige Verteilung der Flüchtlinge auf die einzelnen Regierungs
bezirke geht aus der nachfolgenden Übersicht hervor, die gleichzeitig angibt, 
wie die einzelnen Regierungsbezirke an der Aufnahme von Flüchtlingen seit 
der Volkszählung 1946 beteiligt waren. 

V e r t e i l u n g n a c h R e g i e r u n g sb ez i r k en 

Flüchtlinge am 1. 1. 1950 Zunahme gegenüber 
Regierungsbezirk 

Flüchtlinge 
dem 29. 10.1946 

Zahl vH1) vH1) Zahl vH") vH<) 
Oberbayern 474 173 19,3 24,5 91 522 23,9 33,3 
Niederbayern 276 702 24,9 14,3 16 823 6,5 6,1 
Oberpfalz 197 124 21,5 10,2 20 760 11,8 7,8 
Oberfranken 285 070 23,4 13,7 28155 11,9 10,2 
Mittelfranken 229 174 17,8 11,9 43 278 23,3 15,7 
Unterfranken 164 571 15,7 8.5 22 450 15,8 8,2 
Schwaben 325 737 25,7 16,9 51 798 18,9 18,9 
B a y e r n 1 932 551 21,0 100 274 786 16,8 100 

') der Bevölkerung ohne Ausländer In IRO-Lagern 
») der FlUchUlnge In Bayern. 

') der Flüchtlinge am ZS. 10. 
') der Zunahme in Bayern. 

Die umseitige Abbildung veranschaulicht darüber hinaus die Anteile, die die 
Flüchtlinge an der Bevölkerung in den einzelnen Stadt- und Landkreisen Bayerns 
haben. Eine gewisse Schwerpunktbildung im Südosten des Landes wird durch 
die Vorstellung gestützt, daß die zahlenmäßig kleinere Gruppe der Flüchtlinge 
aus den Reichsgebieten Östlich der Oder-Neisse (32,2 vH), bei denen es sich 
hauptsächlich um Schlesier handelt, bereits zum größten Teil im Jahre 1945 im 
nordöstlichen Teil des Landes Fuß gefaßt haben. Die bedeutend stärkere Gruppe 
der Flüchtlinge aus dem Ausland (67,8 vH), unter denen die Sudetendeutschen 
weit an der Spitze stehen, ist dagegen zum größten Teil erst im Jahre 1946 in 
Bayern eingetroffen und vorwiegend in die ursprünglich relativ schwächer be
legten Gebiete des südwestbayerischen Raumes geleitet worden. 

Es wäre jedoch abwegig, aus der Größe der Flüchtlingsanteile an der Bevölke
rung allein die Rangfolge für die durch die Zuweisung von Flüchtlingen geschaf
fene wirtschaftliche Situation der einzelnen Aufnahmegebiete abzuleiten. So 
vermochte bereits eine geringfügige Flüchtlingszuweisung in Notstandsgebieten 
wesentlich größere Schwierigkeiten auszulösen, als in Gebieten, die größere 
Flüchtlingszuweisungen erhalten hatten, aber auch aufnahmefähiger gewesen 
waren. Bei der Beurteilung des Grades der Aufnahmefähigkeit werden immer 
mehrere Gesichtspunkte nebeneinander zu berücksichtigen sein, wobei die Fragen 
der Arbeits- und Wohnmöglichkeiten im Vordergrund stehen. 

Die Verteilung der Flüchtlinge ist ein aktuelles Problem von größter Bedeutung. 
Eine möglichst gerechte Verteilung der Flüchtlinge wird dazu beitragen, ihre 
vorerst zu einem großen Teil noch brachliegenden Kräfte und beruflichen Fähig
keiten zur Entfaltung zu bringen. 

W. S wob Oda. 

(bayerisches Statistisches Landesamt: Das Bayer
land und seine lebendigen Kräfte, Blatt A 6.) 
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Die Verteilung der Heimatvertriebenen und Flüchtlinge 
auf Bayern nach dem Stand von 1950 

Flüchtlinge bzw. Heimatvertriebene 
in vH . der Bevölkerung 
(ohne Ausländer in IRO-Lagern) 

Die Flüchtlinge 
Refugees 

unter 14 

14 bis unter 18 

18 bis unter 22 

2 2 bis unter 2 6 

26 und mehr 
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Der vH-Anteil der Vertriebenen an der Bevölkerung 
der Stadt- und Landkreise Bayerns 
(Volkszählung 1950) 

Anteil der Vertriebenen 
an der Bevölkerung 

unter 15 vH 

15 bis unter 2 0 vH 

20 bis unter 2 5 vH 

25 bis unter 3 0 vH 

3 0 vH und mehr 

Bayerisches Statistisches Landesamt 

5 c 
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Schlußbetrachtung 

„Die Stimmung der hiesigen Bevölkerung ist 
allgemein schlecht. Vor allem in den Arbei
ter- und Flüchtlingskreisen ist diese eine ver
heerende. Freud- und mutlos verbringt 
diese Bevölkerungsschicht ihr Leben." 
(Stimmungsbericht des Landpolizeipostens 
von Grafing vom 15. Februar 1948). 
„Betreffend Unzufriedenheit in der hiesigen 
Bevölkerung sind immer wieder die gleichen 
Klagen zu erwähnen, w ie Arbeitslosigkeit, 
Wohnungsnot, Preiserhöhung, Flüchtlings
not usw. Vor allem wird auch über die Sofort
hilfe und den Lastenausgleich besonders ge
klagt. Die Bauern sprechen davon, daß ihnen 
jetzt im Herbst nach Ablieferung der Ernte 
wohl diese Zahlungen möglich sein werden , 
doch im Frühjahr wäre nicht daran zu den
ken. Vor allem aber die Kleinhausbesitzer 
wissen angeblich nicht, w o h e r sie das Geld 
für diese Zahlungen hernehmen sollen." 
(Stimmungsbericht des Landpolizeipostens 
von Grafing vom 13. November 1949.) 
Angesichts der gewaltigen Probleme, die es 
noch Jahre nach Kriegsende zu bewältigen 
galt, darf die Eingliederung der Heimatver
tr iebenen und Flüchtlinge im Landkreis 
Ebersberg im großen und ganzen als gelun
gen betrachtet werden . G e w i ß gibt es sogar 
heute noch ein gewisses Maß an Unzufrie
denheit und Spannungen unter einigen we
nigen Einheimischen und Vertr iebenen, die 
sich ungerecht behandelt und benachteiligt 
fühlten oder immer noch fühlen, doch die 
große und meist schweigende Mehrheit ver
stand es früher oder später, sich den schwie
rigen Situationen anzupassen und das Beste 
daraus zu machen. 

Wenn nun mehr als 40 Jahre nach Kriegs
ende und Vertreibung eine durchaus posi
tive Bilanz gezogen werden kann, so ist dies 
sowohl das Verdienst einheimischer w ie 
auch vertr iebener Bürger, die sich mit 
menschlichem Verständnis, Mut und Energie 
an die Arbeit machten. G e w i ß hatten es die 
heimat- und in der Regel auch besitzlosen 
Vertr iebenen am schwersten, doch darf 
nicht vergessen werden , daß die Einheimi
schen ebenfalls unter den Lasten des verlo
renen Krieges zu leiden hatten und sich nun 

plötzlich einer Flut von Menschen gegen
über sahen, die ihnen fremd waren , die in 
ihre Häuser und Wohnungen drängten, die 
ihre eigene gleichermaßen jahrhundertealte 
Kultur und Tradition zu verwässern drohten 
und die ihnen nicht nur beträchtliche wirt
schaftliche Einbußen, sondern auch private 
und gesellschaftliche Einschränkungen ab
forderten. Und dennoch zeigten manche 
von ihnen größere Opferbereitschaft, als 
Staat und Gesellschaft von ihnen verlangen 
konnten, w ie etwa der Bürgermeister von 
Moosach, der den Vertr iebenen seiner Ge
meinde nicht nur Baugrund aus seinem eige
nen Besitz, sondern auch noch das nötige 
Bauholz zur Verfügung stellte. Es mangelte 
nicht an Beispielen selbstloser Hilfe seitens 
der Einheimischen, die viele Vertr iebene 
auch deshalb bekamen, weil sie sich durch ih
ren immensen Aufbauwillen und ihr Wissen 
und Können bei den Alteingesessenen Re
spekt und Achtung verschaffen konnten. 
Wenn es zu solchen Hilfsaktionen kam, wur
den die Gebenden mitunter auch für ihre 
Vorleistungen überraschend entschädigt. So 
hatten zum Beispiel in Ebersberg einige Bau
ern zusammen mit der Gemeinde den Ver
tr iebenen einige Ackergründe am Kloster
see überlassen, um dort Gartenparzel len für 
Gemüseanbau anlegen zu können. A ls nach 
der Währungsreform diese „Flüchtlingsgär
ten" aufgelöst wurden , meinte einer der 
Bauern, er sei reichlich dafür belohnt wor
den, denn er habe auf diesem Boden nach
her eine Ernte wie nie zuvor gehabt, da er 
durch die Flüchtlinge so intensiv und sorgfäl
tig bearbeitet worden sei. Leider lassen sich 
aber heute die meisten und nachhaltigsten 
Vorteile, die dem Landkreis und seiner Be
völkerung durch die Aufnahme der Vertrie
benen erwuchsen , weniger handgreiflich er
fassen, obwohl sie latent in nahezu sämt
lichen Bereichen des Lebens vorhanden und 
zu spüren sind. 

So läßt sich zum Beispiel nicht in Zahlen mes
sen, w ie sehr die Vertr iebenen das wir t
schaftliche Potential des Landkreises erhöh
ten. Neben dem Steueraufkommen, das die 
von ihnen gegründeten Betriebe aufbrach

ten, und den Arbeitsplätzen, die sie schufen, 
wiegt das Können und Wissen ihrer Unter
nehmer und Facharbeiter ebenso schwer. 
Traditionelle Berufszweige des Landkreises, 
wie e twa das Schneider- und Schusterhand
werk , erfuhren einen neuen Aufschwung 
und wurden durch Innovationen bereichert, 
dazu siedelten sich völlig neue Produktions
zweige wie Kunststoffverarbeitung und Pelz-
und Lederverarbeitung an. Die bis Kriegs
ende vorwiegend agrarische Struktur des 
Landkreises wurde vielfältiger und gemisch
ter. 
Auch das äußere Bild des Landkreises blieb 
nicht unverändert . Obwohl der traditionelle 
Baustil in den alten Siedlungsteilen vorwie
gend erhalten blieb, finden sich in allen G e 
meinden die typischen Bauten der fünfziger 
und frühen sechziger Jahre, die meist von 
oder für die Heimatvertr iebenen in großer 
Anzahl errichtet wurden . Häufigzeigen auch 
ganze Siedlungen, neue Ortsteile und evan
gelische Kirchengebäude, welche Wandlun
gen stattgefunden hatten. 
Vergeblich wäre der Versuch, mit wissen
schaftlicher Akribie feststellen zu wol len, in
wiefern sich durch den Einfluß der Heimat
vertr iebenen die Mentalität und der gesell
schaftliche Umgang innerhalb der Bevölke
rung des Landkreises gewandelt haben. 
Doch dürfte es wohl seine Richtigkeit haben, 
wenn gesagt w i rd , daß vor allem die Sude
tendeutschen mit ihrer österreichisch-lie
benswürdigen Lebensart die der Alteinge
sessenen auflockerten, etwas beschwingter 
gestalteten und für mehr Gastfreundschaft 
und gesellschaftliche Kontakte sorgten. Völlig 
unbeeinflußt scheint dagegen die Sprache 
geblieben zu sein. Mögen auch die älteren 
Heimatvertr iebenen teilweise noch an ih
rem heimatlichen Dialekt festhalten, so ha
ben ihre Kinder durchweg den bayerischen 
angenommen, während die Einheimischen 
unverändert an ihrer Mundart festhielten. 
U m so stärker wurde dafür von den Vertrie
benen das kulturelle Leben der Einheimi
schen angeregt, wie es sich sehr gut am Bei
spiel der Musik aufzeigen läßt. Vor dem Krieg 
gab es auf dem Land nur selten Musikgrup-
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Chronik zur Geschichte der Vertreibung aus der Heimat und zur Eingliederung im 
Landkreis Ebersberg 

Landräte im Landkreis Ebersberg [ I ] 
21. Mai 1945 - 27 Mai 1946 Dr. Eugen Carl Mayer 
28. Mai 1946 - 30. Apri l 1952 Dr. Alois Keßler 
I. Mai 1952 - 30. Apri l 1978 Dr. Remigius Streibl 
I. Mai 1978 - Hermann Beham 

Daten zur Geschichte der Flucht und der Vertreibung [2] 

September 1942 

12. Mai 1943 

6. Juni 1943 

28. November -
I. Dezember 1943 
Herbst 1944 

15. Dezember 1944 

12. Januar 1945 

28. Februar 1945 

5. Mai 1945 

8. Mai 1945 
19. Mai 1945 

26. Juni 1945 

22. Juli 1945 

5. Oktober 1945 

Oktober 1945-1948 

19. Januar 1946 

14. Februar 1946 

24. Oktober 1946 

5. Dezember 1946 

Herbst 1948 

Die britische Regierung teilt der tschecho-slowakischen Exilregierung 
mit, daß sie im Prinzip nichts gegen eine Deportation der Sudetendeut
schen habe. 
Roosevelt gibt Benesch sein Einverständnis zu der geplanten Auswei
sung der Sudetendeutschen. 
Der Sowjetbotschafter bei der tschecho-slowakischen Exilregierung er
klärt sich mit der Ausweisung der Sudetendeutschen einverstanden. 
Konferenz von Teheran (Roosevelt—Churchil l-Stalin) behandelt neue 
polnische Westgrenze. 
Volksdeutsche aus Nordsiebenbürgen und Ungarn fliehen nach Öster
reich und Bayern. 
Premierminister Churchil l billigt vor dem britischen Unterhaus eine 
Ausweitung Polens nach dem Westen an Stelle der im Osten abzutre
tenden Gebiete und die totale Austreibung der Deutschen aus den 
neuen Gebieten. 
Beginn der russischen Weichsel-Offensive; Beginn der Massentrecks 
von flüchtenden Ostdeutschen. 
Maßnahmen gegen die in Polen zurückgebliebenen Volksdeutschen, 
w ie Unterbringung in Arbeitslagern, Vermögenseinziehung und der
gleichen. 
Aufstand in der Tschecho-Slowakei und Beginn des Terrors gegen die 
Deutschen. 
Kapitulation der deutschen Wehrmacht . 
Dekret des Präsidenten Dr. Benesch über die Beschlagnahme des ge
samten deutschen Besitzes in der Tschecho-Slowakei. 
Charta der Vereinten Nationen; sie schließt die deutschen Heimatver
tr iebenen aus der internationalen Flüchtlingsbetreuung aus. 
Die Prager Regierung legt den drei Großmächten Pläne für die „geord
nete Aussiedlung" der Deutschen und Magyaren aus der Tschecho-Slo
wakei vor. 
Festsetzung des Ausweisungsbeginns der Deutschen aus Polen, der 
Tschecho-Slowakei und Ungarn durch Marschall Schukow. 
Austre ibungder Deutschen aus Polen und darüber hinaus aus den unter 
polnischer Verwaltung stehenden deutschen Ostgebieten (Einzeltrans
porte bis 1950). 
Beginn der bis Anfang 1947 laufenden Abtransporte der Deutschen aus 
der Tschecho-Slowakei, Ungarn und Jugoslawien nach Bayern, Hessen 
und Württemberg-Baden sowie in die sowjetische Besatzungszone. 
A b k o m m e n über die Aussiedlung der Deutschen aus Polen zwischen 
der britischen Rheinarmee und den polnischen Behörden. Der Abtrans
port der Deutschen beginnt sofort und dauert bis 1947 an. 
InnenministerderTschecho-Slowakei Vosektei lt den Abschluß der Aus
treibung der Sudetendeutschen mit. 
Annahme des Status der IRO (International Refugee Organization — Or
ganisation für die internationale Betreuung der Flüchtlinge; A n m . d. 
Verf . ) ; Ausschluß der deutschen Vertr iebenen und Flüchtlinge von jed
weder Betreuung. 
Ausweisung von Deutschen aus dem sowjetisch besetzten Teil Ost
preußens (Einzelausweisungen bis 1950). 

pen, doch die Zuwanderung vor allem böh
mischer Musikanten konnte hier nicht nur 
manche Lücke schließen, sondern auch mit 
neuen Melodien und Liedgut den vorhande
nen Bestand anreichern. Ähnl ich, wenn auch 
nicht so ausgeprägt, verhält es sich in den Be
reichen Brauchtum, Literatur und bildende 
Kunst. Daß die A r t sich zu kleiden ebenfalls 
von den Neubürgern beeinflußt wurde , ist 
heute nicht mehr offensichtlich, doch in den 
Anfangsjahren der Integration nahm durch 
das Beispiel und dieguten Schneiderder H e i 
matvertriebenen das äußere Erscheinungs
bild derEinheimischen m e h r u n d mehrstäd
tische Züge an. Dadurch w u rde allerdings 
nur ein Entwicklungsprozeß beschleunigt, 
der so oder so eingetreten wäre . 
Es bleiben noch Mitarbeit und Engagement 
von Vertr iebenen in den vielen Vereinen, 
Verbänden, Arbeitskreisen, Feuerwehren 
und sonstigen Gruppierungen zu e rwähnen , 
Auch hier lassen sich keine konkreten Anga
ben über die Intensität und Bedeutung die
ser Leistungen machen, doch dürften sie be
deutender sein, als es auf den ersten Blick h m 
scheint. 

Heute, da die damals unlösbar scheinenden 
Probleme bewältigt sind und die Integration 
der Heimatvertr iebenen und Flüchtlinge ge
lungen ist, können alle Beteiligten mit Stolz 
auf ihr W e r k zurückblicken und die nach 
kommenden Generationen in Dankbarkeit 
die Ernte der Aufbauarbeit miteinholen. Ei
nes sollte jedoch nicht vergessen w e r d e n : Es 
hätte auch ganz anders kommen können . . . 

A n m e r k u n g e n 

[ I ] Nach Auskunf t des Landratsamtes Ebersberg . 
[2] Statistisches Bundesamt (Hrsg.): Statistisches 
Taschenbuch über die He imatver t r i ebenen . 
Wiesbaden 1953, S. 156-160. 
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Daten zur Geschichte der Eingliederung 
von Flüchtlingen und Ausgewiesenen 

27 August -
12. November 1945 
Kleider- und Wäschesammlung des Bay
erischen Roten Kreuzes für entlassene 
Soldaten, Flüchtlinge und sonstige Be
dürftige im Landkreis. 

2. Oktober 1945 
Wohnungskommission für die Beschlag
nahme von Wohnräumen nimmt ihre Tä
tigkeit auf. 

2. November 1945 
Die Landesflüchtlingsverwaltung wird in 
Bayern errichtet und der Staatskommis-
sarfürdasFlüchtl ingswesen und jeein Re
gierungskommissar bei den Regierungs
präsidenten bestellt. 

4. Dezember 1945 
Der Staatskommissar für das Flüchtlings
wesen erläßt seine Anweisung Nr. I mit 
den „Bestimmungen für die Beschlag
nahme von Wohnungen und Z immern 
zum Zwecke der Einquartierung für Eva
kuierte und Flüchtlinge". 

14. Dezember 1945 
Das Flüchtlingsnotgesetz w i rd erlassen 
(Gesetz Nr. 5 über die Befugnisse des 
Staatskommissars für das Flüchtlingswe
sen, der Regierungsflüchtlingskommis
sare und der Flüchtlingskommissare bei 
den Landräten und Oberbürgermei
stern) . 

Februar 1946 
Errichtung eines Flüchtlingsausschusses 
im Süddeutschen Länderrat, Koordinie
rungsstelle der Flüchtlingsverwaltungen 
der L a n d c r der US-Zone. [ I ] 

16. März 1946 
Der Kontrollrat der All i ierten Kontrollbe
hörde erläßt das Gesetz Nr. 18 (Woh
nungsgesetz). 

6. Apri l 1946 
Der Flüchtlings-Ausweis w i rd eingeführt. 

20. Apri l 1946 
Erster Ruf um internationale Hilfe zur Lö
sung des deutschen Flüchtlingsproblems 
durch Flüchtlingskommissare der drei 

Länder der US-Zone im Stuttgarter Län
derrat. [ I ] 

12. August 1946 
Vier Flüchtlingsobleute nehmen im Land
kreis Ebersberg ihre Tätigkeit auf. 

28. Oktober 1946 
Der Staatskommissar für das Flüchtlings
wesen erläßt die Verordnung „über Be
schaffung von Öfen und Herden durch 
Beschlagnahme". 

Januar 1947 
Gründung der „Aktiven Flüchtlingshilfe" 
in Ebersberg. 

7. Februar 1947 
Das „Gesetz Nr. 60 zur Behebung der 
Notstände im Flüchtlingswesen" w i rd er
lassen. 

19. Februar 1947 
Gesetz überdie Aufnahme und Eingliede
rung deutscher Flüchtlinge (Flüchtlings
gesetze) in den Ländern der amerikani
schen Zone . [ I ] 

Frühjahr 1947 
Genehmigung der US-Militärregierung 
zum Zusammenschluß von Vertr iebenen 
mit dem Ziele gegenseitiger sozialer Hilfe. 
[ I ] 

Mitte 1947 
Beginn der staatlichen Kredit- und Bürg
schaftsaktion der Länder zur Neugrün
dung von Vertr iebenenbetrieben. [ I ] 

I.Juni 1947 
Tag der Flüchtlinge mit einer „Flüchtlings-
Hilfsaktion", „um durch eine großzügige 
Spende der schlimmen Not der Flücht
linge und Vertriebenen zu begegnen". 

30. August 1947 
Gründung der Bau- und Siedlungsgenos-
senschaft in Ebersberg. 

November 1947 
Erstes Abkommen zur inneren deut
schen Umsiedlung durch den Länderrat 
Stuttgart. [ I ] 

20. Juni 1948 
Währungsreform. 

Herbst 1948 
Besatzungsmächte heben Koalitionsver
bot für Vertr iebene und Flüchtlinge in 
Deutschland auf. [ I ] 

9. Dezember 1948 
Konferenz der Ministerpräsidenten der 
Länder beschließt Einrichtung einer Zen
tralstelle für das Flüchtlingswesen. [ I ] 

5.-13. März 1949 
„Flüchtlings-Leistungs-Schau" von Ver
tr iebenenbetrieben in Ebersberg. 

9. Apri l 1949 
Gründung des Zentralverbandes der ver
tr iebenen Deutschen in Hannover. 

15. Mai 1949 
Gründung des Ortsverbandes Zorneding 
der Sudetendeutschen Landsmannschaft. 

21. Mai 1949 
Gründung der Ortsgruppe Ebersberg der 
Sudetendeutschen Landsmannschaft. 

23. Mai 1949 
Grundgesetz der Bundesrepublik 
Deutschland beschlossen. Im Artikel 116 
werden als Deutsche im Sinne des 
Grundgesetzes auch die Heimatvertrie
benen festgestellt. [ I ] 

Juli 1949 
Der I. Sudetendeutsche Tag findet in 
Memmingen statt. 

Juli 1949 
Erste Berücksichtigung der Vertriebenen 
im Rahmen der Marshallplan-Hilfe. [ I ] 

8. August 1949 
Gesetz zur Milderung dringender sozialer 
Notstände (Soforthilfegesetz). [ I ] 

10. August 1949 
Gesetz zur Förderung der Eingliederung 
der Heimatvertr iebenen in der Landwirt
schaft (Flüchtlingssiedlungsgesetz). [ I ] 

21. September 1949 
Dr. Hans Lukaschek wird zum Bundesmi
nister für Vertr iebene ernannt. [ I ] 

November 1949 
In Steinhöring wird mit dem Bau des er-
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sten Hauses für heimatvertriebene Fami
lien begonnen. 

29. November 1949 
Verordnung der Bundesregierung über 
die Umsiedlung von 300000 Heimatver
triebenen aus den Ländern Bayern, Nie
dersachsen und Schleswig-Holstein. 

März 1950 
Gründung des Bezirksverbandes der ost
preußischen Landsmannschaft für den 
Landkreis Ebersberg. 

12. Mai 1950 
Gründung der Vertr iebenenbank in 
Bonn. [ I ] 

5. August 1950 
Charta der deutschen Heimatvertriebe
nen: Recht auf die Heimat als von Gott ge
schenktes Grundrecht der Menschheit — 
Verzicht auf Rache und Vergeltung — 
Schaffung eines geeinten Europas — Mit
arbeit am Wiederaufbau Deutschlands 
und Europas. [ I ] 

August 1950 
Die ersten Heimatvertr iebenen verlassen 
im Rahmen des Umsiedlungsprogramms 
den Landkreis Ebersberg. 

17 Dezember 1950 
Gründungder .Vereinigten Ostdeutschen 
Landsmannschaften" ( V O L ) in Bonn. [ I ] 

13. Mai 1951 
Beschluß der Vollversammlung des Euro
parates über Schaffung eines europäi
schen Flüchtlingsamtes, das auch die 
deutschen Heimatvertr iebenen in seine 
Tätigkeit einbezieht. 

22. Mai 1951 
Gesetz zur Umsiedlung von weiteren 
300 000 Heimatvertr iebenen aus den 
Ländern Bayern, Niedersachsen und 
Schleswig-Holstein. [ I ] 

August 1951 
Leistungsschau der Sudetendeutschen in 
Markt Grafing. 

12. Februar 1952 
Verordnung zur Umsiedlung von Vertrie
benen aus Flüchtlingslagern und Not
wohnungen in den Ländern Bayern, Nie
dersachsen und Schleswig-Holstein. [ I ] 

21. Apr i l 1952 
Gesetz über die Feststellung von Vertrei
bungsschäden und Kriegsschäden (Fest
stellungsgesetz). [ I ] 

14. August 1952 
Gesetz über den Lastenausgleich. 

September 1952 
Das Ausgleichsamt wi rd in Ebersberg er
richtet. 

23. September 1952 
Gesetz zur Änderung und Ergänzung des 

Gesetzes zur Umsiedlung Heimatvertrie
bener aus den Ländern Bayern, Nieder
sachsen und Schleswig-Holstein. [ I ] 

19. Mai 1953 
Gesetz über die Angelegenheiten der 
Vertriebenen und Flüchtlinge (Bundes
vertriebenengesetz). [ I ] 

September 1953 
Die Sportplatzbaracken in Markt Schwa
ben werden aufgelöst. 

Pfingsten 1954 
Die Bayerische Staatsregierung über
nimmt die Schirmherrschaft über die Su
detendeutsche Volksgruppe. 

4 . - 5 . Juni 1956 
Die Sudetendeutsche Ortsgruppe Poing 
läßt ihre Fahne weihen. 

September 1956 
Die „Eghalanda Gmoi " w i rd im Landkreis 
Ebersberg gegründet. 

I. Apri l 1957 
In Markt Schwaben wi rd das letzte Flücht
lingslager aufgelöst. 

November 1957 
In der Gemeinde Moosach w i rd ein Ge
denkkreuz für die Heimatvertr iebenen 
errichtet. 

21. Juli 1964 
Für den Landkreis Ebersberg wird die 
Wohnraumbewirtschaftung mit Aus
nahme der Gemeinden Ebersberg und 
Poing aufgehoben. 

I.Juli 1966 
Ende der Wohnraumbewirtschaftung im 
gesamten Landkreis. 

A n m e r k u n g 

[ I ] Statistisches Bundesamt (Hrsg . ) : Statistisches 
Taschenbuch über die He imatver t r i ebenen , 
Wiesbaden 1953, S. 156-160. 
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